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„Heldinnen des Ta-
ges“, so werden sie  

in der Corona-Krise ge-
feiert: die Pflegekräfte in 
Krankenhäusern, Alten-
heimen, Behindertenein-
richtungen, Hospizen oder 
in der häuslichen Pflege; 
Pflegekräfte, die mehrheit-
lich Frauen sind. Sie sind 
es, die in der Pandemie-
Krise das Gesundheitssys-

tem am Laufen halten, die in der In-
tensivmedizin bis an die Grenze der 
Erschöpfung arbeiten; die in der häus-
lichen Pflege ihre Patienten aufsuchen, 
auch auf die Gefahr hin, sich selbst an-
zustecken; die für kleines Geld, aber 
mit hohem Idealismus die Hochbetag-
ten in den Altenheimen versorgen, oft 
die einzigen Kontaktpersonen für Men-
schen, die in Zeiten der Pandemie als 
Hochrisikogruppe gelten.

Doch gerade in der Krise zeigt sich: 
Das System kommt an seine Grenze. 
Gerade da, wo Menschen in Krankheit, 
Einsamkeit und Todesnähe existenziel-
len Grenzerfahrungen ausgesetzt und 
in besonderer Weise auf menschliche 
Zuwendung angewiesen sind, bleibt oft 
keine Zeit für Menschlichkeit. Der Per-
sonalmangel führe dazu – so eine Um-
frage unter Pflegenden –, dass selbst 
der minimale Grundsatz „satt, sauber, 
schmerzfrei“ oft nicht mehr zu gewähr-
leisten sei. Davon, Kranken und ihren 
Angehörigen in der belastenden Situa-
tion beizustehen, sie zu beraten und 
ihnen zuzuhören, könne längst keine 
Rede mehr sein. 

Es herrscht Pflegenotstand in 
Deutschland, und das nicht erst seit 
der Corona-Krise. Bis ins Jahr 2030 
werden in Deutschland mehr als 3,5 
Millionen Menschen pflegebedürftig 
sein. Gleichzeitig fehlen bis dahin – 

laut Schätzungen – mehr als 500 000 
Fachkräfte. Die Gründe für den Fach-
kräftemangel und den fehlenden Fach-
kräfte-Nachwuchs sind bekannt: gro-
ße Arbeitsbelastung, schlechte Bezah-
lung, fehlende Wertschätzung (Beitrag 
Konrad/ Jogerst-Ratzka). Je älter die 
Deutschen werden, desto mehr Pfle-
gepersonal muss es in Krankenhäusern, 
in den Alten- und Pflegeheimen geben. 
Aber Kliniken wie Pflegeeinrichtungen 
haben große Schwierigkeiten, ihre Stel-
len zu besetzen. Die Arbeitsbedingun-
gen in der Pflege sind oft durch hohe 
körperliche und psychische Belastun-
gen, Zeitdruck und ungünstige Arbeits-
zeiten charakterisiert, was zudem zu 
hohen Krankenständen und geringer 
Verweildauer im Beruf führt. Da bleibt 
nicht aus, dass sich Belastungen der Be-
schäftigten direkt auf die Pflegequa-
lität auswirken. Es wird deutlich, dass 
das Ideal einer zugleich erschwingli-
chen, fürsorglichen und gerechten Pfle-
ge schlechterdings nicht realisierbar ist 
(Beitrag Emunds/Hagedorn). 

Angesichts solcher dramatischer 
Entwicklungen muss man aus sozial-
ethischer Perspektive fast dankbar sein, 
dass in Zeiten der Covid-19-Pandemie 
eine Gesellschaft „plötzlich“ (?) ihre 
Armen und Alten wiederentdeckt, die 
Schwachen und Schutzbedürftigen – 
und all jene, die sich um sie kümmern: 
helfende Berufe im Grenzbereich einer 
Wohlfühlgesellschaft, die in Krisenzei-
ten neu den Wert des Lebens und den 
Einsatz all jener schätzen lernt, deren 
Arbeit ganz unmittelbar und elemen-
tar Dienst am Menschen ist. „Heldin-
nen und Helden des Alltags“, so müss-
te man all jene nennen, die ihre An-

gehörigen zu Hause pflegen und oft 
genug die eigene Erwerbstätigkeit und 
soziale Absicherung hintanstellen. Da-
mit zeigen sich Reformbedarfe im Be-
reich der sozialen Sicherung wie auch 
die Notwendigkeit der Neujustierung 
des Verhältnisses von familiärer und 
professioneller Pflege (Beitrag Heim-
bach-Steins/Quaing). Das Themenheft 
lenkt den Blick auch auf sog. Live-in-
Pflegekräfte, die ihre eigenen Familien 
in den Herkunftsländern temporär ver-
lassen, um in Privathaushalten hierzu-
lande zu arbeiten. Dabei werden Fra-
gen nach fairen und legalen Arbeits-
bedingungen aufgeworfen (Interview). 
Ein Umsetzungsversuch wird mit dem 
Caritas-Programm „CariFair“ vorge-
stellt (Beitrag Menebröcker). Daneben 
werden die Herausforderungen inter-
nationaler Pflegefachkräfte in Deutsch-
land fokussiert (Beitrag Klemm/Satola). 

Mitten in der Krise entdeckt eine 
Gesellschaft, dass der Dienst der sor-
genden und pflegenden Berufe wahr-
lich systemrelevant ist. Es ist an der 
Zeit, DANK zu sagen, verbunden mit 
der Selbstverpflichtung, der neuen 
Aufmerksamkeit und Wertschätzung 
auch Taten folgen zu lassen: die sub-
stantielle Aufwertung der Pflegeberufe. 
In der Krise zeigt sich die Güte eines 
Gesundheitssystems, und eine Gesell-
schaft ist gut beraten, wenn sie be-
denkt, was ihr die Menschlichkeit an 
den Grenzen des Lebens wert ist. Da 
geht es um Fallzahlen und Bettenka-
pazitäten, aber vor allem geht es um 
Menschen, an deren Versorgung sich 
maßgeblich zeigt, in welcher Gesell-
schaft wir leben.

Heldinnen der Krise

Peter Klasvogt
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Das Trilemma der Pflege
Zu Zielkonflikten und Unzulänglichkeiten 
verbreiteter pflegepolitischer Strategien1

Das Konzept eines „Trilemmas2 der Pflege“ ist ein mögliches Deutungsraster zur Ein-
ordnung pflegepolitischer Strategien. Dabei geht es vor allem darum, grundlegende 
Spannungen zwischen einigen pflegepolitischen Zielen herauszuarbeiten und zu 
verdeutlichen, dass diese Abwägungs- oder Gewichtungsentscheidungen erforder-
lich machen. Im Anschluss an Analysen des US-amerikanischen Ökonomen William 
J. Baumol (1922–2017) argumentieren die Verfasser, dass das besondere Profil der 
bezahlten Pflegearbeit in einer Ökonomie mit steigender industrieller Produktivi-
tät dazu führt, dass Pflegedienstleistungen gegenüber anderen Gütern immer teurer 
werden. Vor dem Hintergrund dieses ökonomischen Trends werden die Prekarisierung 
bezahlter Pflegearbeit, aber auch ihre Zerstückelung („Minutenpflege“) sowie neuere 
Bemühungen zur Einführung zeitsparender Techniken als – bestenfalls vorübergehend 
wirksame – Versuche verständlich, diesem Trend entgegenzuwirken. Die Analyse beginnt mit einer gesamtwirtschaftlichen Ein-
ordnung der Branche personenbezogener Dienstleistungen, zu denen auch die hier untersuchten Pflegedienstleistungen gehören.

1. Personenbezogene Dienstleistungen

Der Dienstleistungssektor umfasst un-
terschiedliche ökonomische Aktivitä-
ten. Sie reichen von der Abfallentsor-
gung und „Food and Fun“-Services 
(Gøsta Esping-Andersen) über Ge-
sundheits- und Reinigungsdienste so-
wie Bildung und Beratung bis hin zu 
Versicherungs- und Bankdienstleis-
tungen. Zumindest seit dem Zweiten 
Weltkrieg wächst in (West-)Deutsch-
land und in vielen anderen Ländern 
der nördlichen Hemisphäre kontinu-
ierlich der Anteil des Dienstleistungs-
sektors an der Gesamtwirtschaft. Dieser 
Strukturwandel hin zum sog. tertiären 
Sektor zeigt sich sowohl bei der Brut-
towertschöpfung als auch bei der Er-
werbstätigenzahl und der Zahl geleiste-
ter Arbeitsstunden. Im Jahr 1980 war in 

der Bundesrepublik Deutschland erst-
mals mehr als die Hälfte der Erwerbs-
tätigen in den Dienstleistungsbereichen 
tätig, 2018 waren es in ganz Deutsch-
land ca. 75 Prozent – wobei die Bun-
desrepublik im Vergleich zu anderen 
westlichen Ökonomien aufgrund ihrer 
(bis zur Corona-Krise) vitalen (Export-)
Industrie im Prozess der Tertiarisie-
rung allgemein als Nachzüglerin ein-
geschätzt wird. Wie schon beim Struk-

turwandel von der Agrar- zur Indust-
riewirtschaft kommt es nun schon seit 
Jahrzehnten zu einer weiteren massi-
ven Verlagerung des Arbeitsvolumens: 
dieses Mal aus der industriellen Wa-
ren- in die Dienstleistungsproduktion.

Derzeit ist in Deutschland etwa je-
der sechste Erwerbstätige in den per-
sonenbezogenen Dienstleistungen be-
schäftigt, Tendenz stark steigend (vgl. 
Baethge/Baethge-Kinsky 2017, 17 f.). 
Das Volumen der hier geleisteten Ar-
beitsstunden nahm zwischen 1991 und 

Jonas HagedornBernhard Emunds

1 Der Beitrag entstand im Rahmen des von der Deutschen Forschungsgemeinschaft fi-
nanzierten Forschungsprojektes „Zukunftsfähige Altenpflege. Sozialethische Reflexionen 
zu Bedeutung und Organisation personenbezogener Dienstleistungen“.

2 Mit dem Begriff „Trilemma“ greifen wir ein Konzept auf, das in verschiedenen Be-
reichen der Ökonomie, u. a. in Theorien der monetären Außenwirtschaft, der Globalisie-
rung und der Dienstleistungswirtschaft, recht verbreitet ist, um politische Zielkonflikte zu 
verdeutlichen. Erste Überlegungen zu einem Trilemma der Pflege haben wir im Dezember 
2018 bei einem Expert*innen-Workshop in Berlin zur Diskussion gestellt.
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2015 um ca. 45 Prozent zu (vgl. Sta-
tistisches Bundesamt 2019, 362). Trotz 
der herausragenden Bedeutung, die 
dieser überwiegend von Frauen ge-
leisteten Arbeit an und mit Menschen 
für die Lebensbedingungen und die so-
ziale Sicherheit in modernen Gesell-
schaften zukommt, steht diese – gera-
de in Deutschland – im Schatten der 
vor allem von Männern übernomme-
nen Industriearbeit. Auf letztere ist 
zumeist der Fokus öffentlicher Auf-
merksamkeit gerichtet, sie wird viel-
fach besser entlohnt und, z. B. in Kri-
sen, auch umfassender gefördert und 
unterstützt. Gegen den deutschen Hype 
bei den MINT-Fächern und -Berufen 
(Mathematik, Informatik, Naturwissen-
schaften, Technik) versuchen einige 

Sozialwissenschaftler*innen die Er-
werbstätigkeit in den personenbezo-
genen Dienstleistungen als SAGE-Be-
rufe zu profilieren, d. h. als Berufe in 
den Bereichen SSoziale AArbeit, GGesund-
heit und Pflege sowie EErziehung und 
Bildung (vgl. Mergner 2011).3 Wie be-
deutsam diese Dienstleistungen sind, 
wird uns gegenwärtig, in der Corona-
Pandemie, eindrücklich vor Augen ge-
führt. Abzuwarten bleibt jedoch, ob 
den aktuellen Heiligsprechungen und 
Heldenerklärungen dieser Beschäftig-
ten durch die Medien und den an sie 
gerichteten standing ovations des bis-
her industriefixiert agierenden Parla-
ments eine Politik der konsequenten 
Aufwertung dieser Berufe folgen wird 
(vgl. Schildmann/Voss 2018).

2. Zu den Besonderheiten des Guts „Pflege“

Zu den zentralen Charakteristika von 
Pflegedienstleistungen gehört die Ko-
präsenz von Pflegekräften und Pfle-
gebedürftigen. Dass das Erbringen der 
Pflegedienstleistung und ihre Konsum-
tion nicht zu trennen, sondern nur zwei 
Aspekte desselben Prozesses sind, wird 
häufig als „uno-actu-Prinzip“ beschrie-
ben. Dieses „uno-actu-Prinzip“ kenn-
zeichnet aber auch viele andere Dienst-
leistungen, z. B. Mobilitätsdienstleis-
tungen, und ist als alleiniges Merkmal 
wenig aussagekräftig. Anders als bei 
einem Lokomotivführer, der eine gro-
ße und bei Bedarf leicht zu erhöhen-
de Zahl von Passagieren von A nach B 
befördert, werden Pflegedienstleistun-
gen in einer persönlichen Interaktion 
erbracht. Dabei ist die personale, em-
pathische Kommunikation der Pflege-
kraft mit der pflegebedürftigen Person 
ein wesentlicher, unverzichtbarer Teil 
der „Produktion“ von Pflegedienstleis-
tungen. Für diese zwischenmenschliche 
Aufmerksamkeit einer Pflegekraft gibt 
es offensichtlich keinen Ersatz.

Zur professionellen Befähigung die-
ser Erwerbstätigen gehört es auch, 
funktional diffus tätig werden zu kön-
nen. Die Arbeit einer Pflegekraft weist 

insofern eine ganze Reihe von Eigen-
schaften auf, welche der Standardisie-
rung dieser Dienstleistungen entgegen-
stehen und es eigentlich unmöglich 
machen, ihre Bereitstellung nach in-
dustriellem Vorbild als Massenabferti-
gung zu organisieren.

Zudem ist es kaum möglich, das 
Erbringen von Pflegedienstleistungen 
zeitlich zu strecken, um auf diese Wei-
se eine gleichmäßigere und effizientere 
Nutzung der Arbeitszeit der Erwerbs-
tätigen zu erreichen. Wie einige ande-
re personenbezogene Dienstleistungen 
kann Pflege schließlich nicht gespei-
chert werden. Zugleich sind viele pfle-
gerische Leistungen aus Sicht der zu 
Pflegenden häufig dringlich, so dass ihr 
Erbringen nur geringfügig zeitlich auf-
geschoben werden kann. Die Pflegen-
den müssen immer wieder und häufig 
ungeplant tätig werden, weshalb die 
Bereitschaft ein essentieller Bestand-
teil der Pflege ist, der viel Arbeitszeit 
in Anspruch nimmt.

Schließlich ist gute Pflege nur mög-
lich, wenn die zu Pflegenden bei den 
einzelnen „Verrichtungen“, z. B. bei der 
Nahrungsmittelaufnahme, der Körper-
pflege oder bei den Toilettengängen, 
mit den Pflegekräften kooperieren. Die 
Bereitschaft mitzuwirken setzt aller-
dings Vertrauen voraus. Pflege ist des-
halb in einem sehr umfassenden Sinne 
ein Vertrauensgut. Nicht nur, dass die 
Pflegekräfte einen u. a. beruflich be-
dingten (und ggf. durch eingeschränk-
te kognitive Fähigkeiten des Pflege-
bedürftigen vergrößerten) Informa-
tions- und Wissensvorsprung haben, 
der es erforderlich macht, dass die zu 
Pflegenden darauf vertrauen können, 
die richtige (z. B. medizinisch indizier-
te) Dienstleistung in guter Qualität zu 
erhalten. Die Pflegebedürftigen müs-
sen vielmehr auch den Eindruck ha-
ben, dass es den Pflegekräften bei den 
einzelnen Hilfestellungen – wie auch 
der ganzen Einrichtung bzw. dem am-
bulanten Dienst insgesamt – um ihr 
Wohl geht und nicht etwa nur um das 
schnelle Abhaken von Posten auf ei-
ner Aufgabenliste. 

Die Kopräsenz von Pflegekräf-
ten und den zu Pflegenden sowie die 
Einbindung in eine persönliche Inter-
aktion, die sehr begrenzten Möglich-
keiten, die Tätigkeiten und ihre Ab-
folge zu standardisieren, und die Un-
möglichkeit, Leistungen zu speichern 
oder ihr Erbringen über eine längere 
Zeit aufzuschieben, aber auch die Not-
wendigkeit der Mitwirkung der Pfle-
gebedürftigen, welche die Pflege zu 
einem Vertrauensgut besonderer Art 
macht, sind für unsere weitere Argu-
mentation bedeutsame Charakteristika 
des Guts „Pflege“. Denn sie erschweren 
es nachhaltig, ja verunmöglichen es 
beinahe, das Erbringen dieser Dienst-
leistung zu rationalisieren, also durch 
geschicktere Arbeitsorganisation oder 
technische Innovationen dafür zu sor-
gen, dass ein*e Beschäftigte*r pro Stun-

 Pflege ist in einem sehr 
umfassenden Sinn ein 
Vertrauensgut

3 Zur Erweiterung des Akronyms von 
SAGE zu SAHGE vgl. Hagedorn 2020, 131–
133.
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de immer mehr Pflegedienstleistungen 
erbringt. In der Pflege die – quantitativ 
begriffene – Produktivität der Arbeit 
sukzessive zu steigern, also die Anzahl 
der Pflegebedürftigen immer weiter zu 
erhöhen, die in einer Stunde z. B. ge-
waschen oder in der Nahrungsmittel-
aufnahme unterstützt werden, stößt an 
zahlreiche Grenzen. Teils sind diese ge-
wissermaßen objektiv (Erfordernis der 
Kopräsenz, notwendige Bereitschafts-
zeiten der Pflegekräfte, begrenzte Mög-
lichkeiten der Standardisierung), teils 
handelt es sich um Grenzen, die nicht 

überschritten werden können, ohne die 
Dienstleistung durch Übergehen ihrer 
inneren Logik (Einbindung in perso-
nale Interaktion, Mitwirkungsbereit-
schaft des zu Pflegenden, Vertrauens-
gut) weitgehend zu entwerten.

Die geringen bzw. minimalen Chan-
cen, Pflegedienstleistungen zu ratio-
nalisieren, also die Kosten von Pfle-
gedienstleistungen durch quantitative 
Produktivitätssteigerung zu reduzieren, 
sind für die Ökonomie der Pflege höchst 
folgenreich. Dies verdeutlichen wir im 
Folgenden.

3. Baumols These einer chronischen Kostenkrankheit

Die Problematik, die Baumol in sei-
ner These herausstellt, sei für die 
Bundesrepublik an einer einzel-
nen Zahl, den Personalkosten pro 
Krankenhauspatient*in und Tag, ver-
deutlicht: In deutschen Krankenhäu-
sern kamen 2017 auf eine*n vollstatio-
när versorgte*n Patienten*in pro Auf-
enthaltstag mehr als doppelt so viel 
Personalkosten wie zwanzig Jahre zu-
vor. Der Zuwachs lag bei ca. 125 %, 
während das Preisniveau insgesamt 
(gemessen mit dem Warenkorb des 
Statistischen Bundesamtes) in diesem 
Zeitraum nur um ca. 30 % stieg.4

Mit Schlendrian, Ressourcenver-
schwendung und Missmanagement 
kann eine solche Kostensteigerung, die 
sich ähnlich auch bei der Altenpflege 
findet, nicht erklärt werden. Die ent-
sprechenden betriebswirtschaftlichen 
„Sünden“ müssten sich ja über Jahr-
zehnte immer weiter ausgebreitet bzw. 
sie müssten die Arbeitsorganisation im 
Krankenhaus immer stärker infiziert 
haben – und dies ausgerechnet in Jahr-
zehnten, die von immer neuen, mehr 
oder minder verzweifelten Versuchen 
geprägt waren, im Gesundheitssystem 
noch Effizienzreserven zu heben. Eine 
überzeugende Erklärung bietet dage-
gen William J. Baumols ökonomische 
Analyse, die in den Wirtschaftswis-
senschaften unter dem etwas abschre-
ckenden Begriff der Baumolschen Kos‑

tenkrankheit (Baumol’s cost desease) 
firmiert (vgl. u. a. Baumol 2012). Aus-
gangspunkt ist hier die Wahrnehmung 
höchst unterschiedlicher langfristiger 
Entwicklungen der Arbeitsproduktivi-
tät in verschiedenen Branchen.

In modelltheoretischer Vereinfa-
chung geht Baumol von zwei Sekto-
ren aus. In einem Sektor kommt es kon-
tinuierlich zu starken Produktivitäts-
steigerungen; hier steht die industrielle 
Produktion im Mittelpunkt. In dem an-
deren Sektor sind solche Steigerungen 
nur sporadisch und in geringem Um-
fang möglich. Dabei geht es vor al-
lem um die in Deutschland als SA-
GE-Berufe profilierten personenbezo-
genen Dienstleistungen, für die auch 
die einschlägige ökonomische Litera-
tur immer wieder die hier untersuchte 
Pflege als Paradebeispiel heranzieht. 
Baumol verweist aber auch auf kul-
turelle Dienstleistungen wie Theater 
und Konzerte, bei denen Produktivi-

tätssteigerungen durch eine schnellere 
Aufführung oder eine reduzierte Beset-
zung unsinnig wären. Zudem nimmt 
er an, dass die Arbeitskräfte zwischen 
den beiden Sektoren mobil sind und 
auf deutlich schlechtere Löhne und Ar-
beitsbedingungen in dem einen Sektor 
mit einer Abwanderung in den ande-
ren Sektor reagieren.

Ob bei einem Gut, also einer Wa-
re oder Dienstleistung, kontinuierlich 
erhebliche Produktivitätssteigerungen 
möglich sind oder nicht, ist für Baumol 
in den Produktions- bzw. Wertschöp-
fungsstrukturen grundgelegt. Ent-
scheidend ist demnach, welche Rolle 
die menschliche Arbeit in der jeweili-
gen Wertschöpfung spielt. Bei vielen 
Waren, aber auch unternehmensnahen 
Dienstleistungen ist der Faktor Arbeit 
eine zunehmend weniger relevante Vo-
raussetzung für das Endprodukt, das 
nachgefragt wird. Bei personenbezo-
genen Dienstleistungen hingegen ist 
die menschliche Arbeit selbst gewisser-
maßen das Endprodukt. Wenn jemand 
ein Auto kauft, kümmert es die Käufe-
rin nicht, wieviel Arbeit in die Fertigung 
geflossen ist. Bei personenbezogenen 
Dienstleistungen hingegen ist die Arbeit 
Selbstzweck – „an end in itself“ (Baumol 
1967, 416). Die Qualität des Endprodukts 
hängt sogar oft ganz maßgeblich von 
der Arbeitszeit ab, die für das Erbringen 
der Dienstleistung aufgewendet wurde. 
Unsere im zweiten Abschnitt skizzier-
te Analyse von Rationalisierungsbarri-
eren der Pflege zeigt im Detail, wie sehr 
die von Pflegebedürftigen „nachgefrag-
te“ Pflege die Pflegearbeit selbst ist und 
dass im Erbringen der Leistung jeweils 
die physische Präsenz, ungeteilte Auf-

4 Da die durchschnittliche Verweildauer der Patient*innen in den Krankenhäusern von 
11,2 auf 7,3 Tage verkürzt wurde, wuchsen die Personalkosten/Patient nur um 47 % von 
4.256 DM (≈ 2.176 €) auf 3.197 € (Daten: Statistisches Bundesamt 1999, 438; 2000, 432; 
2019, 130, 153). Zu berücksichtigen ist, dass es jeweils um sämtliche Personalkosten 
geht. Neben den Arbeitskosten für das Pflegepersonal sind also nicht nur die Kosten der 
Mediziner*innen (die ebenfalls zu den Beschäftigten in den SAGE-Berufen gehören) ent-
halten, sondern auch die der Verwaltung, der Hauswirtschaft usw. Offen bleiben muss zu-
dem, ob Patient*innen 2017 z. B. aufgrund häufigerer Multimorbidität (höheren Durch-
schnittsalters) oder anderer Behandlungsmethoden durchschnittlich mehr Aufwand verur-
sachten. Der Anteil an der Steigerungsrate von ca. 125 %, der unter Umständen auf solche 
Faktoren zurückgeführt werden kann, dürfte aber nicht allzu hoch sein.
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merksamkeit und kommunikative Zu-
gewandtheit der pflegenden Person ge-
fordert sind.

Welche Folgen hat es nun, wenn in 
Baumols Modell im industriellen Sek-
tor die Produktivität der Arbeit nach-
haltig gesteigert wird? Die Produktivi-
tätssteigerung bedeutet, dass ein*e 
Beschäftige*r im gleichen Zeitraum 
(z. B. in einer Stunde) mehr Produkte 
herstellt. Die Folge ist, dass sowohl die 
Löhne der Arbeitnehmer*innen steigen 
als auch deren Arbeitsbedingungen 
verbessert werden können, ohne dass 
sich die Kosten pro Produkt und damit 
der mit ihm mindestens zu erzielende 
Preis erhöhen müssen. Anders ausge-
drückt, die Ertragssteigerung durch 
Herstellung und Verkauf einer größe-
ren Zahl von Produkten erleichtert es 
den Gewerkschaften, Verbesserungen 
zu Gunsten der Beschäftigten durch-
zusetzen, mit denen – in der Summe 
betrachtet – die Arbeitskosten steigen; 
die höheren Gesamtkosten können 
dann nämlich auf mehr Produkte auf-
geteilt werden.

Tatsächlich lassen sich heute in 
der Industrie mit modernen Produk-
tionstechniken pro Arbeitnehmer*in 
viel mehr Waren produzieren als etwa 
vor dreißig Jahren. Deshalb konnten 
im gleichen Zeitraum kumuliert auch 
die Einkommen der Beschäftigten deut-
lich steigen, ohne dass deshalb das von 
ihnen hergestellte Produkt teurer ver-
kauft werden musste. Der Stundenlohn 
konnte beispielsweise nach zwei Jahren 
um fünf Prozent erhöht werden, oh-
ne dass dadurch zugleich die Arbeits-
kosten pro Produkt stiegen, wenn in 
der gleichen Zeit eben auch die Anzahl 
der Produkte pro geleisteter Arbeits-
stunde um fünf Prozent (oder mehr) 
angewachsen war. Neben Erhöhun-
gen der Monatslöhne und -gehälter 
konnten die Arbeitnehmer*innen und 
ihre Gewerkschaften (in den meisten 
Jahrzehnten) auch Verkürzungen der 
wöchentlichen Arbeitszeit erreichen. 
Diese wie auch andere Verbesserun-
gen der Arbeitsbedingungen schlugen 
sich wie die Lohn- und Gehaltssteige-

rungen zwar in höheren absoluten Ar-
beitskosten nieder. Diesen Kostenstei-
gerungen standen aber auf der anderen 
Seite mindestens ebenso hohe (zuletzt 
meist deutlich höhere) Produktivitäts-
zuwächse gegenüber, so dass die Ar-
beitskosten pro Produkt gleichbleiben 
oder sogar sinken konnten.

Diese Entwicklung der industriellen 
Arbeitsproduktivität wirkt sich natür-
lich auch auf die anderen Branchen 
aus. In Baumols Modell führen die Ein-
kommenssteigerungen der Beschäftig-
ten im industriellen Sektor dazu, dass 
die Beschäftigten aus dem Dienstleis-
tungssektor in die Industrie zu den fi-
nanziell attraktiveren Arbeitsplätzen 
abwandern bzw. abzuwandern drohen. 
Um für ihre Wertschöpfung genügend 
Beschäftigte zu finden, müssen die An-
bieter von Dienstleistungen nachziehen 
und ihren Arbeitnehmer*innen Löhne, 
Arbeitszeiten und sonstige Arbeitsbe-
dingungen bieten, die mit denen in der 
Industrie vergleichbar sind. Allerdings 
können sie aufgrund der Struktur ih-
rer Wertschöpfung diese Kostensteige-
rungen nicht durch Produktivitätsstei-
gerungen kompensieren, so dass ih-
nen nichts anderes übrig bleibt, als den 
Preis für die von ihnen angebotenen 
Dienstleistungen zu erhöhen. So er-
klärt Baumols Modell den längerfris-
tigen Anstieg der Kosten in der Pflege 
und bei anderen personenbezogenen 
(oder auch kulturellen) Dienstleistun-
gen.5

Es kennzeichnet Modelle, dass sie 
die Komplexität der Realität nicht er-
fassen können – und auch gar nicht 
widerspiegeln sollen. Anders als in 
Baumols Modell ist die Mobilität der 
Beschäftigten zwischen verschiedenen 
Branchen begrenzt, so dass im Durch-
schnitt die Löhne und Gehälter, die Ar-
beitszeiten und andere Arbeitsbedin-

gungen in den SAGE-Berufen über län-
gere Phasen deutlich hinter dem Niveau 
in der Industrie zurückbleiben können. 
Zudem gelingt es Anbietern von per-
sonenbezogenen Dienstleistungen im-
mer wieder einmal, die Produktivität 
ihrer Beschäftigten etwas zu erhöhen. 
Aber ein gutes ökonomisches Modell 
deckt auf, welche grundlegende Ver-
änderungskräfte in einem bestimm-
ten wirtschaftlichen Kontext wirken. 
Und genau das ist Baumol mit seinem 
Modell gelungen: Es identifiziert die 
Kräfte, die zu dem seit Jahrzehnten 
anhaltenden Trend einer Verteuerung 
personenbezogener Dienstleistungen 
führen. Die Einkommen und Arbeits-
bedingungen in diesen Dienstleistun-
gen mögen dauerhaft oder über län-
gere Phasen schlechter sein als in der 

Industrie; aber völlig abkoppeln von 
der allgemeinen Wohlstandsentwick-
lung können die Arbeitgeber*innen 
der SAGE-Branchen die Vertragsbedin-
gungen ihrer Beschäftigten nicht. Die-
se Arbeitgeber*innen mögen – ständig 
um Eindämmung steigender Arbeits-
kosten bemüht – immer wieder ein-
mal diese oder jene Rationalisierungs-
chance entdecken. Insgesamt jedoch 
sind aufgrund der Struktur der Wert-
schöpfung ihre Möglichkeiten zur Pro-
duktivitätssteigerung sehr begrenzt – 
und vor allem unvergleichlich gerin-
ger als in der Industrie. Für die Pflege 
bedeutet Baumols Analyse, dass man 
auch in Zukunft mit stark steigenden 
Ausgaben für Pflegedienstleistungen 
rechnen muss – und zwar auch schon 

 Baumol identifiziert die 
Kräfte, die seit Jahrzehn-
ten personen bezogene 
Dienstleistungen teurer 
machen

5 Jenseits dessen, was wir hier verdeutlichen wollen, erklärt Baumols Modell auch den 
Strukturwandel weg von der Industrie hin zu den Dienstleistungen: Da die Nachfrage nach 
industriell produzierten Gütern nicht unendlich wachsen kann, der Trend zur Produkti-
vitätssteigerung in der Industrie aber (faktisch: zumindest in einer langfristigen Betrach-
tung) anhält, werden für die Industrieproduktion immer weniger Beschäftigte benötigt. 
Folglich steigt sukzessive der Anteil der Arbeitnehmer*innen in den Dienstleistungen an 
der gesamten Beschäftigung.
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pro Pflegebedürftiger*m und nicht erst 
durch den demographisch bedingten 
Anstieg der Zahl der zu Pflegenden. 
Dieser zweite Faktor der Kostenexplo-
sion in der Pflege kommt zu dem ers-
ten, von Baumol analysierten hinzu.

4. Das Trilemma der Pflege

Die zwei grundlegenden Typen von Stra-
tegien, mit denen die Arbeitgeber*innen 
der Pflegebranche und indirekt auch 
die Pflegepolitiker*innen immer wie-
der versuchen, die skizzierte Verteue-
rung von Pflegedienstleistungen auf-
zuhalten oder zumindest abzubremsen, 
klangen bereits an. Sie sollen nun ver-
deutlicht und mit Hilfe des Trilemma-
Konzeptes eingeordnet, genauerhin: 
der Verfolgung bestimmter pflegepo-
litischer Ziele zugeordnet werden.

Der eine Strategietypus zielt dar-
auf, die Arbeitskosten pro Arbeitsstun-
de möglichst gering zu halten. Tenden-
zen, die Arbeitskosten durch schlechte 
Bezahlung, aber z. B. auch durch ge-
teilte Dienste oder (in der ambulanten 
Pflege) durch unbezahlte Überstunden 
zu begrenzen, prägen die Altenpflege 
seit langem. Auch wenn in manchen 
Regionen die Löhne examinierter Kräf-
te in der jüngsten Zeit deutlich aufho-
len konnten, sind diese Probleme unge-
rechter, deutlich hinter den Standards 
der industriellen Erwerbstätigkeit zu-
rückbleibender Vertragskonditionen in 
der Pflege insgesamt längst nicht über-
wunden. Eine zweite Strategievariante 
ist der vermehrte Einsatz von Gesund-
heits- und Krankenpflegehelfer*innen 
mit einjähriger Ausbildung sowie von 
Betreuungskräften in voll- und teilsta-
tionären Pflegeeinrichtungen, wenn-
gleich diese Maßnahmen teilweise auch 
auf den Mangel an Pflegefachkräften 
zurückgehen. Insbesondere in statio-
nären Einrichtungen wird das Bündel 
pflegerischer Tätigkeiten immer weiter 
aufgeschnürt, damit sich die Fachkräfte 
auf die Tätigkeiten mit höheren forma-
len Qualifikationsanforderungen, vor 
allem der Behandlungspflege, konzen-

trieren können, während die anderen 
Beschäftigtengruppen Betreuungs- und 
Versorgungsaufgaben sowie einfachere 
Hilfestellungen übernehmen müssen. 
Für den Pflegeberuf insgesamt geht mit 
dieser Entwicklung eine Deprofessio-
nalisierung einher. Die einjährig exa-
minierten Pflegehelfer*innen und vor 
allem die Betreuungskräfte, die nun im 
Vergleich zu den Fachkräften eher Zeit 
für zwischenmenschliche Kommunika-
tion haben und insofern den für die 
Pflege konstitutiven Aspekt persona-
ler Interaktion besser realisieren kön-
nen, werden mit deutlich schlechteren 
Vertragskonditionen abgespeist.

Eine letzte Variante der Arbeitskos-
tenreduktion geht nicht auf die Arbeit-
geber*innen der Pflegebranche zurück, 
sondern vor allem auf die Angehöri-
gen der Pflegebedürftigen, die seit drei 
Jahrzehnten die häusliche Pflege zu-
nehmend anders organisieren als frü-
her. Für die Pflege, Versorgung und 
Betreuung der Pflegebedürftigen ihrer 
Familien greifen sie in großem Umfang 
auf Erwerbstätige aus Mittel- und Ost-
europa zurück, die in den Haushalten 
der zu Pflegenden nicht nur arbeiten, 
sondern auch leben („Live-ins“). Haupt-
motiv für die Beschäftigung bzw. Be-
auftragung der Migrantinnen ist, dass 
diese ganz oder teilweise die mit der 
häuslichen Pflege verbundenen Tätig-
keiten und Aufgaben übernehmen, für 
die früher Angehörige – vor allem die 
(Schwieger-)Töchter – alleinzuständig 
waren. Zugleich ist mit dem Arbeits-
beginn einer solchen Live-in-Pflege-
kraft häufig die Kündigung des ambu-
lanten Pflegedienstes verbunden, weil 
diese nun auch dessen Aufgaben erle-
digen soll. Da die Migrantinnen oft in 
Schwarzarbeit oder – bei Vermittlung 
einer Agentur – als Scheinselbststän-
dige tätig werden, ist mit der Zunah-
me der Live-in-Pflege auch die Substi-
tution regulärer Beschäftigung durch 
irreguläre Formen der Erwerbstätigkeit 
verbunden; diese dürften aufgrund der 
Irregularität und des fehlenden Sozi-
alschutzes, aber auch wegen der ex-
trem langen Arbeitszeiten („24-Stun-

den-Pflege“) zu den prekärsten Ar-
beitsformen hierzulande gehören (vgl. 
Emunds/Habel 2020; Hagedorn 2020).

Bei dem anderen Typus von Strate-
gien gegen die Verteuerung der Pflege-
dienstleistungen geht es um Versuche, 
trotz der oben herausgearbeiteten Bar-
rieren doch noch irgendwie eine Steige-
rung der Arbeitsproduktivität in der 
Pflege zu erreichen. Solche Rationali‑
sierung kann man zum einen über Tech-
nisierung anstreben. Zu den aktuell dis-
kutierten oder erprobten Maßnahmen 
der technikzentrierten Rationalisierung 
gehören u. a. der Rückgriff auf Roboter 
zur Unterstützung bei der Essensaus-
gabe sowie der Einsatz von Spracher-
kennungssoftware, die Dokumentati-
onszeiten zu verringern hilft, und von 
Sensorik, die den Bereitschaftsdienst 
entlasten kann. Allerdings gibt es auch 
Prozesse der Technisierung, mit denen 
die Zeiten der Interaktion zwischen den 
zu Pflegenden und den Pflegekräften re-
duziert werden. Hier ist u. a. daran zu 
erinnern, dass Roboter eingesetzt wer-
den (könnten), um Bewegungsübungen 
anzuleiten, Gedächtnistrainings durch-
zuführen oder – wie manche hoffen – 
um demenziell Erkrankte zu beruhigen 
(vgl. die viel diskutierte „Pflegerobbe“). 
Zum anderen geht es um Versuche der 
Rationalisierung durch eine Verände-
rung der Arbeitsorganisation, welche die 
für die Produktion bzw. Wertschöpfung 
benötigte Arbeitszeit reduzieren soll. 
Das bekannteste Beispiel für eine orga-
nisationszentrierte Rationalisierung in 
den personenbezogenen Dienstleistun-
gen ist die Durchsetzung der Minuten-
pflege. Dabei wird das von Frederick 
W. Taylor (1856–1915) entwickelte und 
in der Industrie über lange Jahrzehnte 
verfolgte Prinzip, die Produktivität der 
Beschäftigten dadurch zu erhöhen, dass 
man ihre Arbeitsprozesse in viele ein-
zelne Verrichtungen aufbricht, die dann 
isoliert jeweils nur von einer*m der 
Arbeitnehmer*innen ausgeführt werden, 
auf die Pflege übertragen. Taylorisie-
rung steht hier für den Versuch einer 
Standardisierung und engmaschigen 
Definition von Leistungen, die nicht nur 
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getrennt mit den Kostenträgern abge-
rechnet, sondern auch möglichst schnell 
erledigt werden sollen (vgl. Isfort et al. 
2012). Infolge der minutengenauen Zer-
gliederung der Pflegetätigkeiten steigt 
der Zwang zur Kontrolle und Selbst-
optimierung, während die Pflege dienst-
leister*innen sich kaum mehr den zu 
Pflegenden – im Sinne des personalen 
Interaktionscharakters der Pflege – zu-
wenden können. Damit gehen Verände-
rungen einher, die den erlernten Pflege-
beruf und die für ihn kennzeichnende 
Ganzheitlichkeit der Zuwendung und 
Unterstützung verdrängen, wodurch 
auch die Freude an ihm nicht selten 
schwindet.

Jeder der beiden Strategietypen ver-
folgt nicht nur das Ziel, die Verteuerung 
der Pflegedienstleistungen aufzuhalten 
oder zu begrenzen, sondern ist auch mit 
einem anderen wichtigen Ziel der Pfle-
gepolitik kompatibel, dessen Verfolgen 
bei dem jeweils anderen Strategietypus 
ausgeschlossen ist. In der Analyse sind 
folglich drei Ziele der Pflegepolitik im 
Spiel, die in einem besonderen Kom-
plementär- und Spannungsverhältnis 

zueinander stehen. Wir definieren die-
se Ziele wie folgt: (1) Erschwingliche 
Pflege: Die Pflegedienstleistungen sol-
len in Relation zu anderen Gütern nicht 
immer teurer werden. (2) Fürsorgliche 
Pflege: Die Pflegekräfte sollen ihre Ar-
beit so leisten können, wie es dem Cha-
rakter der Pflege als einem zwischen-
menschlichen, von Zuwendung und 
Achtsamkeit geprägten Interaktionsge-
schehen entspricht. (3) Gerechte Pflege: 
Die Löhne und Arbeitsbedingungen in 
der Pflege sollen in etwa mit denen in 
der Volkswirtschaft insgesamt Schritt 
halten (siehe Abbildung 1).

Diese drei Ziele können – dafür steht 
der Begriff des Trilemmas – nicht al-
le gleichzeitig verwirklicht werden. Mit 
pflegepolitischen Maßnahmen oder 
durch Veränderungen in der Organisa-
tion der Pflege können jeweils maximal 
zwei dieser drei Ziele anvisiert werden: 
Strategien der Arbeitskostenredukti‑
on (pro Stunde) sollen die kontinuier-
liche Verteuerung der Pflegedienstleis-
tungen bremsen (1), ohne den Charakter 
der Pflege als einer zwischenmenschli-
chen Interaktion zu gefährden (2). Die 
Pflegekräfte oder zumindest ein Teil 
von ihnen sollen Zeit für Kommunika-
tion mit den Pflegebedürftigen haben. 
Das dritte Ziel, das dabei vernachläs-
sigt werden muss, ist die gerechte Pflege 
(3); denn es kommt zu relativ schlech-
ten Arbeitseinkommen und -bedingun-
gen, häufig auch zur Deprofessionali-

sierung oder gar Prekarisierung einiger 
Segmente des Pflegeberufs. Strategien 
der Rationalisierung – durch vermehr-
ten Technikeinsatz oder durch Innova-
tionen bei der Arbeitsorganisation – zie-
len ebenfalls auf erschwingliche Pflege 
(1), visieren dabei aber auch faire Löh-
ne und Arbeitsbedingungen an, damit 
der Pflegeberuf die gesamtgesellschaft-
lich erreichten Standards nicht deutlich 
unterbietet (3). Immer dann, wenn die-
se Maßnahmen die Zeiten reduzieren, in 
denen die Pflegekräfte mit den Pflege-
bedürftigen interagieren, insbesondere 
ihre Möglichkeiten zu einer Kommuni-
kation jenseits der „Verrichtungen“ ein-
schränken, entfernt sich der Pflegealltag 
von dem Ziel fürsorglicher Pflege (2). Ei-
ne dritte Strategie ist möglich, nämlich 
konsequent eine gerechte (3) und für-
sorgliche (2) Pflege, kurz: gute Arbeits-
verhältnisse und gute Pflegequalität, an-
zustreben. Erfahrungen in Skandinavien 
zeigen, dass sich Fortschritte bei diesen 
beiden Zielen wechselseitig verstärken 
können (vgl. Heintze 2015). In den Blick 
kam diese Strategie bisher nicht, weil sie 
nicht dazu beiträgt, die Verteuerung der 
Pflege im Vergleich zu anderen Gütern 
aufzuhalten; sie läuft also dem Ziel ei-
ner erschwinglichen Pflege (1) eindeu-
tig zuwider, so dass man sie auch als ei-
ne Strategie des bewussten Hinnehmens 
von Ausgabensteigerungen charakteri-
sieren kann.

Eine zentrale Einsicht der Baumol-
schen Analyse ist, dass die Strategien 
der Arbeitskostenreduktion und der Ra-
tionalisierung den Trend eines überpro-
portionalen Preisanstiegs bei den Pfle-
gedienstleistungen nur vorübergehend 
abmildern, nicht aber dauerhaft zum 
Stillstand bringen können. Zwischen-
zeitlich mag es gelingen, den Trend 
steigender Arbeitskosten z. B. durch ei-
ne gebremste Lohnentwicklung, durch 
vorenthaltene Arbeitszeitverkürzun-
gen, durch eine Reduktion der Fach-
kräftequoten oder die Prekarisierung 
eines Teilsegments der Pflege abzumil-
dern. Aber wie die Entwicklung der letz-
ten Jahre bestätigt, wird der Pflegebe-
ruf durch solche Entwicklungen mit der 

 Drei Ziele der Pflege-
politik stehen in 
einem besonderen 
Komplementär- und 
Spannungsverhältnis 
zueinander

Abb. 1: Trilemma der Pflege (eigene Darstellung)
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Zeit so unattraktiv, dass offene Stellen 
kaum mehr besetzt werden können. In 
ähnlicher Weise können durch die Ein-
führung neuer Technologien oder durch 
eine Umstrukturierung der Arbeitsorga-
nisation vereinzelt Produktivitätsge-
winne erzielt werden. Aber auch diese 
können den Anstieg der Arbeitskosten 
für die einzelnen Pflegedienstleistungen 
nur kurzfristig abbremsen. Denn diese 
Schritte der Produktivitätssteigerung 
bleiben aufgrund der beschriebenen 
Rationalisierungsbarrieren vereinzelte 
Schritte, die nicht zu einer längerfris-
tigen, die Produktivität stark erhöhen-
den Transformation der Pflege führen.

5. Fazit und Ausblick

In Rezeption der Baumolschen These 
einer Kostenkrankheit personenbezo-
gener Dienstleistungen wurde in die-
sem Beitrag deutlich, dass der Kosten-
anstieg der personenbezogenen Dienst-
leistungen ein untrügliches Zeichen 
dafür ist, auf welch hohem techno-

logischen und wirtschaftlichen Ent-
wicklungsniveau sich eine Gesellschaft 
bewegt. Denn erst die Produktivi-
tätssteigerungen im Zuge dieser Ent-
wicklung treiben die Kosten dieser 
Dienstleistungen in die Höhe. Folglich 
generiert der Prozess, der die Kosten-
krankheit auslöst, zugleich aber auch 
die Mittel, die zu seiner Heilung bei-
tragen können. Was ist mit diesem pa-
radox klingenden Satz gemeint? Die 
Kostenkrankheit wird, wie wir gesehen 
haben, dadurch ausgelöst, dass in ei-
nigen Branchen, insbesondere in der 
Industrie, die Arbeitsproduktivität recht 
kontinuierlich gesteigert wird, so dass 
dort immer wieder Spielraum entsteht, 
die Löhne zu erhöhen und die Arbeits-
bedingungen zu verbessern. In dem 
Maße wachsen aber auch die Möglich-
keiten, die sich ebenfalls verbessern-
den Löhne und Arbeitsbedingungen in 
der Pflege und in anderen personen-
bezogenen Dienstleistungen zu finan-
zieren, ohne dass deshalb die Beschäf-
tigten in den anderen Branchen auf 
Wohlstandssteigerungen (z. B. in Form 

kürzerer Arbeitszeiten) verzichten 
müssten.

Der von Baumol herausgestellte Zu-
sammenhang zwischen Kostensteige-
rungen bei personenbezogenen Dienst-
leistungen, der wachsende Steuern 
und/oder Sozialversicherungsbeiträge 
verlangt, und dem gesamtwirtschaft-
lichen Produktivitätswachstum steht 
aber vielen Bürger*innen ebenso we-
nig vor Augen, wie der zwischen einem 
hohen Entwicklungsstand der Dienst-
leistungen und der Höhe dieser Abga-
ben. Beitrags- und Steuererhöhungen, 
die einen erheblichen Teil des Anstiegs 
verfügbarer Einkommen absorbieren, 
werden daher skeptisch betrachtet. So 
kommt es, dass die Bürger*innen den 
Mangel an hochwertigen personen-

 Das Ideal einer zugleich 
erschwinglichen, 
fürsorglichen und 
gerechten Pflege ist 
schlechterdings nicht 
realisierbar
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cher 1999; 2000; 2019. Wiesbaden: Statistisches Bundesamt.
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bezogenen Dienstleistungen beklagen, 
während sie zugleich Beitrags- und 
Steuererhöhungen ablehnen. Was wir 
von Baumol lernen können, ist, dass 
zur Gewährleistung qualitativ hoch-
wertiger personenbezogener Dienst-
leistungen über Sozialversicherungs-
beiträge und progressive Einkommen-
steuern immer mehr Mittel akquiriert 
werden müssen. Die steigenden Finan-
zierungsbeiträge sind jedoch nicht als 
staatliche Gängelung oder Ineffizienz 
zu deuten, sondern ermöglichen einen 
ökonomisch und sozialstrukturell ak-
tiven Wohlfahrtsstaat, der über hoch-
wertige personenbezogene Dienstleis-
tungen, darunter Pflegedienstleistun-
gen, die Teilhabe aller gewährleistet.

Der Kostenanstieg der Pflegedienst-
leistungen – im Zuge der Baumolschen 
Kostenkrankheit und des demografi-
schen Wandels – könnte das Bismarck-
sche System einer Finanzierung des So-
zialstaats über Sozialversicherungsbei-
träge an seine Grenzen führen. Ähnlich 
wie bereits bei der Rentenversicherung 
dürfte es auch beim Pflegesystem län-
gerfristig zu einer stärkeren Kofinan-
zierung über Steuern kommen. Insge-
samt dürfte die Bedeutung des Wohl-
fahrtsstaates nicht nur mit Blick auf 
die Finanzierung personenbezogener 
Dienstleistungen, sondern auch bei der 
Moderation der auch durch diesen stei-
genden Finanzierungsbedarf bedingten 
Verteilungskonflikte weiter zunehmen.

Die Überlegungen zum Trilemma der 
Pflege zeigen deutlich: Die steigenden 
Einkommen in der Industrie und in ei-
nigen anderen Branchen sind eine not-
wendige, aber keineswegs hinreichende 
Bedingung für die Verwirklichung ge-
rechter und fürsorglicher Pflege. Viel-
mehr müssen die Beschäftigten in die-
sen Branchen, die zugleich Bürger*innen 
sind, überzeugt werden, dass es auch für 
sie gut ist, einen steigenden Anteil ihrer 
Einkommen für den Erwerb und für die 
staatliche Finanzierung der Pflege und 
anderer personenbezogener Dienstleis-
tungen zur Verfügung zu stellen. Ein 
wichtiger Aspekt der dazu notwendi-
gen Argumentation ist die Einsicht in 

den Zusammenhang zwischen der Qua-
lität der Arbeit von Dienstleister*innen 
und der Qualität der Dienstleistungen, 
die sie erbringen, also des Zusammen-
hangs zwischen gerechter und fürsorg-
licher Pflege. Dieses Argument wiede-
rum wird nur zu überzeugen vermögen, 
wenn der quantitative Produktivitätsbe-
griff, der bisher – auch in diesem Bei-
trag – durchweg verwendet wurde, re-
lativiert wird. Wird Produktivität aus-
schließlich quantitativ begriffen, dann 
werden die Branchen der personen-
bezogenen Dienstleistungen als ineffi-
zient – nämlich als zur Produktivitäts-
steigerung unfähig – abgewertet. Dabei 
ist der quantitative Produktivitätsbegriff 
eindeutig ein Kind der Industriegesell-
schaft, für die die Verbesserungen der 
Lebensqualität vor allem in der Vermeh-
rung der Güter bestanden und die des-
halb auch bei den Prozessen der Wert-
schöpfung vorrangig auf quantitative 
Steigerungen setzte, die zu verwirk-
lichen in der industriellen Warenpro-
duktion auch gut möglich waren. Wenn 
man jedoch auf die Produktionsstruk-
tur personenbezogener Dienstleistungen 
blickt, gehen hier quantitative Steige-

rungen der Arbeitsproduktivität, wenn 
sie überhaupt erreicht werden, zumeist 
mit einer Verschlechterung der Leistun-
gen einher. Die Steigerung der Arbeits-
produktivität etwa in der Pflege sollte 
deshalb vor allem im qualitativen Sin-
ne verstanden werden. Das bedeutet: Ei-
ne Pflegedienstleistung wird so kompe-
tent erbracht bzw. ist so hochwertig, dass 
der*die zu Pflegende temporär weniger 
hilfe- und pflegebedürftig ist. Für ei-
ne Zeit stabilisieren sich sein*ihr Ge-
sundheitszustand und Wohlbefinden; in 
bestimmten Bereichen ist er*sie wieder 
fähig zu Selbstsorge und sozialer Teil-
habe. Diese Verbesserungen bleiben bis-
lang bei den gängigen, rein quantitati-
ven Konzepten, mit denen die Steige-
rung der Arbeitsproduktivität erfasst 
wird, außen vor. Heute stehen wir nicht 
nur an den Grenzen eines quantitativen 
Wachstums, sondern leben und arbeiten 
auch in einer Ökonomie, die langsam, 
aber sicher auf dem Weg in eine perso-
nenbezogene Dienstleistungswirtschaft 
ist. Höchste Zeit deshalb, den quantita-
tiven Produktivitätsbegriff durch einen 
qualitativen zu ergänzen.
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Angehörigenpflege 
unter Dauerdruck

Etwa drei Viertel der pflegebedürftigen alten Menschen in Deutschland werden durch 
meist weibliche Angehörige und mehrheitlich ohne professionelle Hilfe gepflegt. 
(Ehe-)Partnerinnen und (Schwieger-)Töchter stellen für die familiäre Pflege eigene 
Erwerbstätigkeit und soziale Sicherheit hintan. Sie stehen unter einem hohen gesell-
schaftlichen und politischen Erwartungsdruck, der durch geltende pflegepolitische 
Regelungen bisher eher verstärkt als abgebaut wird. Der Beitrag fragt nach Gründen 
des Dauerdrucks, diskutiert Reformbedarfe im Bereich der sozialen Sicherung, ins-
besondere der Rentenansprüche, sowie bezüglich der Honorierung familiärer Pflege 
(z. B. Pflegendenzeit, Pflegendengeld) und fordert eine Neujustierung des Verhält-
nisses von familiärer und professioneller Pflege im Sinne eines Rechtes, zu pflegen 
oder nicht zu pflegen.

„Ein pflegender Angehöriger arbeitet so viel wie drei Professionelle  ohne 
Feiertagsfrei, ohne Nachtzuschlag, ohne Anspruch auf Urlaub und  

ohne [die Gewissheit, Erg. d. Autorinnen], wenn ich krank bin,  
kann ich gehen und da kommt einer für mich und ersetzt mich.“ 

(aus einem Interview zur Angehörigenpflege)

Einleitung

Die meisten pflegebedürftigen alten 
Menschen in Deutschland werden 
durch Angehörige, mehrheitlich oh-
ne professionelle Hilfe, gepflegt. Vor 
allem Frauen – (Ehe-)Partnerinnen 
und (Schwieger-)Töchter – leisten die 
häusliche Pflege, oft unter Hintanstel-
lung eigener Erwerbstätigkeit und so-
zialer Sicherheit. Wie wichtig – wie 
sehr „auf Kante genäht“ – dieser Ein-
satz ist, wird in der aktuellen Coro-
na-Krise dramatisch deutlich: Vieler-
orts mussten Tagespflegeeinrichtun-
gen geschlossen werden, nach den 
Osterferien 2020 fehlen zahllose mit-
tel- und osteuropäische  Pflegekräfte, 
die aufgrund von Ansteckungsgefahr 
und Reisebeschränkungen nicht nach 
Deutschland zurückkehren können. 

Pflegebedürftige und ihre Familien, 
die bisher durch Tagespflegeangebote 
und/oder Live-in-Kräfte entlastet wur-

den, stehen vor einer fast unlösbaren 
Herausforderung.

Der Einsatz von Angehörigen in der 
familiären Pflege und die darin zum 
Tragen kommende Fürsorgebereit-
schaft und Solidarität sind ein kost-
bares Gut unserer Gesellschaft. Es ist 
unbedingt zu schützen und zu fördern. 
Die Bedingungen, unter denen Ange-
hörige pflegen, tragen diesem Wert 
aber kaum Rechnung. Nicht nur die 
schwere Aufgabe der Pflege als sol-
che setzt sie unter Dauerdruck, son-

dern auch und vor allem die ungüns-
tigen sozialpolitischen Bedingungen. 
Wirtschaftliche und soziale Risiken der 
Langzeitpflege, der Verlust von Ein-
kommen und sozialen Sicherungsan-
sprüchen bis hin zu drohender Alters-
armut, werden nicht hinreichend auf-
gefangen. Familiäre Pflegezeiten sind, 
anders als Zeiten der Kindererziehung, 
kaum gegenfinanziert.

In diesem Beitrag gehen wir den 
Faktoren nach, die Druck auf pflegende 
Angehörige erzeugen, und fragen, wie 
dieser Druck gemindert werden kann. 
Da im gegebenen Rahmen nicht alle 
relevanten Aspekte bearbeitet werden 
können, fokussieren wir einige zentrale 
Punkte. Wir greifen u. a. auf Ergebnis-
se einer Interviewstudie zurück, die wir 
im Rahmen eines Forschungsprojektes 
zur Pflegearbeit in Privathaushalten1 
durchgeführt haben.

Marianne 
Heimbach-Steins

Lea Quaing

1 Erste Ergebnisse des DFG-Projekts „Pflegearbeit in Privathaushalten. Eine Frage der 
Anerkennung“ (Institut für Christliche Sozialwissenschaften, Univ. Münster / Nell-Breu-
ning-Institut, Frankfurt Sankt Georgen) zur Angehörigenpflege auf Basis der Interview-
studie: Heimbach-Steins/Hänselmann/Quaing (2019); Die Projekterträge insgesamt wer-
den dokumentiert in: Emunds/Hagedorn/Hänselmann/Heimbach-Steins (Hg.) (2020). Wir 
danken E. Hänselmann, B. Emunds u. J. Hagedorn für gemeinsam erarbeitete Erträge, auf 
die wir hier Bezug nehmen.
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1. Angehörigenpflege in Deutschland

Laut Statistischem Bundesamt waren 
im Dezember 2017 mehr als 3,4 Mil-
lionen Menschen pflegebedürftig2 im 
Sinne des Pflegeversicherungsgeset-
zes (SGB XI) (Statistisches Bundesamt 
2018: 18 f.). 76 % der Pflegebedürftigen 
werden zu Hause gepflegt, von  ihnen et-
wa zwei Drittel allein durch Angehöri-
ge und/oder Live-in-Pflegekräfte – oh-

ne Unterstützung professioneller Pfle-
gedienste.3 Die Hauptpflegepersonen 
sind meistens enge Familien angehörige 
(2016 sind 75 % der Hauptpflegeperso-
nen Partner*innen oder [Schwieger-]
Kinder) und überwiegend Frauen (68 % 
im Jahr 2016) ( Schneekloth u. a. 2017: 
57). Dabei liefert die amtliche Statis-
tik nur ein lückenhaftes Bild. Denn sie 
erfasst nicht die Menschen, die durch 
Angehörige und/oder Live-ins in der 
eigenen Häuslichkeit gepflegt werden, 
aber die rechtlichen Voraussetzungen 
für den Bezug von Leistungen der Pfle-
geversicherung nicht erfüllen. Wissen-
schaftlich fundierte Schätzungen be-
ziffern die Gesamtzahl der Menschen, 
die durch Angehörige gepflegt werden, 
auf etwa 5,4 Millionen (Nowossadeck 
2018). Die häusliche Pflege durch An-
gehörige ist damit für die Versorgung 
von Pflegebedürftigen zentral. Der de-
mografische Wandel, der verbreitete 
Wunsch der Pflegebedürftigen, in der 
eigenen Häuslichkeit zu verbleiben, so-
wie die Ausrichtung der Pflegepolitik 
am Vorrang der ambulanten vor der 
stationären Versorgung (§ 3 SGB XI) 
sprechen sogar dafür, dass die Rele-
vanz dieser Versorgungsform zukünf-
tig noch weiter ansteigen wird (Roth-
gang u. a. 2015: 189 f.).

Der Zeitaufwand für die Angehöri-
genpflege, die nach unserer Terminolo-
gie sowohl die Pflege im engeren Sinne 
als auch die Versorgung und Betreuung 

durch nächste Familienmitglieder um-
fasst, ist immens: Eine gewichtete Ge-
samtbetrachtung weist für den durch-
schnittlichen deutschen Pflegehaushalt 
eine Pflegezeit von 63 Stunden pro 
Woche aus; davon werden rund 90 % 
von pflegenden Angehörigen geleistet 
(Hielscher u. a. 2017: 99). Die Haupt-
pflegeperson investiert dafür täglich 
rund sieben Stunden; das entspricht ei-
ner Tätigkeit in Vollzeit, allerdings an 
sieben Tagen in der Woche (ebd.). Die 
Pflegedauer in der häuslichen Pflege 
beträgt für 23,3 % der Befragten we-
niger als zwei Jahre, für 25,6 % zwi-
schen zwei und drei Jahren, für knapp 
23 % zwischen vier und sieben Jah-
ren sowie für 28 % mehr als acht Jahre 
(Rothgang/Müller 2018: 124). Pflegen-
de Angehörige müssen sich für einen 
mehr oder weniger langen Lebensab-
schnitt auf signifikant veränderte Le-

bensumstände einstellen; das wird viel-
fach unterschätzt.

Dass eine (längere) Zeit der Pflege 
das Leben der Pflegepersonen erheblich 
verändert, bestätigt u. a. unsere Studie. 
Drastische Einschränkungen von Frei-
zeit und sozialen Kontakten, die Kon-
frontation mit Krankheit, Vergänglich-
keit, Schmerzen und geistigem Abbau 
der pflegebedürftigen Person sind emo-
tional belastend (Engel 2008: 199 f.). 
Gesundheit und Lebenszufriedenheit 
von Pflegepersonen sinken – im Ver-
gleich zu Personen die nicht pflegen – 
mit zunehmendem Pflegeumfang sig-
nifikant (Rothgang/Müller 2018: 155–
162). Obwohl pflegende Angehörige 
ihre Aufgabe vielfach als sinnvoll und 
wichtig erfahren, dominieren negative 
Auswirkungen auf die psychische und 
körperliche Gesundheit, auf das soziale 
Leben und auf die finanziell-materielle 
Situation der pflegenden Angehörigen 
(Engel 2008: 202 f.).

 Die häusliche Pflege 
durch Angehörige ist 
für die Versorgung von 
Pflegebedürftigen zentral

2. Woher kommt der Dauerdruck?

Unseren Untersuchungen zufolge geht 
der Druck, unter dem pflegende An-
gehörige stehen, von einem Komplex 
gesellschaftlicher Normvorstellungen 
und Erwartungen aus, die eine Wahl 
zwischen der Übernahme familiärer 
Pflegeaufgaben und der „Delegation“ 
der Sorge für die alten Angehörigen 
an Professionelle mindestens sehr er-
schweren (2.1). Diese Normen prägen 
auch die Pflegepolitik in Deutschland, 
die Angehörige zwar unterstützen und 
entlasten will, dies aber bisher nur sehr 
unzureichend bewirkt (2.2).

2.1 Gesellschaftliche Normvorstellungen
„Familialistische“ Normen und Erwar-
tungen (1) prägen das Setting von Pfle-
ge und Pflegepolitik in Deutschland, 
in dem Angehörige unter einen nahe-
zu unausweichlichen Druck zu pflegen 
(2) geraten können.

1) Zu den wirkmächtigsten Norm-
vorstellungen im Bereich der Pflege ge-
hört die Erwartung, dass Pflege genuin 
Aufgabe der Familie sei. Diese Tendenz 
ist symptomatisch für explizit-famili-
alistisch geprägte Pflegesysteme wie 
das deutsche. Es zeichnet sich durch 

2 Pflegebedürftig nach § 14 Abs. 1 SGB XI „sind Personen, die gesundheitlich bedingte 
Beeinträchtigungen der Selbstständigkeit oder der Fähigkeiten aufweisen und deshalb der 
Hilfe durch andere bedürfen. Es muss sich um Personen handeln, die körperliche, kogni-
tive oder psychische Beeinträchtigungen oder gesundheitlich bedingte Belastungen oder 
Anforderungen nicht selbstständig kompensieren oder bewältigen können. Die Pflegebe-
dürftigkeit muss auf Dauer, voraussichtlich für mindestens sechs Monate, […] bestehen.“ 
Die angeführte Statistik berücksichtigt den neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff und basiert 
auf dem System der Pflegegrade.

3 Indikator dafür ist der ausschließliche Bezug von Pflegegeld. https://www.destatis.
de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Gesundheit/Pflege/_inhalt.html (2020-03-26). 
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starke familisierende bei gleichzeitig 
schwachen defamilisierenden Maßnah-
men aus, z. B. die Unterstützung von 
Familien mit unkonditionierten Cash-
for-Care-Leistungen, ohne attraktive 
außerfamiliale Versorgungsalternati-
ven in (teil-)stationären Einrichtungen 
oder anderen Wohnformen zu bieten 
(Leitner 2013).
• Dem entspricht der politische Leit-

satz „ambulant vor stationär“: Zwar 
bedeutet ambulant, dass professio-
nelle Pflegedienste in die Pflege zu 
Hause einbezogen werden, jedoch 
verbleibt die Hauptverantwortung 
in der Familie. Politisch begrün-
det wird diese Priorisierung mit 
dem Wunsch der Pflegebedürfti-
gen, in den eigenen vier Wän-
den gepflegt zu werden. So rich-
tig der Verweis auf die Autonomie 
der Pflegebedürftigen auch ist, so 
sehr wird damit der Druck auf die 
pflegenden Angehörigen ignoriert, 
den die politische Favorisierung 
dieser Leitlinie und der nicht zu-
letzt daraus resultierende Mangel 
an guten Angeboten (teil-)statio-
närer Versorgung ausüben. Ihnen 
wird die Möglichkeit zumindest er-
schwert, sich objektiv frei für oder 
gegen die Übernahme der familiä-
ren Pflege auszusprechen. Die Aus-
wirkungen der Normvorstellungen 
auf gesellschaftlicher Ebene evozie-
ren Konsequenzen auf der indivi-
duellen Ebene: Da das Pflegesystem 
grundlegend auf das Engagement 
der Angehörigen baut und mithin 
nicht für alle Pflegebedürftigen eine 
realisierbare (bezahlbare) Alterna-
tive bereithält, geraten Angehörige 
unter den Druck zu pflegen.

• Dieser Druck wird durch Pflegebe-
dürftige verstärkt: Mehr als zwei 
Drittel der Pflegebedürftigen be-
gründen den ausschließlichen Bezug 
von Pflegegeld und dementspre-

chend auch die Pflege ohne profes-
sionelle Unterstützung damit, dass 
sie die Versorgung durch Fremde ab-
lehnen (Schneekloth u. a. 2017: 81–
83). Von der jeweiligen Pflegeperson 
wird diese Haltung häufig aufgrund 
des moralischen Verpflichtungsge-
fühls, den Angehörigen pflegen zu 
müssen, sowie aus dem Verständ-
nis von Pflege als private Angele-
genheit übernommen (ebd.). Von 
den Interviewpartner*innen wur-
de angemerkt, dass die Übernah-
me der Pflegetätigkeit durch An-
gehörige dementsprechend nicht 
nur auf Freiwilligkeit, sondern auch 
auf (unausgesprochene) Erwartun-
gen und schlechtes Gewissen zu-
rückzuführen sei. Erwartungshal-
tungen Dritter werden durch die 
eigenen Ansprüche der pflegen-
den Angehörigen an sich selbst be-
stätigt. Dieser Aspekt trifft v. a. auf 
Ehepartner*innen zu, die die Ver-
pflichtung zur Pflege nicht nur aus 
der biografischen Verbundenheit 
verspüren, sondern auch das Ehe-
versprechen als reziproken morali-
schen Anspruch wahrnehmen. Bei 
erwachsenen Kindern, die ihre El-
tern pflegen, spielt die Vorstellung 
von einem gerechten „Geben und 
Nehmen“ im Lebenslauf eine wich-
tige Rolle.

2) Aus diesen spezifischen normativen 
Voreinstellungen kann eine als unaus-
weichlich erfahrene Belastungssitua-
tion für die pflegenden Angehörigen 
resultieren, die mit gesundheitlichen, 
sozialen und finanziellen Risiken ein-
hergeht.
• Unabhängig von Alter und Ge-

schlecht sind bzw. werden pflegen-
de Angehörige im Vergleich zu 
Nicht-Pflegenden signifikant häu-
figer krank (Rothgang/Müller 2018: 
155–165). Pflegende sind dabei be-
sonders von Belastungsstörungen 
und dem Burnout-Syndrom, von 
Schlafstörungen und Depressionen 
betroffen (ebd.).

• Erschwerend kommt in vielen Fäl-
len die fehlende finanzielle Absi-
cherung hinzu: Schon zu Beginn 
einer Pflegesituation setzt nur gut 
die Hälfte der pflegenden Angehö-
rigen ihre Erwerbstätigkeit unver-
ändert fort (Schneekloth u. a. 2017: 
60). Mit der Reduzierung bzw. Auf-
gabe der Erwerbsarbeit sinkt das je-
weilige Einkommen, ohne dass es 
finanzielle Kompensationsmecha-
nismen gäbe. Das betrifft mehr-
heitlich Frauen, die – zusätzlich 
zu den Einbußen in ihrer sozialen 
Absicherung – zu „Bittstellerinnen“ 
ihrer Partner werden, ihre Vermö-
genswerte abschmelzen oder sich 
verschulden müssen (s. u.).

• Dennoch geht politisch und gesell-
schaftlich die Erwartung auf, dass 
die Betroffenen auch bei (zu) hoher 
Belastung ihre Aufgabe erfüllen und 
ihre Verwandten nicht im Stich las-
sen werden. Insofern dies auf Kos-
ten der physischen und psychischen 
Integrität der Betroffenen geht, wird 
dieses Muster, v. a. wenn es nicht mit 
einer entsprechenden Anerkennung 
der Pflegeleistung verknüpft ist, als 
zynisch wahrgenommen.

Die gesellschaftlichen Normvorstel-
lungen im Bereich der Pflege und das 
Selbstbild der pflegenden Angehöri-
gen korrespondieren sowohl mitein-
ander als auch mit der Gesamtausrich-
tung der Pflegepolitik, und sie verstär-
ken sich wechselseitig. Das deutsche 
Pflegesystem baut so grundlegend auf 
die Pflegebereitschaft der Angehöri-
gen, dass diese unter den Druck gera-
ten, selbst pflegend tätig zu werden, 
weil sie keine realistische und für die 
Pflegebedürftigen akzeptable Alterna-
tive dazu sehen.

2.2 Mangelnde soziale Absicherung der 
meist weiblichen Pflegenden

• Pflege wird nicht nur vorrangig als 
familiäre Aufgabe, sondern gemäß 
den immer noch vorherrschenden 
Rollenbildern in erster Linie als 
Frauensache wahrgenommen; sehr 

 Das deutsche Pflegesystem 
baut grundlegend auf die 
Pflegebereitschaft der 
Angehörigen

 In Deutschland gibt es 
die Erwartung, dass Pflege 
genuin Aufgabe der 
Familie sei
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viele Frauen haben diese Erwartung 
internalisiert. Allerdings geht dies 
weder mit den demografischen Ent-
wicklungen noch mit den poli-
tischen Weichenstellungen der letz-
ten Jahrzehnte spannungsfrei zu-
sammen, Frauen verstärkt an der 
Erwerbsarbeit zu beteiligen und zu 
individueller Erwirtschaftung ihrer 
sozialen Sicherung zu verpflichten. 
Zwei Fragen sind besonders drän-
gend: Werden die pflegenden An-
gehörigen, und damit v. a. die pfle-
genden (Ehe-)Partnerinnen und 
(Schwieger-)Töchter, sozialpolitisch 
darin unterstützt, Pflege und Beruf 
miteinander vereinbaren zu kön-
nen? Gibt es pflegepolitisch wirk-
same Instrumente, welche die Leis-
tungen pflegender Angehöriger z. B. 
in Form von Lohnersatzleistungen 
oder Rentenansprüchen sozial ab-
sichern?

1) Die (Un-)Vereinbarkeit von Pflege 
und Beruf hängt von verschiedenen, 
einander verstärkenden Parametern ab; 
sie leiten sich a) aus der Pflegesitua-
tion, b) aus der beruflichen Situation 
sowie c) aus der Passgenauigkeit der 
Förderinstrumente ab:

a) Mit der Intensität des Pflegebe-
darfs nimmt die Aussicht auf Aufrecht-
erhaltung einer parallelen Erwerbstä-
tigkeit ab, insbesondere dann, wenn 
pflegende Angehörige nicht durch 
professionelle Angebote (ambulante 
Dienste, Tages- und/oder Nachtpfle-
ge) unterstützt und entlastet werden. 
Dies liegt häufig daran, dass der*die 
Pflegebedürftige oder die Pflegeperson 
nicht auf die Auszahlung des Pflege-
geldes (s. u.) in voller Höhe verzichten 
kann oder will und deshalb keine Pfle-
gesachleistungen über die Pflegeversi-
cherung beantragt. Statistisch gesehen 
übernehmen gerade Frauen mit nied-
rigen Bildungsabschlüssen und einem 
erschwerten Zugang zum Arbeitsmarkt 

häufiger zeitaufwändige familiäre Pfle-
geaufgaben und geben die Berufstätig-
keit ganz auf.

b) Je nach Arbeitgeber stößt der 
Wunsch, die Pflege- bzw. Familien-
pflegezeit in Anspruch zu nehmen, auf 
Hindernisse: Statistisch gesehen arbei-
ten Pflegepersonen häufiger in mittle-
ren und kleinen Betrieben mit bis zu 
20 Beschäftigten (Geyer 2016: 35); die 
gesetzlichen Regelungen für den An-
spruch auf Pflegezeit und Familien-
pflegezeit greifen aber erst ab Betriebs-
mindestgrößen von 16 bzw. 26 Ange-
stellten (ebd.: 36). Für Angehörige, 
die in kleinen Betrieben arbeiten, be-
schränkt diese Regelung den Zugang 
zu den Entlastungsmöglichkeiten er-
heblich. Für Menschen, die berufstätig 
sind und pflegen, aber keinen Anspruch 
auf Pflegezeit oder Familienpflegezeit 
geltend machen können, steigt das Ri-
siko, im Dilemma zwischen Pflegeauf-
gaben und Erwerbstätigkeit wirtschaft-
liche Einbußen bis hin zum Verlust des 
Arbeitsplatzes zu erleiden.

c) Die bisher skizzierten Aspekte 
deuten darauf hin, dass die sozialpoli-
tischen Instrumente zur Unterstützung 
pflegender Angehöriger die Vereinbar-
keit von Pflege und Beruf nur unzurei-
chend absichern. Folgende Passungs-
probleme bedürfen politischer Bearbei-
tung:
• Pflegezeit und Familienpflegezeit 

sind zwar als Rechtsansprüche aus-
gestaltet, aber nicht subventioniert 
und greifen nur ab einer bestimm-
ten Betriebsgröße. Für das Gros der 
pflegenden Angehörigen wäre ei-
ne subventionierte berufliche Frei-
stellung notwendig, um ohne Risi-
ko Angehörige über einen länge-
ren Zeitraum zu Hause versorgen 
zu können. Für kleine Betriebe muss 
eine wirtschaftlich tragbare Lösung 
gefunden werden, um die Beschäf-
tigten im Fall familiärer Pflege oh-
ne Gefährdung des Anstellungsver-
hältnisses temporär freistellen zu 
können.

• Das Angebot eines Pflege‑Darlehens 
wirkt kontraproduktiv: Pflegende, 

die Einkommensverluste (durch 
Verdienstausfall und im Aufbau 
von Alterssicherung) hinnehmen 
müssen, werden durch die Darle-
hensschulden zusätzlich längerfris-
tig belastet.

• Erwartungen pflegender Angehö-
riger, zumindest basal abgesichert 
zu werden, richten sich auch auf 
das Pflegegeld. Es steht jedoch nicht 
ihnen, sondern den Pflegebedürfti-
gen zur Verfügung. Diese können, 
müssen es aber nicht an ihre pfle-
genden Angehörigen weitergeben. 
Zwar wird das Pflegegeld auch zur 
Kompensation eines Teils des Er-
werbsausfalls der Pflegeperson ver-
wendet, v. a. wenn ein hoher Pfle-
gebedarf über längere Zeit besteht 
(Hielscher u. a. 2017: 82–89). Den-
noch können Angehörige keinen 
Anspruch auf „materielle Anerken-
nung“ ihrer Pflegetätigkeit geltend 
machen. Bisweilen wird das Pflege-
geld, das Pflegebedürftige ab Pfle-
gegrad 2 bekommen, um die Pflege 
sicherzustellen, als „Grundgehalt“ 
für pflegende Angehörige darge-
stellt. Dem steht die Aussage des 
Bundesverfassungsgerichts gegen-
über, dass das Pflegegeld die Au-
tonomie und Selbstbestimmung der 
Pflegebedürften unterstützen solle 
und nicht als Entgelt zu verstehen 
sei (Riethmüller 2016: 33).

2) Rentenversicherungsbeiträge werden 
von der Pflegeversicherung übernom-
men, wenn die Pflegeperson weniger 
als 30 Stunden wöchentlich erwerbs-
tätig ist und keine Altersrente bezieht 
(BMG 2018: 104). Der gepflegte Ange-
hörige muss mindestens Pflege grad 2 
haben und der wöchentliche Pflegeauf-
wand mindestens zehn Stunden betra-
gen (DRV 2018b: 5). Zu fragen ist, (a) in 
welchem Umfang pflegende Angehö-
rige von dieser Möglichkeit profitie-
ren, und (b) welche Rentenansprüche 
aus der familiären Pflegetätigkeit er-
wachsen.

a) Aus einer Hochrechnung für ganz 
Deutschland geht hervor, dass im Jahr 

 Pflege wird in erster 
Linie als „Frauensache“ 
wahrgenommen
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2015 für 16 % der Pflegebedürftigen 
Rentenversicherungsbeiträge für Pfle-
gepersonen abgeführt wurden (Schnee-
kloth u. a. 2017: 70–71). Im Jahr 2016 
bezogen 66 % der Pflegebedürftigen 
ausschließlich Pflegegeld (ebd.: 74), 
wurden also ausschließlich durch in-
formell Pflegende versorgt. Demnach 
wurden für 50 % der Pflegebedürfti-
gen zwar ausschließlich Pflegegeld, 
aber keine Rentenversicherungsbeiträ-
ge für deren Pflegepersonen gezahlt. 
Nur ein relativ geringer Teil der pfle-
genden Angehörigen scheint also bis-
her in den Genuss dieser Absicherung 
zu kommen, wobei nicht klar ist, ob 
nur wenige die Voraussetzungen er-
füllen oder die Möglichkeit zu wenig 
bekannt ist.4

b) Wenn Angehörige ohne profes-
sionelle Hilfe eine*n Pflegebedürftige*n 
im höchsten Pflegegrad (5) pflegen, 
können sie bei einem geleisteten 
Pflegejahr ein Rentenplus von knapp 
30 Euro pro Monat erwarten. Der Be-
trag liegt knapp unter dem aktuellen 
Rentenwert von 31,89 Euro im Osten 
und 33,05 Euro im Westen, der einem 
Entgeltpunkt entspricht (DRV 2018b). 
Der Betrag verringert sich bei niedri-
gerem Pflegegrad ebenso wie bei In-
anspruchnahme von Pflegesachleis-
tungen. Über die Hälfte (53,7 %) der 
zuhause versorgten Pflegebedürftigen 
befindet sich in Pflegegrad 2, durch 
den „[e]rhebliche Beeinträchtigungen 
der Selbstständigkeit oder der Fähig-
keiten“ (§ 15 SGB XI) attestiert werden. 
Knapp drei Viertel dieser Gruppe wer-
den ausschließlich durch Angehörige, 
ein Viertel unter Einbeziehung ambu-
lanter Pflegedienste versorgt (Statisti-
sches Bundesamt 2018: 18). Die Haupt-
pflegeperson wendet zwischen 39 und 
47 Stunden pro Woche für die Pfle-
ge auf (Hielscher u. a. 2017: 56)5, so-
dass die Ausübung einer geregelten Be-
schäftigung erheblich eingeschränkt, 
wenn nicht gar unmöglich wird. Dies 
wirkt sich (negativ) auf ihre Alterssi-
cherung aus. Sind die weiteren Bedin-
gungen für eine Rentenwirksamkeit der 
Pflege erfüllt, ergibt sich bei dem für 

Pflegegrad 2 anzunehmenden Zeitauf-
wand für die Pflege von rund 40 Stun-
den pro Woche ein Rentenzahlbetrag 
von 8,06 Euro pro Monat, sofern keine 
Sachleistungen in Anspruch genom-
men werden (DRV 2018b: 38). Gegen-
über der Rentenwirksamkeit von Kin-
dererziehungszeiten wird die familiäre 
Betreuung und Pflege alter Menschen 
erheblich benachteiligt (DRV 2018a: 
17 f.).6

c) Der Rentenzahlbetrag von knapp 
30 Euro pro Monat bei ausschließli-
chem Pflegegeldbezug in Pflegegrad 
5 wird um etwa fünf Euro gemin-
dert, wenn Pflegesachleistungen in 
Anspruch genommen werden (DRV 
2018b: 38). Das entspricht (auch in den 
anderen Pflegegraden) einer Reduktion 
um rund 15 Prozent bei Einbezug ei-

nes ambulanten Pflegedienstes. Profes-
sionelle Unterstützung ist gerade bei 
schweren und schwersten Pflegefällen 
für eine gute Versorgung der Pflege-
bedürftigen und für die Gesunderhal-
tung der Pflegenden unbedingt gebo-
ten. Insofern wird mit dieser Regelung 
ein eklatanter Fehlanreiz gesetzt. Um 
eine hohe Qualität in der häuslichen 
Pflege zu sichern und pflegende An-
gehörige gesund zu erhalten, dürfen 
diese nicht „bestraft“ werden, wenn sie 
einen ambulanten Pflegedienst hinzu-
ziehen. Das System hält Pflegende aber 
gerade dazu an, die für eine qualitativ 
hochwertige Pflege und zur eigenen 
Entlastung notwendige Hilfe nicht in 
Anspruch zu nehmen, um bescheide-
ne Rentenansprüche nicht noch wei-
ter zu reduzieren.

3. Wie kann der Druck auf pflegende Angehörige gemindert 
werden? Anforderungen an die Pflegepolitik

Die geschilderten Probleme lassen er-
kennen, dass die Pflegepolitik konkur-
rierende Ziele verfolgt. Das Ziel, den 
Mitteleinsatz niedrig zu halten, kolli-

diert mit dem Ziel, sowohl die Pflege-
qualität als auch anerkennende Bedin-
gungen für pflegende Angehörige zu 
gewährleisten. Die Leistungen pflegen-
der Angehöriger, auf die das Pflege-

system in Deutschland bis heute in er-
heblichem Maße setzt, werden nicht 
angemessen anerkannt. Grundsätzlich 
richtige pflegepolitische Instrumente 
werden in ihrer Wirksamkeit durch 
dysfunktionale Reglementierungen ge-
schwächt oder konterkariert. Abschlie-
ßend ist daher zu fragen, inwiefern der 
Dauerdruck auf pflegende Angehörige 
durch Reformschritte der Pflegepolitik 
gemindert werden kann.

Ein wesentlicher Faktor für den 
Druck auf die pflegenden Angehöri-
gen ist die Grundspannung zwischen 

 Die Pflegepolitik in 
Deutschland verfolgt 
konkurrierende Ziele

4 Seit 2017 werden bei Feststellung von (mindestens) Pflegegrad 2 die Rentenansprü-
che pflegender Angehöriger durch den MDK (2017) erhoben. Unberücksichtigt bleiben bei 
dieser Berechnung Angehörige von Pflegebedürftigen, die zwar Pflegegeld beziehen, de-
ren Angehörige aber aufgrund der Anstellung einer Live-in-Kraft keine Einschränkungen 
in ihrer Erwerbstätigkeit vornehmen müssen.

5 Die Daten der Studie basieren noch auf dem System der Pflegestufen, die Zahlen be-
ziehen sich auf die Pflegestufen 0 und 1. Nach § 140 SGB XI wurden Versicherte ohne er-
heblich eingeschränkte Alltagskompetenz aus Pflegestufe 1 zum 01.01.2017 in Pflegegrad 
2 überführt, ebenso wie bei Vorliegen einer erheblich eingeschränkten Alltagskompetenz 
ohne bisherige Pflegestufe. Um den Zeitaufwand für Pflegegrad 2 aus der Übersicht zu er-
mitteln, wurden die bisherigen Pflegestufen 1 und 0 betrachtet.

6 In dieser Ungleichbehandlung schlägt sich offensichtlich nieder, dass bei der Inves-
tition in die Altenpflege der wirtschaftliche Zukunftsnutzen, der Kindern zugesprochen 
wird, entfällt.
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der familialistischen Erwartungslage in 
Gesellschaft und Politik und der indi-
viduellen Zuschreibung von Verant-
wortung für die Erwirtschaftung so-
zialer Sicherungsansprüche. Um diese 
Spannung zu lösen, wären die Ange-
hörigen in die Lage zu versetzen, ih-
re sozialen Sicherungsansprüche ent-
weder aus der Pflegetätigkeit oder aus 
der Erwerbsarbeit zu generieren bzw. 
beides zu kombinieren. Dazu muss die 
Möglichkeit gewährleistet sein, wirk-
same Unterstützung durch professio-
nelle Pflege ohne Einkommenseinbu-
ßen der pflegenden Person in Anspruch 
zu nehmen. Es braucht Reformperspek-
tiven zur Verbesserung der Vereinbar-
keit von privater Pflegetätigkeit und 
Berufstätigkeit und zur Vermeidung 
von Altersarmut für pflegende An-
gehörige, damit diese tatsächlich die 
Wahl haben, selbst zu pflegen (right to 
care) oder den*die pflegebedürftige*n 
Angehörige*n durch professionelle 
Kräfte häuslich oder stationär pflegen 
zu lassen (right not to care). Keineswegs 
verliert die Familie so ihre Bedeutung 
als Ort der Sorge für pflegebedürftige 
alte Menschen; vielmehr werden die 
übernommene Verantwortung und die 
konkrete Pflegearbeit als bewusster und 
freiwilliger Beitrag zur Einlösung der 
gesamtgesellschaftlichen Aufgabe, gu-
te Pflege bereitzustellen, verstanden – 
und nicht als um fast jeden Preis zu 
erfüllende „familiäre Pflicht“.

Vor dem Hintergrund der Ursa-
chen und Auswirkungen des Dauer-
drucks auf pflegende Angehörige ist es 
deshalb entscheidend, deren existen-
zielle Absicherung durch sozialpoliti-
sche Maßnahmen zu verbessern. Dazu 
müssen pflegebedingte Einkommens-
verluste und die Minderung sozialer Si-
cherungsansprüche kompensiert wer-
den. Mindestmaßnahmen bestehen aus 
unserer Sicht in der Einführung von 
1) Pflegendenzeit und Pflegendengeld 
sowie 2) in einer Neuregelung des Er-
werbs von Rentenansprüchen.

1) Eine Pflegendenzeit und ein Pfle-
gendengeld7 können als fundamentale 
Weiterentwicklung von (Familien-)Pfle-

gezeit und Pflegegeld analog zu Eltern-
zeit und Elterngeld verstanden werden. 
Erstere ist rechtlich und ökonomisch 
so abzusichern, dass sie als (teilweise) 
Freistellung von der Arbeitszeit unab-
hängig von der Größe des Betriebes, in 
dem der*die pflegende Angehörige tätig 
ist, durch den*die Arbeitnehmer*in be-
ansprucht werden kann; für kleine Be-
triebe muss politisch nach angemesse-
nen Lösungswegen gesucht werden. Um 
die häusliche Versorgung von Pflegebe-
dürftigen und damit auch die pflegen-
den Angehörigen zu unterstützen, sol-
len max. zwei Pflegepersonen, zu denen 
auch nahestehende Personen jenseits der 
Familie zählen, die Pflegendenzeit je-
weils für bis zu drei Jahre für diesel-
be pflegebedürftige Person in Anspruch 
nehmen können.

Ergänzend plädieren wir dafür, zu-
sätzlich zum Pflegegeld ein Pflegen-
dengeld einzuführen, mit dem die in-
formelle Pflegeleistung anerkannt und 
ein Beitrag zur eigenständigen Exis-
tenzsicherung der familiär Pflegen-
den gewährleistet wird. Die Möglich-
keit der sukzessiven Inanspruchnah-
me des Pflegendengeldes soll dafür 
sorgen, dass sich mehrere Angehöri-
ge nacheinander als Hauptpflegeper-
sonen um den*die Pflegebedürftige*n 
kümmern können. Ob das Pflegen-
dengeld a) als einkommensabhängige 
Lohnersatzleistung8 oder b) als einkom-
mensunabhängige Zahlung im Sinne 
eines Entgelts für ausgedehnte Sor-
getätigkeiten konzipiert werden soll-
te, ist strittig. Für Option a) spricht, 
dass für pflegende Angehörige eine 
auskömmliche Lebenshaltung gerade 
dann gesichert werden soll, wenn ei-
ne private Kompensation von Lohn-
ausfällen aufgrund eines relativ nied-
rigen Einkommens nicht möglich ist. 
Option b) würde die Pflegeleistung als 

solche honorieren, Geldleistungen al-
so (ausschließlich) am zeitlichen Um-
fang und der Schwere des Einsatzes 
(gemessen am Pflegegrad der gepfleg-
ten Person) orientieren. Aufgrund der 
unterschiedlichen Verläufe von Pfle-
gesituationen plädieren wir dafür, das 
Pflegendengeld nicht an einen fixen 
Zeitraum (beispielsweise eine Maxi-
maldauer von 14 Monaten, wie vom 
VdK vorgeschlagen [VdK 27.12.2018]) 
zu binden, sondern die Laufzeit fle-
xibler zu gestalten. Es wäre zu erwä-
gen, ob der Unterstützungsbedarf in Si-
tuationen schwerster Pflegebedürftig-
keit (Pflegegrad 5) eine Grenze für die 
Zahlung von Pflegendengeld markie-
ren könnte. Dafür spricht die Annah-
me, dass eine adäquate Pflege in sol-
chen Situationen nicht ohne intensi-
ve professionelle Unterstützung durch 
Angehörige geleistet werden kann und 
sozialpolitisch deshalb in diesen Fällen 
eher ein Anreiz zu grundlegender Ver-
änderung gesetzt werden sollte.

2) Um pflegende Angehörige nach-
haltig sozial abzusichern, sind zusätz-
lich Reformmaßnahmen in der Al-
terssicherung notwendig. Pflegende 
Angehörige leiden unter den dys-
funktionalen Rentenregelungen, die 
in der akuten Pflegesituation Anreize 
setzen, die Pflege gänzlich ohne pro-
fessionelle Unterstützung zu schultern. 
Die Minderung von Rentenansprüchen 
pflegender Angehöriger bei Hinzuzie-
hung professioneller Dienste ist drin-
gend zu korrigieren. Es braucht eine 
Fortentwicklung der Rentenansprüche 
für pflegende Angehörige, die aufgrund 
der Pflegeaufgaben ihre Erwerbstätig-
keit reduzieren und dementsprechend 
von verminderten Rentenansprüchen 
betroffen sind. Als Vorbild kann da-
zu die Rentenanrechnung von Kinder-
erziehungszeiten dienen.

7 Unser Anfang Dezember 2018 vorgestellter Vorschlag eines Pflegendengeldes wird 
u. a. auch vom VdK unter der Bezeichnung „Pflegepersonengeld“ geteilt (VdK 27.12.2018). 
Seit Anfang 2019 haben weitere gesellschaftliche Akteure ähnliche Modelle in die öffent-
liche Diskussion eingebracht.

8 Dieses Modell wird sowohl in der Literatur (z. B. Auth 2019: 11) als auch u. a. vom 
VdK (27.12.2018) und dem Unabhängigen Beirat für die Vereinbarkeit von Pflege und Be-
ruf (2019) favorisiert.
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4. Ausblick: Ausbau der professionellen Pflege

Um pflegenden Angehörigen konse-
quent Entlastung vom Dauerdruck bie-
ten zu können, muss über ihre Rolle 
im deutschen Pflegesystem als Gan-
zem nachgedacht werden. Punktuelle 
Veränderungen im laufenden System 
reichen nicht aus: Solange professio-
nelle Pflege ambulant wie stationär nur 
als Sekundärlösung angesehen wird, 
kann die Last auf den Schultern pfle-
gender Angehöriger nur graduell ver-
ringert werden. Grundlegend ist des-
halb ein systematischer und flächen-
deckender Ausbau der professionellen 
sowohl ambulanten als auch (teil-)sta-
tionären Pflege. Damit Pflegebedürf-
tige bzw. ihre Angehörigen ambu-

lante Pflegedienste verstärkt in An-
spruch nehmen, sehen wir dringenden 
Reformbedarf in der Korrelation von 
Pflegegeld und Pflegesachleistungen. 
Dass bei häuslicher Versorgung das 
Pflegegeld gekürzt wird, sobald Pfle-
gesachleistungen in Anspruch genom-
men werden, setzt Anreize, die Pflege 
ohne professionelle Dienste zu bewäl-
tigen, und verschärft den Druck auf 
Angehörige, (allein) zu pflegen. Um 
dies zu ändern und der Pflegequalität 
Priorität zu geben, muss diese Rege-

lung für den ambulanten Bereich re-
formiert werden.

Unabdingbar ist ebenso eine Stär-
kung und leichtere Zugänglichkeit der 
(teil-)stationären Altenpflege, ähnlich 
wie dies in der institutionalisierten Kin-
derbetreuung seit den 1990er Jahren 
geschah.9 Damit das Angebot der sta-
tionären Pflege allerdings angenom-
men und nicht weiterhin als „Abschie-
ben“ verstanden wird, bedarf es unter 
anderem der Steigerung der Pflege-
qualität vor allem durch einen höhe-
ren Personalschlüssel und eine deutlich 
bessere Entlohnung der Altenpflege-
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fach- und -hilfskräfte. Dass in der aktu-
ellen Corona-Krise die Systemrelevanz 
der Pflegekräfte erkannt und themati-
siert wird, ist in dieser Hinsicht ermu-
tigend; diese Einsicht muss nach der 
akuten Krise zu pflegepolitischen Wei-
chenstellungen führen, die endlich den 
Forderungen der Pflegekräfte nach ei-
ner sozialen Wertschätzung Rechnung 
trägt, die sich auch in der Lohnhöhe 
und in guten Arbeitsbedingungen aus-
drückt. Damit würde auch die Situa-
tion pflegender Angehöriger verbessert 
und dem Recht zu pflegen oder nicht 
zu pflegen Geltung verschafft.
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CariFair – Warum sich die Caritas 
in der Live-in-Pflege engagiert
Ein Praxisbericht

Unterstützung für pflegebedürftige Menschen und ihre Betreuungskräfte gleicher-
maßen: Seit 2009 engagieren sich mehrere Caritasverbände in Deutschland und Polen 
mit dem Angebot „CariFair“ für eine faire und legale Beschäftigung ausländischer 
Betreuungskräfte, die als sogenannte Live-ins in Privathaushalten leben und arbei-
ten. Das Programm schult die Live-ins und bereitet sie auf ihre Tätigkeit vor. Zudem 
unterstützt sie diese bei der Suche nach einer geeigneten Stelle und begleitet sie wäh-
rend ihres Einsatzes in Deutschland. Der Beitrag gibt eingangs einen knappen Über-
blick über die Beschäftigung ausländischer Live-in-Kräfte in Deutschland. Im Weite-
ren wird dargelegt, warum sich die Caritas in diesem Feld engagiert, wie das Modell 
CariFair funktioniert und wie es von unterschiedlichen Interessensgruppen bewertet 
wird. Abschließend werden das Engagement der Caritas auf europäischer Ebene und 
mögliche weitere Entwicklungsoptionen in Deutschland angerissen.

Im Haushalt lebende ausländische Betreuungskräfte

Ausländische Betreuungskräfte, die 
als sogenannte Live-ins in deutschen 
Haushalten leben und arbeiten, spie-
len inzwischen eine wesentliche Rolle 
bei der Unterstützung und Begleitung 
pflegebedürftiger Menschen. Das be-
stehende Lohngefälle zwischen West- 
und Osteuropa treibt Menschen aus 
Polen, Rumänien, der Slowakei, Bul-
garien, Kroatien und anderen mittel- 
und osteuropäischen Ländern seit dem 
Fall des Eisernen Vorhangs in den Wes-
ten. Man kann davon ausgehen, dass 
sich daran in absehbarer Zeit nichts 
ändern wird. Die Zahl ausländischer 
Betreuungskräfte, die in Haushalten in 
Deutschland leben und arbeiten, liegt 
nach Schätzungen von Fachleuten zwi-
schen 115 000 und 300 000 (vgl. Ver-
di 2014, S. 11, Hielscher et al. 2017, 
S. 95). Da ein großer Teil von ihnen 
illegal tätig ist, lassen sich kaum ge-
naue Zahlen bestimmen. Der Bundes-

verband häusliche Seniorenbetreuung 
e. V. (BHSB), ein Zusammenschluss pri-
vater Vermittlungsagenturen, schätzt, 

dass 80 bis 90 Prozent der Betreuungs-
kräfte in Schwarzarbeit tätig sind (vgl. 
BHSB 2018, S. 3). Aufgrund der weit-
gehenden Unsichtbarkeit dieser Betreu-

ungskräfte – sie erbringen Leistungen 
im Verborgenen der privaten Haushal-
te – gehen einige sogar von weit höhe-
ren Zahlen aus. So äußerte sich Tho-
mas Klie in einem Interview von 2015 
wie folgt: „In Österreich sind sie [die 
Live-ins] aufgrund gesetzlicher Rege-
lungen sichtbarer geworden: Überträgt 
man die dortigen Zahlen auf die Be-
völkerung in Deutschland, können wir 
von einer Größenordnung von 600.000 
Personen ausgehen.“ (Rüffer 2015)

Was treibt die Caritas ins Vermittlungsgeschäft? 
Die Ausgangssituation für CariFair

Die Entwicklung von CariFair begann 
mit Beobachtungen der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter ambulanter Pfle-
gedienste, die zunehmend über auslän-
dische Pflegehelferinnen in Haushal-

ten mit Pflegebedürftigen berichteten. 
Während dieses Arrangement heu-
te kaum jemanden überrascht, war es 
vor fünfzehn Jahren noch kein in gro-
ßem Umfang nachgefragtes Modell der 

Claudia Menebröcker
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häuslichen Versorgung. Diese zum da-
maligen Zeitpunkt in der Regel ille-
gale Situation war nicht nur für die 
Beschäftigten, sondern auch für die 
Hilfe- und Pflegebedürftigen, die die 
Unterstützung ausländischer Helfe-
rinnen und Helfer nutzten, schwierig: 
sie wurde nicht als „Win-Win-Situa-
tion“ angesehen, sondern basierte auf 
der Notlage beider Seiten. Die Betreu-
ungskräfte hatten keine Qualifikation 
und oftmals kaum Erfahrung im Be-
reich der Pflege. Dies bedeutete, dass 
die pflegebedürftigen Menschen Gefahr 
liefen, unzureichend versorgt zu wer-
den, insbesondere, wenn sie aus Kos-
tengründen auch noch den professio-
nellen Pflegedienst kündigten. Da die 
meisten Arbeitsverhältnisse nicht an-
gemeldet waren, machten sich die Fa-
milien und auch die Betreuungskräfte 
damit prinzipiell sowohl wegen Sozi-
alversicherungs- als auch wegen Steu-
erbetrugs strafbar. Es stellte sich die 
Frage, wie wir als Caritas damit um-
gehen sollten.

Gemeinsam mit Caritas Polen ha-
ben vier Caritasverbände im Erzbistum 
Paderborn ein Modell entwickelt, um 
diese Arbeitsverhältnisse zu begleiten, 
sie „heraus aus der Grauzone“ zu füh-
ren und die Situation damit für beide 
Seiten zu verbessern. Die Caritas un-
ternahm anfangs sehr kleine Schritte, 
die in kurzen Abständen reflektiert 
wurden. Es musste zunächst geklärt 
werden, unter welchen Bedingungen 
Personen aus dem Ausland überhaupt 
in Deutschland arbeiten durften, da die 
Freizügigkeit von Beschäftigten inner-
halb der Europäischen Union zu Be-
ginn des Projekts noch nicht etabliert 
war. Es wurden geeignete Qualifizie-
rungsmaßnahmen entwickelt und die 
Aufgaben der beteiligten Caritasver-
bände abgestimmt. Das Projekt wurde 
mit nur wenigen Frauen gestartet, um 
zunächst einmal herauszufinden, ob 
und wie tatsächlich eine bessere Situa-
tion geschaffen werden konnte.

Andere Caritasverbände in Deutsch-
land standen dem Engagement der 
vier initiativ gewordenen Verbände 

kritisch gegenüber. Einige sahen den 
Einsatz ausländischer Betreuungskräfte 
als Konkurrenz zum eigenen ambulan-
ten Pflegedienst. Zum damaligen Zeit-
punkt wurde tatsächlich noch um Auf-
träge konkurriert – anders als heute, 
wo viele Dienste aufgrund mangeln-
der Personalkapazitäten die Nachfra-
gen Pflegebedürftiger gar nicht mehr 
bedienen können und Absagen aus-
sprechen. Die Initiatoren von CariFair 
teilten diese Einschätzung allerdings 
nicht. Die Familien konnten es sich 
einfach nicht leisten, für einen um-
fassenden Hilfe- und Versorgungsbe-
darf einen ambulanten Pflegedienst in 
Anspruch zu nehmen – nur deshalb 
stellten sie ausländische Hilfen über-
haupt ein. Mit CariFair wurde es für 
die Pflegebedürftigen möglich, die Ein-
sätze des ambulanten Dienstes zu re-
duzieren, ganz einstellen konnten sie 
diese allerdings nicht: Im Rahmen von 
CariFair wird vereinbart, mindestens 
einmal wöchentlich einen Einsatz der 
Sozialstation einzuplanen, um auf die-
se Weise eine fachlich gesicherte pfle-
gerische Versorgung in diesem Ar-
rangement gewährleisten zu können. 
Damit ist CariFair keine Konkurrenz, 
sondern ein zusätzlicher Baustein, der 
neben die ambulante Fachpflege ge-
rückt ist.

Weitere Caritasverbände hielten 
es generell für inakzeptabel, Men-
schen aus Mittel- und Osteuropa nach 
Deutschland zu holen, denn damit wür-
den möglicherweise die Familien im 
Ausland getrennt und den Familien im 
Herkunftsland Sorge- und Pflegeres-
sourcen entzogen (Care Drain). Dieser 
Einwand ist nach wie vor berechtigt. 

Caritas Polen machte jedoch deutlich, 
dass die Menschen das Land aufgrund 
ihrer schlechten finanziellen Einkom-
menssituation ohnehin verlassen wür-
den – mit oder ohne die Caritas. Die Ca-
riFair-Initiatoren wollten die ohnehin 
bestehenden Arbeitsverhältnisse best-
möglich unterstützen. Dass das nicht 
ohne Probleme möglich sein würde, 
war allen Beteiligten klar. Die Caritas 
arbeitet gemäß dem Auftrag „Not se-
hen und handeln“, diesem waren und 
sind die beteiligten Verbände verpflich-
tet und versuchen, die schwierige Si-
tuation für alle Beteiligten möglichst 
gut zu gestalten.

In den vergangenen Jahren waren 
bis zu 30 Caritasverbände in Deutsch-
land an CariFair beteiligt. Einige haben 
das Angebot allerdings aus verschiede-
nen Gründen inzwischen wieder einge-
stellt: etwa, weil der Aufwand zur Be-
gleitung der Beschäftigungsverhältnis-
se vergleichsweise hoch ist oder weil 
zu wenig Betreuungskräfte gefunden 
wurden, um die verbindliche Unterstüt-
zung der Pflegebedürftigen zu gewähr-
leisten. Es gab auch die Situation, dass 
zu wenige Familien Interesse am An-
gebot hatten, einfach, weil im Bereich 
des ‚schwarzen‘ bzw. ‚grauen‘ Pflege-
marktes Agenturen oder einzelne Pfle-
gehilfen Betreuungsleistungen deutlich 
günstiger angeboten haben. Die meis-
ten Caritasverbände haben – wie vie-
le Träger und Anbieter im Bereich der 
Pflegedienstleistungen – inzwischen 
massive Personalprobleme. Auch das 
kann dazu führen, dass sie nicht auch 
noch dieses Angebot etablieren. Ein-
zelne arbeiten möglicherweise auch mit 
Agenturen in ihrer Region zusammen. 
Hierzu liegen allerdings keine Zahlen 
vor. Ein Teil lehnt die pragmatische 
Idee von CariFair, prekäre in bessere 
Beschäftigungsverhältnisse zu verwan-
deln, nach wie vor grundsätzlich ab.

Das Konzept von CariFair

CariFair hat das Ziel, eine faire Ba-
lance zwischen den Interessen der (Fa-

milien mit) Pflegebedürftigen und den 
Interessen der Live-in-Betreuungskräf-

 CariFair ist ein zusätzlicher 
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te herzustellen; eine Balance, die immer 
wieder neu ausgehandelt und gefun-
den werden muss. Dabei geht es einer-
seits um die sichere (grundpflegerische) 
Versorgung hilfebedürftiger Menschen, 
andererseits um die Vermeidung von 
Ausbeutung der Betreuungskräfte. Im 
Folgenden wird beschrieben, wie das 
CariFair-Konzept funktioniert.

Beschäftigung auf Basis des 
Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Modells

Das Arbeitsverhältnis zwischen Pfle-
gebedürftigen bzw. deren Angehöri-
gen und Betreuungskräften ist als Ar-
beitgeber-Arbeitnehmer-Modell or-
ganisiert. Dieses Modell wird von der 
Bundes agentur für Arbeit und der Ver-
braucherzentrale empfohlen (vgl. Bun-
desagentur für Arbeit ZAV 2018; Ver-
braucherzentrale NRW 2018, S. 31 ff.). 
Arbeitgeber bei CariFair ist die zu be-
treuende Person oder eine angehörige 
Person. Die Caritasverbände vermitteln 
den Kontakt zwischen den potenziel-
len Arbeitergeberinnen bzw. Arbeitge-
bern und den arbeitssuchenden Betreu-
ungskräften.

Die Möglichkeit der selbstständigen 
Tätigkeit von Betreuungskräften wur-
de generell ausgeschlossen, da diese 
Art der Leistungserbringung als 
Scheinselbstständigkeit einzustufen ist. 
Das bedeutet, dass selbstständige Er-
werbsarbeit in Pflegehaushalten aus 
Sicht der Caritas nicht möglich ist. 
Denn im Arbeitsalltag haben die Be-
treuungskräfte keine „unternehmeri-
sche Entscheidungsfreiheit“. Sie kön-
nen nicht ohne weiteres selbst ent-
scheiden, wann und wie sie welche 
Arbeit ausüben wollen. Stattdessen ar-
beiten sie nach Anweisung und in Ab-
hängigkeit von den Bedürfnissen und 
anfallenden Bedarfen der pflegebedürf-
tigen Person. Selbstständige Tätigkeit 
bedeutet, dass die Steuer- und Sozial-
versicherungspflicht umgangen wird, 
was zu rechtlichen Problemen führen 
kann. Darüber hinaus ermöglicht die 
Selbstständigkeit im Prinzip eine un-
begrenzte Arbeitszeit, weil die Erwerbs-
tätige nicht unter das Arbeitszeitgesetz 

fällt. Dies würde den Anspruch der Ca-
ritas, die Betreuungskräfte vor Aus-
beutung zu schützen, untergraben. 
Auch die Überlegung der Zusammen-
arbeit mit einer Vermittlungsagentur, 
die Mitarbeitende nach Deutschland 
entsendet, wurde durch die beteiligten 
Caritasverbände abgelehnt, da sie die 
Rahmenbedingungen der Beschäfti-
gung als zu wenig transparent bewer-
ten.

Diese beiden Beschäftigungsmodel-
le – Selbstständigkeit und  Entsendung – 
sind im Rahmen der Vermittlung durch 
Agenturen in Deutschland inzwischen 
durchaus etablierte Modelle. Die be-
teiligten Caritasverbände halten den-
noch das Arbeitgeber-Arbeitnehmer-
Modell für die bessere Variante und 
das aus folgenden Gründen: Betreu-
ung im Rahmen von CariFair ist kein 
24-Stunden-Einsatz. Ziel ist, dass die 
Betreuungskräfte durchschnittlich 38,5 
Stunden pro Woche arbeiten. Dazu ge-
hören ein freier Tag in der Woche und 
regelmäßige Pausen. Der Urlaubsan-
spruch beträgt 36 Tage bei einer 6-Ta-
ge-Woche. Die Bezahlung der Betreu-
ungskräfte basiert auf einem Tarifver-
trag zwischen der Gewerkschaft NGG 
Nahrung-Genuss-Gaststätten und dem 
DHB-Netzwerk Haushalt. Die Betreu-
ungskräfte zahlen in Deutschland Steu-
ern und Sozialversicherungsbeiträge 
und sind unfallversichert. Im Krank-
heitsfall haben sie Anspruch auf Lohn-
fortzahlung für sechs Wochen. Au-
ßerdem sind die Zuständigkeiten klar 
definiert: Zum einen ist für alle Betei-
ligten festgehalten, wer in der Arbeits-
zeit weisungsbefugt ist und wer nicht; 
zum anderen ist deutlich, über wel-
che Rechte die Arbeitnehmerin verfügt 
und gegenüber wem sie diese einfor-
dern kann. All diese Aspekte sind aus 
Sicht der Caritas grundlegend für ei-
ne gerechte und legale Beschäftigung. 
Das Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Modell 

ist für Familien, die es allein umset-
zen sollen, allerdings kompliziert und 
aufwendig: Sie müssen sich als Arbeit-
geber registrieren lassen, die Tätigkeit 
muss beim Finanzamt angemeldet wer-
den, die notwendigen Versicherungen 
müssen abgeschlossen, die Lohnbuch-
haltung geregelt werden etc. Der Ein-
zelne ist damit oftmals überfordert. Aus 
diesem Grund werden bei CariFair all 
diese Aufgaben von der Caritas über-
nommen.

Die Betreuungskräfte entscheiden 
selbst, wie lange sie in Deutschland 
arbeiten möchten. Ein großer Teil von 
ihnen ist langfristig beschäftigt und 
reist nur während des Urlaubs in das 
Herkunftsland. Oft sind das Beschäf-
tigte, deren Familien im Heimatland 
nicht mehr zusammenleben, z. B. weil 
der Ehepartner ebenfalls im Ausland 
arbeitet oder weil sie geschieden sind. 
Auch Menschen, deren Kinder nicht 
mehr im Heimatort leben, bleiben oft 
für längere Zeit in Deutschland. Ei-
ne andere Gruppe der Betreuungskräf-
te wählt ein Rotationsmodell, bei dem 
sie für zwei oder drei Monate nach 
Deutschland kommen und dann für 
den gleichen Zeitraum in das Heimat-
land zurückkehren. Einige verbringen 
nur wenige Wochen in einem Haushalt 
in Deutschland und leben und arbei-
ten die meiste Zeit des Jahres im Her-
kunftsland.

Begleitung durch Koordinationskräfte 
in Deutschland und Polen

Eines der wichtigsten Elemente des 
 CariFair-Konzepts ist der Einsatz von 
Koordinatorinnen und Koordinatoren, 
sowohl in Polen als auch in Deutsch-
land. Sie beraten und begleiten die 
pflegebedürftigen Menschen und ihre 
Familien ebenso wie die Betreuungs-
kräfte.

In Polen bilden die Koordinations-
kräfte eine erste Anlaufstelle für Inter-
essierte, die Arbeit in einem deutschen 
Pflegehaushalt suchen. Die Koordina-
torinnen informieren und beraten die 
Arbeitssuchenden über die Arbeitsbe-
dingungen und bereiten sie auf den 
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Einsatz in Deutschland vor, d. h. sie 
organisieren Sprachkurse und Ba-
sisschulungen zur Begleitung älte-
rer Menschen. Die Sprachkompetenz 
sollte mindestens auf dem A1-Niveau 
(gemäß dem Gemeinsamen Europäi-
schen Referenzrahmen für Sprachen) 
liegen, auch wenn dieses Niveau ei-
ne nur sehr geringe Sprachkompetenz 
impliziert. Dennoch erreichen anfangs 
nicht alle Betreuungskräfte dieses Ni-
veau, selbst wenn sie einen Sprachkurs 
absolvieren. Wenn eine Person trotz 
fehlendem A1-Niveau in Deutschland 
arbeiten möchte, wird ihr – in Abstim-
mung mit der Familie, in der sie be-
schäftigt sein soll – die Möglichkeit 
gegeben, das Sprachniveau sukzessive 
zu erreichen. Eine wirkliche Verbesse-
rung der Sprachkenntnisse entwickelt 
sich aber oft erst während des Aufent-
halts und bei der praktischen Arbeit. 
Viele Betreuungskräfte haben inzwi-
schen auch ohne Sprachkurs recht gu-
te Sprachkenntnisse entwickelt, allein 
wegen der alltäglichen Sprachpraxis. 
Die Basisschulung zur Begleitung älte-
rer Menschen umfasst die Vermittlung 
von Grundkenntnissen über Krankhei-
ten, einschließlich Demenz, über Pfle-
ge, Kommunikation und auch Haus-
wirtschaft. Viele der Betreuungskräf-
te bringen Erfahrungen aus früheren 
Einsätzen in Privathaushalten mit. 
Die Caritas-Sozialstation vor Ort bie-
tet Hilfestellung bei spezifischen Fra-
gen. Seit 2018 ist eine polnisch-spra-
chige Koordinatorin beim Caritasver-
band für das Erzbistum Paderborn tätig. 
Sie fungiert als zentrale Ansprechpart-
nerin in Deutschland und berät Live-
in-Kräfte.

Die Koordinationskräfte der regio-
nalen Caritasverbände in Deutschland 
begleiten die Personen in den beste-
henden Arbeitsverhältnissen über den 
gesamten Zeitraum des Einsatzes. Sie 
sind Ansprechperson für Pflegebedürf-

tige und deren Angehörige sowie für 
die angestellten Betreuungskräfte. Sie 
sprechen Deutsch und Polnisch und 
setzen sich dafür ein, dass die Inter-
essen beider Seiten gleichermaßen ge-
wahrt werden.

Wie funktioniert das? Eine Fami-
lie, die eine Betreuungsperson sucht, 
wendet sich an die Caritas-Koordina-
torin. Diese besucht den Haushalt, in-
formiert über die Arbeitsbedingungen 
und klärt mit der Familie, welche Art 
von Unterstützung sie erwartet. Sie 
sieht sich auch den für die Betreuungs-
person vorgesehenen Wohnraum an. 
Wenn sich die Familie und die Koor-
dinatorin über die Beschäftigung einer 
Betreuungskraft verständigen, prüft die 
Koordinatorin, welche der verfügba-
ren Betreuungskräfte eingesetzt wer-
den kann: Wer sucht derzeit eine Be-
schäftigung? Wer ist für die spezifische 
Situation geeignet? Aufgrund ihrer Er-
fahrung haben die Koordinatorinnen in 
der Regel ein gutes Gespür dafür, wel-
che Betreuungsperson mit der betref-
fenden pflegebedürftigen Person vor-
aussichtlich gut zurechtkommen wird. 
Dieser Aspekt ist nicht zu unterschät-
zen, ist aber anhand objektiver Kri-
terien kaum zu beurteilen. Die Koor-
dinatorin unterstützt die Beteiligten 
bei den administrativen Anforderun-
gen wie Arbeitsvertrag, Versicherung, 
Anmeldung beim Finanzamt und ähn-
lichem. Zudem klärt sie mit beiden Par-
teien die Einsatzzeiten und bespricht 
mit ihnen, welche weiteren Personen 
oder Dienste zur Begleitung und Ver-
sorgung der pflegebedürftigen Person 
beteiligt sind bzw. ergänzend benötigt 
werden.

Die Begrenzung der Arbeitszeit ist 
der schwierigste Aspekt und eine zen-
trale Aufgabe für die Koordinations-
kräfte, gerade weil die Betreuungskräf-
te mit der pflegebedürftigen Person im 
selben Haushalt leben. Auch für die Ur-
laubszeit oder wenn die Betreuungs-
kraft erkrankt, müssen Lösungen ge-
funden werden. Dies gelingt in vielen 
Fällen nur, wenn sich auch Angehö-
rige an der Betreuung beteiligen. Zu 

Beginn eines Einsatzes wird daher ge-
klärt, wie die Freizeit der Betreuungs-
person gewährleistet werden kann: 
Kann die pflegebedürftige Person am 
freien Tag der Betreuungskraft allein 
bleiben? Oder nimmt die hilfebedürf-
tige Person morgens und abends den 
ambulanten Pflegedienst in Anspruch 
und besucht tagsüber eine Tagespfle-
ge-Einrichtung? Oder leistet die Fami-
lie oder vielleicht ein Nachbar oder ei-
ne zweite Betreuungskraft an diesem 
Tag die notwendige Unterstützung? Bei 
längerer Abwesenheit der Betreuungs-
person kann auch eine Kurzzeitpflege-
Einrichtung genutzt werden. Es gibt 
jedoch kein „Schema F“, das routine-
mäßig zur Anwendung kommen könn-
te, sondern jedes Arrangement basiert 
auf den kontextabhängigen Vereinba-
rungen der Beteiligten. Für jede Pfle-
gesituation vereinbart die Koordina-
torin gemeinsam mit der Familie und 
der Betreuungskraft einen individu-
ellen Betreuungsplan. Hilfreich dabei 
ist, dass die Caritasverbände vielfäl-
tige Unterstützungsangebote bieten, 
die dazu beitragen, die freie Zeit für 
die Betreuungskraft zu gewährleisten. 
Wahr ist aber auch, dass die vereinbar-
ten Arbeitszeiten nicht in jedem Fal-
le strikt eingehalten werden. Vor dem 
Hintergrund, dass Live-in-Kräfte in den 
privaten Haushalten leben und damit 
prinzipiell eine permanente Verfügbar-
keit gegeben ist, bedarf es einer großen 
Disziplin aller Beteiligten, jenseits der 
vereinbarten Zeiten eben keine Einsatz-
bereitschaft zu fordern und nicht auf 
die Arbeitnehmerin zurückzugreifen.

Unterschiedliche Auffassungen über 
die Arbeitsbedingungen und mögliche 
Konflikte, die trotz vorheriger Verein-
barungen nicht ausgeschlossen wer-
den können, werden gemeinsam mit 
der Koordinationskraft geklärt bzw. be-
arbeitet. Manchmal geht es auch um 
scheinbar kleine Probleme, die im All-
tag zu Auseinandersetzungen führen, 
z. B. wenn die Betreuungsperson aus 
Sicht des Arbeitgebers zu viel Zeit im 
Bad verbringt oder zu viel isst. Hier 
geht es um Konflikte, die durch die 

 Die Betreuungskräfte 
entscheiden selbst, wie 
lange sie in Deutschland 
arbeiten möchten
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gemeinsame Wohnsituation begründet 
sind. Sie zeigen, wie voraussetzungs-
reich und schwierig die Arbeits- und 
Lebenssituation von Live-in-Kräften 
ist, gerade weil oft die Grenze zwischen 
Arbeitszeit und Freizeit verschwimmt.

Manche Anfragen werden durch die 
Koordinatoren auch abgelehnt. Dies 
betrifft Fälle, in denen die gesundheit-
liche Situation der zu betreuenden Per-
son eine permanente Fachpflege ver-
langt, etwa weil chronische Wunden 
behandelt werden müssen oder die be-
troffene Person künstlich beatmet wird. 
Auch wenn eine Rund-um-die-Uhr-Be-
treuung durch eine einzige Person er-
wartet wird, kann die Anfrage nicht 
von CariFair erfüllt werden. Manch-
mal kommt es im Laufe der Beschäfti-
gung zu einer (gesundheitlichen) Ver-
änderung der Situation, die nicht mehr 
von der Betreuungskraft allein bewäl-
tigt werden kann. Auch in diesem Fall 
können bereits bestehende Arbeitsver-
hältnisse beendet werden, wenn kei-
ne andere einvernehmliche Lösung ge-
funden wird.

Professionelle Pflege durch Spezialisten
Der professionelle „Blick von außen“ 
fehlt nicht – die Fachpflege ist mit an 
Bord: Die Qualität der Pflege wird durch 
eine verbindliche Zusammenarbeit mit 
der Caritas-Sozialstation und/oder ei-
ner Tagespflege-Einrichtung sicherge-
stellt. Pflegefachkräfte haben auf die-
se Weise einen regelmäßigen Einblick 
in das häusliche, nicht-professionel-
le Pflegearrangement und können be-
urteilen, ob und welche weiteren fach-
pflegerischen Maßnahmen notwendig 
sind. Neben dem Einsatz von Koordina-
torinnen und Koordinatoren dient die 
verpflichtende Einbindung eines pro-
fessionellen Pflegedienstes der Quali-
tätssicherung, die CariFair vom Ange-
bot vieler privater Vermittlungsagen-
turen unterscheidet.

Finanzielle Aspekte von CariFair
Die Betreuungskräfte verdienen etwa 
1.800 Euro brutto pro Monat. Von ih-
rem Gehalt zahlen sie den Arbeitneh-

mer-Anteil zur Sozialversicherung und 
die in Deutschland anfallenden Steu-
ern, so dass ihnen je nach Steuerklas-
se aktuell zwischen 1.100 und 1.300 
Euro netto pro Monat bleiben. Weitere 
Kosten für Verpflegung und Unterkunft 
fallen nicht an. Die Beratung ist für Be-
treuungskräfte kostenlos, auch für die 
Vermittlung eines Einsatzes entstehen 
ihnen keine Kosten. Der begleitende 
Caritasverband erhält vom Arbeitgeber 
für die Tätigkeit der Koordinationskraft 
aktuell 126 Euro pro Monat. Insgesamt 
zahlen die Familien für CariFair mo-
natlich rund 2.500 Euro. Im Vergleich 
zu anderen Arbeitsmodellen liegen die 
dargestellten Kosten im mittleren Be-
reich: Bei der Vermittlung durch Agen-
turen zahlen Familien zwischen 1.500 
und 3.400 Euro pro Monat (vgl. Stif-
tung Warentest 2017, S. 88). Selbst im 
Fall von Schwarzarbeit zahlen sie nach 
eigener Auskunft in der Regel mindes-
tens 1.500 Euro pro Monat an die Be-
treuungsperson.

Größenordnung von CariFair
Derzeit sind siebzehn Caritasverbän-
de bzw. -dienste in Deutschland und 

ein Diözesan-Caritasverband in Po-
len am Angebot von CariFair betei-
ligt. Sie begleiten etwa 350 pflegebe-
dürftige Personen und die von ihnen 
beschäftigten Betreuungskräfte, etwa 
500 bis 600 Frauen und einige we-
nige Männer. Die Live-in-Dienstleis-
tungen können in Regionen, in denen 
kein Caritasverband an CariFair betei-
ligt ist, nicht angeboten werden, da die 
Begleitung vor Ort ein zentraler Bau-
stein des Modells ist.

Ein mit CariFair vergleichbares An-
gebot bietet der Verein für Internatio-
nale Jugendarbeit aus Stuttgart, der 
zur Diakonie gehört. Das Angebot fir-
miert unter dem Namen  FairCare (vgl. 
www.vij-faircare.de). Der Verein be-
gleitet aktuell bundesweit etwa 100 
pflegebedürftige Personen und die 
von ihnen beschäftigten Betreuungs-
kräfte. Auch einzelne regional tätige 
Vermittler arbeiten auf der Basis des 
beschriebenen Arbeitgeber-Arbeitneh-
mer-Modells, z. B. die Unternehmen 
„Pflegehilfe Bayern“ (vgl. www.pfle-
gehilfe-bayern.de) oder „Allgemeiner 
Personal Dienst Straubing“ (vgl. www.
apd-haushaltshilfe.de).

Bewertung von CariFair

Im Jahr 2013 hat der Caritasverband 
für das Erzbistum Paderborn das Deut-
sche Institut für angewandte Pflegefor-
schung e. V. (DIP) beauftragt, die Wir-
kungen von CariFair zu untersuchen. 
Ziel war es, die Zufriedenheit aller am 
Projekt beteiligten Akteure zu erfas-
sen und Verbesserungspotenziale und 
Veränderungsbedarfe zu identifizieren. 
Im Rahmen der Studie wurden Pflege-
bedürftige und deren Angehörige, Be-
treuungskräfte und auch die Koordina-
tionskräfte aus Polen und Deutschland 
befragt. Dabei wurden unterschiedli-
che methodische Ansätze verwendet. 
Neben Fragebögen mit vorformulier-
ten Antworten, welche die Befragten 
ankreuzen konnten, wurden auch freie 
Antworten erhoben. Darunter fielen vor 
allem Aussagen, mit denen Probleme 

identifiziert oder Wünsche geäußert 
werden konnten, und allgemeine Hin-
weise zur Verbesserung von CariFair. 
Zusätzlich wurden leitfadengestützte 
individuelle Telefoninterviews durch-
geführt. 103 von 396 Pflegebedürfti-
gen oder deren Angehörige schickten 
den ausgefüllten Fragebogen zurück, 
105 von 451 Betreuungskräften und 19 
von 44 Koordinationskräften. Darüber 
hinaus wurden Daten aus 13 Telefon-
interviews mit Betreuungskräften und 
sechs mit Familien erhoben (vgl. Isfort 
und Malsburg 2014, S. 15 ff.).

Insgesamt ergab die Befragung ei-
ne hohe Zufriedenheit (vgl. Isfort und 
Malsburg 2014, S. 54 f.). Das DIP gab 
damals aber auch verschiedene Hin-
weise zur Verbesserung des Angebots 
(vgl. Isfort und Malsburg 2014, S. 56 ff.). 
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Diese betrafen zuerst die Sprach- und 
Fachkompetenz der Betreuungsperso-
nen. Der Besuch zusätzlicher Sprach-
kurse in Deutschland gestaltet sich nach 
wie vor sehr unterschiedlich, abhängig 
vom Interesse der Betreuungskraft, aber 
auch vom konkreten Angebot vor Ort. 
Viele helfen sich inzwischen mit Über-
setzungs-Apps. Fachliche Grundlagen 
sollen in Zukunft stärker mit Hilfe von 
Online-Kursen vermittelt werden, da 
Präsenzunterricht wegen unterschied-
licher Einsatzzeiten oder auch der Ent-
fernung zum Schulungsort kaum umzu-
setzen ist. Das DIP betonte außerdem die 
große Bedeutung der Begleitung durch 
die Koordinationskräfte, die durch eine 
stabile Finanzierung gesichert werden 
sollte. In Folge wurde die Begleitpau-
schale für die Familien erhöht. Zusätz-
lich zu diesen beiden Punkten forderte 
das DIP die Entwicklung von standar-
disierten Informationen, um das Ange-
bot transparenter zu machen. Zu die-
sem Zweck wurden unter anderem die 
Website www.carifair.de sowie Infor-
mationsbroschüren für Pflegebedürfti-
ge und ihre Familien und für arbeitssu-
chende Frauen und Männer entwickelt.

Die meisten Betreuungskräfte be-
werten die Unterstützung durch zwei-
sprachige Koordinatorinnen als beson-
ders hilfreich. Eine große Zahl derer, 
die im Rahmen von CariFair arbeiten, 
schätzen außerdem die soziale Ab-
sicherung durch Kranken- und Ren-
tenversicherung. Neben Betreuungs-
kräften aus Polen wenden sich auch 
Menschen aus anderen mittel- und 
osteuropäischen Ländern an die Ko-
ordinatorinnen in Deutschland, um im 
Kontext von CariFair zu arbeiten. Sie 
werden bei ihrer Arbeit gleichermaßen 
begleitet, wobei nicht immer sicher-
gestellt werden kann, dass sie in ihrer 
Muttersprache beraten werden können. 
Es gibt aber auch Betreuungskräfte, aus 
deren Sicht die Abzüge vom Bruttoge-
halt zu hoch und das Nettogehalt zu 
niedrig sind und die sich deshalb nach 
anderen Arbeitsverhältnissen umsehen, 
oftmals auch aus diesem Grund in die 
Schwarzarbeit gehen.

Viele Pflegebedürftige und ihre 
Angehörigen vertrauen auf die „Mar-
ke Caritas“. Sie beurteilen das Angebot 
als transparent und schätzen die per-
sönliche Betreuung durch die Koordi-
natorinnen und die Zusammenarbeit 
mit ergänzenden Diensten. Für einen 
Teil der Familien sind jedoch die ho-
hen Kosten für die Beschäftigung ei-
ner Betreuungsperson problematisch. 
Hier wird eine stärkere finanzielle Un-
terstützung durch die Pflegeversiche-
rung gewünscht.

Im März 2020 – als die Corona-Pan-
demie in Europa akut wurde – warn-

te der Verband für häusliche Betreuung 
und Pflege e. V. (VHBP), der private Ver-
mittlungsagenturen vertritt, vor einer 
drohenden massiven Unterversorgung 
in deutschen Pflegehaushalten, weil Rei-
sebeschränkungen und die Angst vor 
Corona-Infektionen viele Live-ns nicht 
wieder einreisen oder vorzeitig zu ih-
ren Familien im Herkunftsland zurück-
kehren ließen. Im Zeitraum März bis 
April 2020 blieb die Versorgungslage 
in den von CariFair begleiteten Pfle-
gehaushalten stabil. Ein Engpass ent-
stand nicht. CariFair erklärt sich diesen 
Umstand auch dadurch, dass die Live-
ins ausnahmslos in Deutschland gesetz-
lich krankenversichert sind und – im Fall 
einer Covid-19-Erkrankung – ohne das 
Risiko zusätzlicher Kosten medizinisch 
versorgt werden können.

 Viele Pflegebedürftige 
und ihre Angehörigen 
vertrauen auf die 
„Marke Caritas“

Engagement der Caritasverbände auf europäischer Ebene

Seit einigen Jahren arbeiten Caritasver-
bände in Ost und West für den Schutz 
der Beschäftigten und für die sichere 
Betreuung Pflegebedürftiger zusam-
men. Sie haben diesbezüglich gemein-
same Richtlinien als Grundlage für ih-
re Arbeit entwickelt. Diese haben das 
Ziel, dass Betreuungsarbeit eine höhe-
re Wertschätzung erfährt, die profes-
sionelle Rolle der Betreuungspersonen 
trotz ihres Tätigseins in privaten Haus-
halten deutlich wird und die Interes-
senvertretung sowohl im Herkunfts- als 
auch im Zielland angestoßen wird. Zu-
dem sollen die Richtlinien dabei helfen, 
Qualifizierungsmaßnahmen zu verbes-
sern und die Chancen auf eine gere-
gelte Arbeit(szeit) zu erhöhen.

Die Caritasverbände versuchen, die 
europäische und nationale Politik zu be-
einflussen, damit ältere Menschen in al-
len Ländern gut leben können (vgl. Ca-
ritas Europa 2018). Auf der Grundlage 
der Leitlinien haben die beteiligten na-
tionalen Caritasverbände Modelle für le-
gale Beschäftigung, Qualifizierungskon-
zepte und Regeln für die Begleitung der 
Einsätze vor Ort entwickelt. Eine Stel-

lungnahme des Europäischen Wirt-
schafts- und Sozialausschusses (EWSA) 
zielt in eine ähnliche Richtung: Der 
 EWSA fordert die Europäische Kommis-
sion auf, die Arbeit von Live-in-Kräften 
als eine Form der häuslichen Pflege an-
zuerkennen, und schlägt eine einheitli-
che Definition des Berufs vor. Er betont, 
dass diese Beschäftigten die gleichen 
Rechte erhalten müssen wie andere Pfle-
gekräfte und nicht von einschlägigen 
Gesundheits- und Sicherheitsvorschrif-
ten ausgeschlossen werden dürfen (vgl. 
Europäischer Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss 2016).

Beim Caritas-Workshop im Jahr 
2019 wurde ein Papier verabschiedet, 
das deutlich macht, dass es nicht aus-
reicht, nur über die faire Beschäfti-
gung im Zielland zu verhandeln. Es 
führt zunehmend zu Problemen in den 

 Der Einsatz ausländischer 
Betreuungskräfte in 
Deutschland führt zu 
Problemen in deren 
Herkunftsländern
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Herkunftsländern, dass Menschen ihre 
Heimat verlassen, um im Ausland zu 
arbeiten. Die Caritasverbände arbeiten 
daran, das Thema Pflege politisch auf 
europäischer Ebene voranzubringen. 
Ziel muss es sein, dass Menschen in 

allen Ländern Zugang zu erschwingli-
cher und sicherer Pflege haben – die al-
ternden Gesellschaften in Europa wer-
den zu einer immer drängenderen poli-
tischen Herausforderung der EU (vgl. 
Caritas Europa 2019).

Perspektiven für Deutschland

Illegale Beschäftigung ausländischer 
Betreuungskräfte, teilweise unter aus-
beuterischen Bedingungen, ist in deut-
schen Haushalten gang und gäbe. Bis-
her sind diese Aktivitäten wenig regu-
liert und der „Markt“ in diesem Bereich 
wächst stetig, wie man auch an der 
Zunahme privater Vermittlungsagen-
turen erkennen kann: Im Jahr 2009 
gab es etwa 60 Agenturen, im Jahr 
2017 etwa 266 (vgl. Stiftung Waren-
test 2017, S. 88) und heute dürfte ihre 
Zahl noch höher sein. Viele Angebote 
sind oft wenig transparent, weder für 
Pflegebedürftige noch für Betreuungs-
kräfte. Das macht die Situation für al-
le noch schwieriger.

Gesellschaft und Politik sind sich 
der herausfordernden Situation aller 
Beteiligten, die sich für ein Live-in-Ar-
rangement entscheiden, durchaus be-
wusst. Bislang gibt es aber kaum Ver-

suche, die Arbeitsmodelle zu priorisie-
ren. Auf politischer Ebene gab es in 
den letzten Jahren verschiedene Ge-
spräche, zum Beispiel mit dem Beauf-
tragten der Bundesregierung für Pflege 
oder dem Bundesministerium für Ge-
sundheit. Bislang sind jedoch keine Ini-
tiativen dieser Stellen zur Verbesserung 
der Situation erkennbar. Man könnte 
den Eindruck gewinnen, dass Verant-
wortliche in der Politik dieses Thema 
lieber ruhen lassen wollen. Es ist der-
zeit unklar, unter welchen Bedingun-
gen sich das Feld in Deutschland wei-
terentwickeln wird.

Fazit

Wir können und müssen darüber dis-
kutieren, ob die Beschäftigung auslän-
discher Betreuungskräfte, die in Pri-

vathaushalten leben und arbeiten, ei-
ne gute Lösung zur Reduzierung des 
Pflegenotstands ist – in Deutschland 
oder anderswo. Allerdings gehören 
diese Beschäftigungsverhältnisse der-
zeit zum Alltag. Als Caritas versuchen 
wir daher, diese Arbeitsplätze so gut 
wie möglich zu gestalten. Sowohl die 
enge Betreuung durch eine zweispra-
chige Koordinatorin als auch die Zu-
sammenarbeit zwischen den professio-
nellen Pflegekräften und den auslän-
dischen Betreuungskräften haben sich 
bewährt.

Mit dem derzeitigen Grundsatz „am-
bulant vor stationär“, der davon aus-
geht, dass die Pflege im eigenen Haus-
halt für jeden Menschen die beste und 
wünschenswerteste ist, stoßen wir an 
pflegepolitische und gesellschaftli-
che Grenzen. Langfristig müssen neue 
 Wege der Begleitung von alten und hil-
febedürftigen Menschen gefunden wer-
den. Dazu können beispielsweise alter-
native Wohnformen wie Mehrgenerati-

 Langfristig müssen neue 
Wege der Begleitung von 
alten und hilfebedürftigen 
Menschen gefunden 
werden
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onenhäuser oder Wohngemeinschaften 
für Senioren gehören, wie sie auch durch 
Caritasverbände initiiert werden. Der 
Ansatz einer „sorgenden Gemeinschaft“ 
könnte ebenfalls zur Unterstützung in 
der alternden Gesellschaft beitragen. 
„Dabei geht es nicht darum, dass Eh-
renamtliche Aufgaben von Profis über-
nehmen oder dass Freiwillige die be-
grenzten Kassen des Sozialstaats kom-
pensieren“ (Klie 2018, S. 21). Thomas 
Klie sieht die Aufgabenteilung in einer 
sorgenden Gemeinschaft so:

„Jeder trägt das ihm Gemäße zur 
Erfüllung der Gesamtaufgabe bei: Pro‑
fis garantieren Fachlichkeit, Assistenz‑
kräfte Verlässlichkeit, Angehörige emo‑

tionale Nähe und alltägliche Unterstüt‑
zung, Ehrenamtliche schenken Zeit, 
achten auf Menschenrechte und sichern 
Teilhabe. Gemeinsam geht es darum, 
Bedingungen guten Lebens zu schaffen, 
damit Menschen, die der Unterstützung 
anderer bedürfen, die Möglichkeit ha‑
ben, das, was ihnen als Mensch bedeut‑
sam ist, auch unter Bedingungen von 
Krankheit, Behinderung und Pflegebe‑
dürftigkeit zu leben und zu verwirkli‑
chen. Kein Heim kann das allein, kei‑
ne Familie, kein ambulanter Dienst“ 
(Klie 2018, S. 21).

Wie dabei sicherzustellen ist, dass 
diese Aufgaben nicht nur von einigen 
Wenigen übernommen, sondern von 

allen solidarisch getragen werden, ist 
eine weitere, bisher ungelöste Heraus-
forderung.

kurzbiographie
Claudia Menebröcker, geb. 1968, 
arbeitet seit 2014 beim Caritasverband 
für das Erzbistum Paderborn als Refe-
rentin für den Bereich Altenhilfe. Sie 
ist Ansprechpartnerin für die CariFair-
Koordinationskräfte der beteiligten 
Caritasverbände und berät und unter-
stützt sie bei der Umsetzung des Kon-
zepts in den verschiedenen Regionen.
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Ansprüche der Pflegekräfte 
an ihren Beruf

Seit dem Corona-Ausbruch ertönt jeden Abend Applaus für jene, die sich an vorderster 
Front um kranke und alte Menschen kümmern und dabei auch ihre eigene Gesund-
heit einem Risiko aussetzen. Pflegerinnen und Pfleger sind die Heldinnen und Hel-
den unserer Zeit. Dieser Akt der Wertschätzung ist edel, soll aber nicht von den Pro-
blemen und Herausforderungen dieses Berufs ablenken: Die Pflege gehört zu den ver-
nachlässigten Bereichen des deutschen Sozialsystems. Fehlendes Personal, schlechte 
Bezahlung sowie mangelnde Ausstattung sind nur einige Kennzeichen der Defizite, 
die jetzt im Zuge der Corona-Krise brennglasartig zum Ausdruck kommen. Der Bei-
trag fragt nach den Ursachen der Misere, nennt Ansätze zur Problemlösung und legt 
dar, wie der Verein „Pflege in Bewegung e. V.“ um Verbesserungen kämpft.

Wenn man sich als beruflich Pfle-
gender im gesellschaftlichen 

Kontext dazu bekennt, dass man Pfle-
gekraft ist, dann erntet man nicht sel-
ten mitleidige Blicke oder spontane 
Ausrufe wie: „Pflege? Das könnte ich 
nicht.“ Oder: „Pflege? Wir können froh 
sein, dass es noch Menschen gibt, die 
diesen Beruf machen.“ Selbst Dr. med. 
Eckart von Hirschhausen, Arzt, Kaba-
rettist und Gründer der Stiftung Humor 
hilft heilen, fragte unlängst: „Wenn 
Lokführer oder Piloten streiken, kom-
men wir nicht von A nach B. Wenn die 
Pflege streikt, kommen Kranke nicht 
mehr vom Bett zur Toilette. Was ist 
schlimmer?“ (vgl. Deutscher Pflegetag 
2015). Auch wenn Hirschhausens Ein-
satz für die Pflege insgesamt beacht-
lich ist und der Satz vielleicht nicht so 
gemeint war, wie er auf uns wirkt, so 
ist er bei näherer Betrachtung folgen-

des vor allem nicht: anerkennend, er-
mutigend oder wertschätzend. Er fühlt 
sich vielmehr an wie ein Schlag ins 
Gesicht. Denn damit wird ein ganzer 
Berufsstand, der an sich und seine ei-
gentliche Aufgabe ganz andere An-
sprüche hat, letztlich herabgewürdigt 
und auf eine einzige Tätigkeit, nämlich 
die Intimpflege, reduziert. Und so fin-
det man leider auch heute noch Pfle-
gekräfte, die über ihre Arbeit und die 
ihrer Kolleg*innen wortwörtlich sagen: 
„Wir gehen Ärsche wischen“.

Bevor wir uns den eigenen Ansprü-
chen nähern, sei noch darauf hingewie-
sen, dass die Gesundheits- und Pflege-
politik der letzten Jahre und Jahrzehnte 
vor allem den Satz „Pflegen kann je-
der“, beherzigt hat und sich dies auch 
heute noch in der Bezahlung und den 
Rahmenbedingungen widerspiegelt.

„Pflege war mal Berufung, doch heut‘ ist sie Profession“

So beginnt ein selbstgeschriebener 
Pflegesong aus dem Jahr 2014, der 
auch von dem Anspruch der Pflegen-
den an ihren Beruf handelt (vgl. Pfle-
ge am Boden 2014). Die Zustände in 
dem eigentlich so schönen Pflegeberuf 

wurden in den letzten 25 Jahren im-
mer untragbarer. Der Pflegealltag wur-
de zunehmend durch Ansprüche der 
Wirtschaftlichkeit geprägt. Dies haben 
Pflegekräfte, Pflegebedürftige und ih-
re Angehörigen seit 2013 im bundes-

weiten Bündnis Pflege am Boden in die 
Öffentlichkeit getragen.

Auslöser dafür, sich endlich zu be-
wegen und sich zu empören, war die 
andauernde Enttäuschung über die Zu-
stände in deutschen Pflegeeinrichtun-

gen. Landauf, landab hatten und haben 
Pflegekräfte die Qual der Wahl zwischen 
„Coolout“, „Burnout“ und dem inflati-
onär angestiegenen „Pflexit“ – der Be-
rufsflucht. Denn die – in den letzten Jah-
ren kontinuierlich lauter gewordenen – 
Proteste und Forderungen nach mehr 
Personal, besserer Bezahlung und einer 
echten Aufwertung der Pflegeberufe, 
blieben ohne Konsequenzen.

Tragischerweise führte erst der welt-
weite Corona-Ausbruch dazu, dass Pfle-
gekräfte nicht mehr als „stille Helden“ 
bezeichnet, sondern öffentlichkeitswirk-
sam als systemrelevante, unersetzliche 
Stützen der Gesellschaft erkannt wer-
den.

Wie kam es zur gesellschaftlichen 
Unsichtbarkeit der Leistungen von 

 Erst seit dem Corona-
Ausbruch anerkennt die 
Öffentlichkeit Pflegekräfte 
als unverzichtbare Stützen 
der Gesellschaft

Roger Konrad Marcus 
Jogerst-Ratzka
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Pflegerinnen und Pflegern? Pflege 
hat es in Deutschland bis heute nicht 
geschafft, den Gedanken caritativer 
Selbstaufopferung hinter sich zu las-
sen – und gerade das ist der große Stol-
perstein auf dem Weg zu einer eigen-
ständigen Profession. Natürlich gäbe 
es hier viel zu erzählen, von Agnes 
Karll1 (1868–1927), von Monika Kroh-
winkel2 (geb. 1941) und einigen ande-
ren. An der Grundsituation der Pfle-
ge hat sich – trotz dieser Granden der 
deutschen Pflegegeschichte – jedoch 
noch nichts zum Besseren verändert. 
Aufopferung und devote Haltung ha-
ben sich so sehr in unsere Berufsgrup-
pe eingebrannt, dass sogar diejenigen, 
die fordern sollten, selbst immer nur 
vertrösten.

Wer einige Jahre im Beruf ist und 
die Entwicklung beobachtet hat, dachte 
schon des Öfteren, dass sich die Situa-
tion jetzt endlich zum Besseren wen-
den werde. Aber es passiert(e) nichts. 
Denn immer wieder stehen einige Un-
verbesserliche auf und werfen sinn-
gemäß folgende Durchhalteparolen in 
den Raum, die zum Teil selbst in der 
eigenen Berufsgruppe auf Verständnis 
und Zustimmung stoßen:
• „Wir müssen jetzt alle den Gürtel 

enger schnallen!“
• „Jetzt müssen wir erst ein wissen-

schaftlich fundiertes (Personal-) Be-
messungsinstrument entwickeln, 
bevor wir euch helfen können!“

• „Während dieser Corona-Pandemie 
kann man nicht(s) fordern, da muss 
man leisten!“

• Und zu guter Letzt ein Dauerthe-
ma: „Wir müssen dafür sorgen, dass 
die Pflege evidenzbasiert stattfin-
den kann!“

Die einzige Evidenz, die aber nie ein 
Thema war, ist, dass die eingeforderte 
Pflege in Kliniken, Pflegeheimen und 
ambulanten Diensten in den letzten 
Jahrzehnten nie leistbar war. Sie war 
unter Abstrichen leistbar. Sie war leist-
bar, wenn man die hygienischen Anfor-
derungen nicht allzu ernst nahm. Sie 
war leistbar, wenn man mehr doku-

mentierte als tatsächlich pflegte. Dann 
war Pflege leistbar. Sie war aber nie si-
cher, und sie war nie wirklich evidenz-
basiert, weil der entscheidende „Bau-
stein“ fehlte: nämlich ein Verständnis 
für die (notwendig kostenintensiven) 
Bedingungen, unter denen gute Pfle-
ge erfolgen kann.

Die Pflege, um die es bei der For-
derung nach „evidenzbasierter Pfle-
ge“ eigentlich geht, wurde uns in der 
Ausbildung beigebracht. Das prakti-
sche Examen machten wir im Kran-
kenhaus an zwei Patienten. Bei zwei 
Patienten konnten wir gut arbeiten. 
An diesem einen „Sternstunden“- oder 
„Best-practice“-Tag konnten wir zei-
gen, was wir gelernt hatten. Ab dem 
ersten Tag in Verantwortung änder-
te sich das jedoch wieder schlagartig. 
Denn da war dann plötzlich die Rea-
lität, die man schon die gesamte Aus-
bildungszeit erlebt hatte, wieder da. 
Deutschland steht im europäischen 
Vergleich auf einem der letzten Plät-
ze, was das Verhältnis von Pflegekraft 
zu Patienten angeht: ein Verhältnis von 
1 zu 13 (vgl. Aiken et al. 2012; Simon/
Mehmecke 2017, 116).

Vor dem Hintergrund der grassie-
renden Corona-Pandemie und der Ver-
sorgung von Covid-19-Patienten mit 
schweren Krankheitsverläufen zeigt 
sich wie in einem Brennglas: Pflege-
kräfte stehen ohne geeignete Schutz-
kleidung einer nie dagewesenen Ge-
fahr gegenüber, und auch jetzt springen 
aus dem eigenen Beruf Vertreter auf 
und sind der Meinung, Verbesserun-
gen einzufordern sei angesichts der ge-
genwärtigen Lage „unmoralisch“. Man 
vergleicht Pflegekräfte, die Verbesse-
rungen einfordern und ihre Interessen 
vertreten, gar mit Schwarzmarkthänd-
lern von Schutzmaterial und Desinfek-
tionsmitteln, welche in der viralen Kri-
se die Schutzbedürftigkeit aller auszu-
nutzen, um Kasse zu machen.

Verkäufer- und Kassierer*innen in 
Deutschland und Frankreich erhalten 
Extra-Zulagen, aber die deutsche Pfle-
ge hat nichts zu fordern. Sie muss lie-
fern und leisten. Mittlerweile ist ei-
ne einmalige Bonuszahlung in Höhe 
von 1500 Euro im Gespräch, die je-
doch gegenüber den Zumutungen, die 
der Pflege abverlangt werden, lediglich 
ein Tropfen auf den heißen Stein ist – 
und die an der grundsätzlichen fehlen-
den sozialen Wertschätzung der Pfle-
genden nichts ändert. Die Politik fleht 
geradezu, man solle sich nach der Krise 
über die Rahmenbedingungen der Pfle-
ge unterhalten, und die Pflege scheint 
bereitwillig in erlernter Opferhaltung 
nachzugeben.

Wer aber die Pflegelandschaft über 
Jahrzehnte beobachtet hat, weiß, es 
wird kein Danach geben. Denn das 
Danach wird wieder die Zeit sein, in 
der „wir alle den Gürtel enger schnal-
len“ sollen. Solange die Pflege diesen 
Zyklus nicht durchbricht, wird sie ein 
leicht auszubeutendes, devotes Opfer 
bleiben. Dabei ist sie in Wirklichkeit 
vor allem eins: „Stark! Denn trotz der 
oben beschriebenen und der wirklich 
kafkaesken Situation, unter der Pfle-
ge heute stattfindet, haben die Pflege-
kräfte in der Altenpflege bisher einen 
größeren Schaden von der Gesellschaft 
und den Bedürftigen abgewendet. Sie 
kompensierten eine fehlgeleitete und 
mutlose Politik mit ihrem täglichen 
Einsatz, mit horrenden Überstunden, 
mit einem fast schon stoischen Durch-
haltewillen und Raubbau an ihrer Ge-
sundheit und ihrem Privatleben“ (Kon-
rad/Jogerst-Ratzka 2019, 141).

Pflegepolitische Emanzipation

Die pflegepolitische Emanzipation ist 
ein Prozess, auf den seit Jahren hinge-
arbeitet und eingeschworen wird. Aber 
kommt sie auch wirklich voran? Die-

1 Agnes Karll war eine Reformerin der deutschen Krankenpflege. Sie ist Begründerin 
des „Deutschen Berufsverbandes für Pflegeberufe“. 

2 Monika Krohwinkel ist eine deutsche Pflegewissenschaftlerin. 
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jenigen, die diese Emanzipation einfor-
dern sollten, sind zum großen Teil in 
ein dichtes Geflecht aus finanziellen, 
beruflichen und persönlichen Abhän-
gigkeiten verwoben. Wer dazu Belege 
benötigt, sollte sich die Schlagwörter 
der großen Pflegekongresse der letz-
ten Jahre anschauen. „Interdisziplinä-
res Arbeiten im Team“ lautete beispiels-
weise der Titel eines zurückliegenden 
Deutschen Pflegetages in Berlin – zu 
einem Zeitpunkt, an dem bereits tau-
sende Stellen in der Pflege unbesetzt 
waren und die Pflegekräfte an der Basis 
bereits Millionen Überstunden auf dem 
Arbeitszeitkonto angesammelt hatten. 
Zu einem Zeitpunkt, an dem bereits klar 

war, dass die benötigten Pflegefach-
kräfte nicht mehr vorhanden waren, 
und man wusste, dass man die für die 
demografische Entwicklung benötig-
ten zusätzlichen Pflegekräfte niemals 
finden würde. Zu einem Zeitpunkt, an 
dem Menschen starben, weil es in deut-
schen Kliniken aufgrund mangelnder 
Hygiene unzählige Todesopfer wegen 
nosokomialer3 Infektionen gab.

Aus der eingangs beschriebenen Not 
heraus haben sich, parallel zu den in-
stitutionellen Bemühungen um Pfle-
gekammern, in den letzten Jahren  Teile 
der Pflegebasis in einen eigenen – nicht 
mehr aufzuhaltenden – Emanzipati-
onsprozess begeben, um nachhaltig ei-
ne Aufwertung der Pflegeberufe zu er-
reichen: ein Kampf um Anerkennung. 
In diesem Zusammenhang kam es am 
24. September 2016 auch zur Grün-
dung unseres Vereins: „Pflege in Be-
wegung e. V.“. Unser Selbstverständnis 
ist getragen von folgenden Überzeu-
gungen: „Es gilt Farbe zu bekennen, 
unbequem zu sein, wo Forderungen am 
Selbst- und Berufsverständnis der Pfle-
genden vorbei zielen, wo das Wohl der 
Patienten, der Pflegebedürftigen, ig-

noriert wird, oder Pflegende dabei 
schließlich selbst auf der Strecke 
bleiben.“4 Weiter heißt es: „Wir wollen 
auf die katastrophalen Arbeitsbedin-
gungen von Mitarbeiter*innen in Kran-
kenhäusern, ambulanten Pflegediens-
ten und Pflege- und Wohnheimen auf-
merksam machen. Gleichzeitig wollen 
wir den Brückenschlag zu den pflegen-
den Angehörigen und den Pflegebe-
dürftigen erreichen, die ebenfalls un-
ter diesen Bedingungen leiden. Wirk-
lich gute Alternativen für Pflege fehlen 
aufgrund fehlgeleiteter und halbherzi-
ger Reformen der Regierungen der letz-
ten Jahre. Die Verantwortlichen ken-
nen die Zahlen und schweigen.“ (Pfle-
ge in Bewegung 2017)

So haben wir uns in den letzten Jah-
ren auf den Weg gemacht, Pflege wieder 
ganzheitlich zu denken. Auch im pflege-
politischen Kontext. Im Frühjahr 2017 
haben wir deshalb mit der Aktionskam-
pagne „Bundesweite Gefährdungsanzei-
ge“, die gemeinsam mit professionell 
Pflegenden, der Landespflegekammer 
Rheinland-Pfalz und pflegenden Ange-
hörigen durchgeführt wurde, auf die be-
stehenden Missstände aufmerksam ge-

macht und ein eigenes Strategiepapier 
für eine „Highroad zur Zukunfts-Pflege 
in Deutschland“ vorgelegt. Es war und 
ist uns wichtig, darauf aufmerksam zu 
machen, dass Pflege „ganzheitlich“ zu 
betrachten und durchzuführen ist. Der 
12-Punkte-Plan besteht aus folgenden 
Forderungen (vgl. Pflege in Bewegung 
e. V. 2018, bewegt euch! Streitschrift für 

eine würdevolle Pflege in Deutschland, 
63–70):
1. Bundesweit einheitlich definierte 

Pflegequalität
2. Bundesweit einheitliche Personal-

bemessung
3. Bundesweit einheitliche und durch-

lässige Ausbildung und Akademi-
sierung von Pflegefachpersonen

4. Bundesweit einheitliches, transpa-
rentes Pflegeleistungs- und Bewil-
ligungsmanagement

5. Bundesweit geregelte vorbehaltli-
che Tätigkeiten für Pflegefachkräfte

6. Patientensicherheit, Verbraucher-
schutz und Fehlerkultur

7. Bundesweite und eigenständige 
Selbstverwaltung für Pflege(fach)-
kräfte

8. Eine zeitgemäße Ausweitung der 
pflegerischen Versorgung im Quar-
tier und die Aufhebung der Gren-
zen zwischen ambulanter und sta-
tionärer Pflege

9. Bundesweit verbindliche Vergü-
tung der an der Pflege und Betreu-
ung beteiligten Personen und Be-
rufsgruppen

10. Zeitgemäßes und einheitliches Stra-
tegiepapier zur Integration und Be-
fähigung von Geflüchteten

11. Zeitgemäße, entbürokratisierte und 
bundesweit einheitliche Kontrollen 
der geforderten Qualität

12. Pflege-Refinanzierungsgesetz

Diese Forderungen korrespondieren mit 
dem Verständnis von Pflege, wie wir 
sie praktizieren wollen – und wie es 
z. B. Rolf Heine5 einmal bei einer Ver-
anstaltung auf den Punkt gebracht hat:

„Pflege ist keine medizinische Ver‑
sorgung auf niedrigem Niveau. Und 

 Pflege ist ganzheitlich 
zu betrachten und 
durchzuführen

 Der Verein „Pflege in 
Bewegung“ macht 
auf katastrophale 
Arbeitsbedingungen 
aufmerksam

3 Im Krankenhaus erworbene Infektionen.
4 Dieses Zitat aus der Präambel unserer Satzung ist orientiert an Aussagen von Liliane 

Juchli, einer Schweizer Ordens- und Krankenschwester, die die Pflege im deutschen, teils 
auch im europäischen Raum, nachhaltig geprägt hat. 

5 Rolf Heine war langjähriges Mitglied im Vorstand des Verbands für Anthropo sophische 
Pflege e. V. (VfAP) sowie Mitglied im Präsidium des Deutschen Pflegerats (DPR). Er ist Vor-
standsmitglied des Dachverbands Anthroposophische Medizin in Deutschland ( DAMiD). 
Seit dem Jahr 2000 ist der Koordinator des Internationalen Forums für Anthroposophische 
Pflege (IFAN) an der Medizinischen Sektion der Freien Hochschule für Geisteswissenschaft 
(Dornach/Schweiz) und seit 2014 Präsident des International Council of Anthro posophic 
Nursing Associations (ICANA).



Andreas Otto
(* 1966 in Arnsberg), lebt und arbeitet als Künstler und Designer in 
Arnsberg. Seit 1985 ist er regelmäßig mit Ausstellungen in der Region 
vertreten, u. a. 2000 mit „Bilderräume“ in der Stadtgalerie Altona, 
2004 mit „Fragmente“ in Schloss Opherdicke in Holzwickede oder 
2011 mit der Ausstellung „Amorphe Spuren“ in der Katholischen 
Akademie Schwerte. 2018 präsentierte Andreas Otto seinen Zyklus 
„Via Dolorosa“ im Landtag NRW in Düsseldorf.

Andreas Otto: „MAD Beschirmer“

Da springt ein Mensch mit einem Schirm über eine Pfütze oder 
einen Graben – der Schirm schützt ihn und gibt ihm Aufwind, um 
das Hindernis bewältigen zu können. Links über ihm prangt ein 
Gestirn am Himmel, ein Kreis, der im Mittelpunkt einer Zielscheibe 
sitzt.
Andreas Otto schuf das Bild vor dem Ausbruch der Corona-
Pandemie im März 2020 und thematisierte ursprünglich hier eine 
Bezugnahme auf den „Militärischen Abschirm-Dienst“ (MAD). 
Dennoch kann man aktuell die Darstellung als eine prophetische 
künstlerische Reflexion deuten: Die Bedrohung ist in diesem Fall 
das kreisrunde Virus, das über allem schwebt und die verletzliche 
Welt in ihrem Zentrum verwundet hat. Die Menschheit kann sich 
nur retten, indem sie einen finanziellen und vor allem humanitären 
Rettungsschirm aufspannt und darunter als Weltgemeinschaft im 
Zusammenhalt die Epidemie einzudämmen versucht. Nur, wenn alle 
unter dem Schutzschirm Platz finden, kann dieser Sprung gelingen.
 (Stefanie Lieb)
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2020, 300 × 300 mm, Mischtechnik auf Karton
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Pflege ist keine hauswirtschaftliche 
Versorgung auf hohem Niveau. Pfle‑
ge ist zu aller erst einmal Beziehungs‑
gestaltung.“ Denn: „Die pflegerische 
Versorgung von pflegebedürftigen Men‑
schen ist eine anspruchsvolle, täglich 
aufs Neue herausfordernde Tätigkeit, 
die auch situatives Handeln erfordert. 
Situatives Handeln kann aber niemals 
nur aus einer irgendwie gearteten Er‑
fahrung heraus stark werden, denn sie 
bleibt sonst dem Zufall überlassen. Es 
erfordert ebenso theoretisches Wissen 
und das praktische Know‑how einer 
fundierten Ausbildung. Im besten Fal‑

le kommen hierzu noch die persönliche 
Eignung und eine professionelle Hal‑
tung zur Pflege von Menschen hinzu.“ 
(Konrad/Jogerst-Ratzka 2019, 138)

An dieser Stelle liegt es nahe, auch 
auf das Themenfeld von Digitalisierung, 
Telematik und Robotik einzugehen. Im 
Kontext dieses Beitrags wollen wir aber 
lediglich anmerken, dass wir hier ganz 
besonders vorsichtig und aufmerksam 
bleiben müssen, damit Pflege nicht auf-
grund der beschriebenen „Ist-Situation“ 
noch schneller und unaufhaltsamer ent-
menschlicht. Begegnung, Berührung 
und zwischenmenschlicher Austausch 
können durch keine Maschine der Welt 
ersetzt werden. Das belegt gerade auch 
die Corona-Krise, in der wir alle, durch 
den notwendigen Verzicht auf soziale 
Kontakte, für unbestimmte Zeit auf ei-
ne harte Probe gestellt werden.

Pflege in Bewegung

Unsere Darstellung des Pflegealltags 
ist sicherlich nicht schön und auf den 
ersten Blick auch nicht sonderlich er-
mutigend. Aber die „Ist-Situation“ in 
den Pflegeberufen war und ist es eben 
auch nicht. Sie ist besorgniserregend 
und das seit Jahrzehnten. Unser Blick 
auf die „Ist-Situation“ ist deshalb un-
geschönt, kritisch und vor allem eins: 
ehrlich. Deshalb gibt es, vor allem in 

Hinblick auf die Zeit nach der Coro-
na-Krise, noch sehr viel zu tun, und 
unser Motto: „Nur Nichts-Tun ändert 
nichts“, gilt mehr denn je – für jede*n 
Einzelne*n.

Ob es angesichts der gegenwärti-
gen Corona-Krise endlich ein Umden-
ken und ein sofortiges Handeln der po-
litisch Verantwortlichen geben wird, 
ist zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht 

absehbar. Aber nicht zuletzt die gro-
ße Anzahl an Unterstützer*innen eines 
gemeinsamen Aufrufs von Pflegefach-
kräften an den Gesundheitsminister er-
höht aktuell den Handlungsdruck und 
regt die öffentliche Diskussion um Be-
zahlung und Stellenschlüssel weiter an 
(vgl. Deike et al. 2020).

Was jetzt am wichtigsten ist

Wenn der eigentlich so schöne, wert-
volle und erfüllende Pflegeberuf zeit-
nah und nachhaltig aufgewertet wer-
den soll, was in unser aller Interesse 
wäre, muss es um die Bezahlung und 
die sofortige Erhöhung der Stellen-
schlüssel gehen. Denn an diesen beiden 
Punkten entscheidet sich der Kampf der 
Pflege um Anerkennung.

Bedauerlicherweise mussten die-
se altbekannten Themen nicht nur seit 
langem gebetsmühlenartig wiederholt 
werden, sondern es musste erst zu ei-
ner pandemischen Krise kommen, damit 
auch der letzte Politiker keine Ausflüch-
te mehr hatte, um sich aus der Verant-
wortung zu winden oder um weiter Zeit 
zu gewinnen. Es müssen sich jetzt end-
lich alle relevanten Akteure (vor allem 
Politik und Kostenträger) mit der Pflege 
zusammentun, die ungeklärten Fragen 
der Zuständigkeiten und der dringend 
benötigten Refinanzierung sowie andere 

 Begegnung, Berührung 
und zwischenmenschlicher 
Austausch können durch 
keine Maschine der Welt 
ersetzt werden
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inhaltliche Differenzen solange hintan-
stellen, bis diese beiden Themen eine zu-
friedenstellende Antwort gefunden ha-
ben. Erst wenn diese Kernaufgaben ab-
gearbeitet sind, darf man sich die Fragen 
stellen: „Wie wollen wir pflegen?“ oder 
„Was erwartet die Gesellschaft von uns 
als Pflegenden?“ Und erst dann könnten 
wir die eigentliche Fragestellung die-
ses Artikels beantworten: „Welche An-
sprüche stellen beruflich Pflegende an 
ihren Beruf?“
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psychiatrischen Bereich im Rhein-Main Gebiet tätig, Vorsitzender von Pflege in Bewe-
gung e. V.
Marcus Jogerst-Ratzka, geb. 1975, Krankenpfleger und Geschäftsführer mehrerer 
Pflegeeinrichtungen, stellvertretender Vorsitzender von Pflege in Bewegung e. V.
Pflege in Bewegung e. V. ist ein 2016 gegründeter Zusammenschluss von beruflich 
Pflegenden, der mit öffentlichkeitswirksamen Aktionen für die Interessen der Pflege 
eintritt und – aus der Perspektive der Pflegekräfte – politische Forderungen zur Über-
windung des Pflegenotstands in Deutschland formuliert.
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Internationale Pflegekräfte
Integrationsarbeit in Einrichtungen der 
Gesundheits- und Krankenpflege

Der Fachkräftemangel in der Pflege in Deutschland soll unter anderem 
durch die Anwerbung internationaler Pflegekräfte gemildert werden. Deren 
Integration schafft zunächst zusätzliche Arbeitsbelastungen in der pfle-
gerischen Praxis. Der Umgang mit der Herausforderung dieser Integration 
und die wissenschaftlichen Erklärungen des Scheiterns der Integration sind 
Gegenstand des Artikels.

„Integration“ – ein problematischer Begriff

Internationale Fachkräfte für das bun-
desdeutsche System der Kranken- und 
Altenpflege anzuwerben und zu be-
schäftigen, scheint für viele Einrich-
tungen nicht nur Option, sondern 
Notwendigkeit zu sein. Der Bedarf an 
Fachpersonal übersteigt das verfüg-
bare Angebot im Inland: Bereits heu-
te ist in vielen Regionen in Deutsch-
land die Zahl der Berufsanerkennun-
gen internationaler Fachkräfte größer 
als die Zahl der Auszubildenden, die 
im Inland eine fachpflegerische Aus-
bildung durchlaufen.

Dabei ist der betriebliche Einsatz 
angeworbener Fachkräfte ein komple-
xes Unterfangen: Abschlüsse müssen 
anerkannt, Fach- und Verständigungs-
sprachen für die Praxis gelernt und Un-
terschiede in den verschiedenen na-
tionalen Beschäftigungssystemen der 
Pflege überbrückt werden, z. B. was die 
Arbeitsteilung zwischen Ärzt*innen 
und Pflegekräften betrifft. Viele Ak-
teure im Gesundheitswesen würden da-
her die Transaktionskosten der Anwer-
bung ausländischen Fachpersonals un-
terschätzen (so Sell 2019). Die Dauer 
der Einarbeitung angeworbener Fach-
kräfte wird auf bis zu drei Jahre ge-

schätzt. Empirisch schlägt sich die In-
tegrationsüberforderung in der hohen 
Zahl an Personen nieder, die sich ent-
scheiden, das „Abenteuer“ der Arbeit 
in der Pflege in Deutschland wieder 
abzubrechen. Sell und andere erklä-
ren diese Abbrüche in erster Linie mit 
sprachlichen und kulturellen Hürden 
bei der Integration der internationalen 
Fachkräfte, das heißt in einem man-
gelnden Passungsverhältnis zwischen 

den Erwartungen an die Fachkräfte auf 
der einen Seite und deren Wissen und 
kulturellen Hintergründe auf der ande-
ren Seite. Kritische Forscher*innen se-
hen in dieser Erklärung wiederum eine 
problematische „Kulturalisierung“ von 
Problemen und machen einen Mangel 
an Rücksichtnahme sowie Vorbehalte 
in der angestammten Belegschaft für 
das Scheitern verantwortlich (s. Rand 
et al. 2019). Gemeinsam ist beiden Po-
sitionen, dass sie der Schulung von Be-

legschaften im Hinblick auf die Inte-
gration internationaler Fachkräfte be-
sonderes Augenmerk schenken. Zur 
Anwerbung und Beschäftigung inter-
nationaler Fachkräfte gehört so gese-
hen auch, zu verhindern, dass sie ihre 
Tätigkeit wieder abbrechen. Mit die-
ser Herausforderung der Integrations-
arbeit wollen wir uns im Folgenden 
beschäftigen.

Der Begriff der Integration hat im 
Zuge der sog. „Flüchtlingskrise“ seit 
2015 eine erstaunliche Renaissance er-
fahren. Die Ankunft einer großen Zahl 
schutzsuchender Menschen in der Bun-
desrepublik Deutschland hat Integra-
tion als gesellschaftliche Aufgabe 
sichtbar gemacht: als unmittelbares 
Unterbringungsproblem ebenso wie als 
behördliches Erfassungsproblem, als 
Problem der Organisation von Sprach-
kursen wie als öffentliches Problem der 
Sicherung einer Willkommenskultur. 
In der Fokussierung oder Wiederent-
deckung der „Integration“ als Gestal-
tungsaufgabe stecken jedoch auch zwei 
Schwierigkeiten: Die Vorstellung, je-
manden zu integrieren, hat eine qua-
si-behördliche Schlagseite, bei der die 
betreffende Person oder Personengrup-
pe erfasst, kategorisiert und einer so-
zialen Position zugewiesen wird. Eine 

Matthias Klemm Agnieszka Satola

 Zur Beschäftigung 
internationaler Fachkräfte 
gehört auch, zu 
verhindern, dass sie ihre 
Tätigkeit wieder abbrechen
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solche Perspektive ist jedoch weder auf 
dem Arbeitsmarkt noch in Familien 
und Lebenszusammenhängen adäquat. 
Unter normativen Gesichtspunkten 
führt Integration die Vorstellung einer 
gemeinsam geteilten Werteorientie-
rung mit, an die sich Migrantinnen und 
Migranten anzupassen hätten oder an 
die sie gewissermaßen angepasst wer-
den müssten (vgl. Hoesch 2018, 115).

In diesem Beitrag wird eine quali-
tativ-sozialwissenschaftliche Perspek-
tive auf die Integration eingenommen. 
Dabei setzen wir voraus, dass Integra-
tion ein Problem darstellt, das immer 
eintritt, wenn neue Mitglieder in be-
stehende Arbeitszusammenhänge ein-
geführt werden müssen. Im konkreten 
Fall – Einrichtungen der Krankenpfle-
ge – handelt es sich um eine beson-
dere Form der Integrationsarbeit un-
ter besonderen gesellschaftlichen und 
organisatorischen Bedingungen. Inte-
gration macht demnach Arbeit. Die-
se Arbeit ist mit der Eingliederung in 
eine bestimmte Tätigkeit nicht abge-
schlossen. Sie endet erst, wenn sich alle 
beteiligten Personen in der arbeitstei-
ligen Praxis frei und sicher bewegen 
können. Wir wollen anhand eines sehr 
kleinen Wirklichkeitsausschnitts Pro-

bleme der praktischen Integrationsar-
beit nachzeichnen. Der kleine Wirklich-
keitsausschnitt besteht aus der Schil-
derung der misslingenden Integration 
zweier internationaler Fachkräfte in ei-
ner Pflegeeinrichtung.

Die folgenden Überlegungen beru-
hen auf ersten Ergebnissen eines fünf-
jährigen interdisziplinären Projekts zur 
„Integration der internationalen Pfle-
gekräfte in regionale Einrichtungen der 
Kranken- und Altenpflege“ (IntIP)1. Im 
Rahmen des Projekts wurden mehrere 
Interviews mit Leitungspersonal, mit 
den etablierten und mit internationalen 
Pflegekräften sowie informelle Gesprä-
che und Beobachtungen in den Ein-
richtungen durchgeführt.

Im ersten Teil werden Überlegungen 
zur Anwerbung internationaler Pflege-
kräfte als potenzielle Lösung für den 
sogenannten Fachkräftemangel ange-
stellt. Im zweiten Teil wird in Kürze 
die Integrationsdebatte und die Pro-
blematik des Integrationsbegriffs er-
läutert und im Anschluss daran, was 
unter Integration und Integrationsar-
beit in diesem Beitrag verstanden wird. 
Um den institutionellen Kontext für 
das Inte grationsgeschehen zu verste-
hen, werden im dritten Teil fachliche 
und organisatorische Zusammenhänge 
in der stationären Krankenpflege be-
schrieben. Der letzte Teil beinhaltet eine 
Kurzanalyse eines Fallbeispiels zur In-
tegration innerhalb einer Gesundheits- 
und Krankenpflegeeinrichtung.

Anwerbung als Lösung für den sogenannten Fachkräftemangel?

Durch die Ökonomisierung und Priva-
tisierung der Krankenhäuser sinkt die 
Zahl der Pflegekräfte; zugleich steigt 
die Zahl der Patient*innen. Daraus re-
sultieren problematische Arbeitsbe-
dingungen, die sich vor allem in der 
niedrigen Anzahl der Pflegekräfte pro 
Patient*in, geringer Bezahlung, dem 
Aufbau von Überstunden, unregel-
mäßigen Arbeitszeiten und fremdbe-
stimmten Arbeitszeitplänen, Schicht- 
und Nachtarbeit sowie körperlicher und 

psychischer Belastung widerspiegeln. 
Dokumentationsarbeiten in der Pflege 
haben stark zugenommen, so dass für 
die Patient*innen weniger Zeit bleibt 
(Hedemann et. al. 2017, 116; s. auch 
Mohan 2019).

Die Anwerbung internationaler Pfle-
gekräfte für inländische stationäre Ein-
richtungen der Alten- und Krankenpfle-
ge stellt sich angesichts des akuten und 

sich abzeichnenden Personalmangels 
sowie der skizzierten – diesen Umstand 
noch verstärkenden – Problemlagen als 
unverzichtbares Instrument der Hebung 
des Arbeitskräfte angebots dar. Die Ak-
quise ausländischer Arbeitskräfte wird 
deshalb staatlich seitens des Arbeits- 
wie des Gesundheitsministeriums ge-
fördert, über eine Vielzahl von Einzel-
maßnahmen organisatorisch begleitet 
und von Akteuren des Beschäftigungs-
systems, etwa Pflegedienstleitungen, 
Geschäftsleistungen oder Abteilungen 
der Träger der freien Wohlfahrt, privat-
wirtschaftlichen Personalagenturen, Ar-
beitsverwaltungen aktiv betrieben. Die 
internationalisierte Sichtweise fokus-
siert demzufolge die Interessen und das 
Handeln staatlicher Akteure und Arbeit-
geber und betrifft vor allem auch Re-
gulierungsmaßnahmen der nationalen 
Migrationspolitik, die als mögliche Lö-
sung für den Fachkräftemangel vorge-
schlagen werden – etwa in Form von 
„Anwerbeabkommen“ für ausgebilde-
te Pflegefachkräfte (vgl. Satola/Bollin-
ger 2020). Die Fachkräfte werden in der 
Regel aus ärmeren Drittstaaten „gewon-
nen“. Es scheint, als ob hinter der Logik 
der Anwerbung die Logik des (Be)hal-
tens stehen würde: je größer die geogra-
fische Entfernung, je höher der Anwer-
beaufwand und je breiter die finanzielle 
Schere zwischen dem Sende- und dem 
Aufnahmeland, desto größer sollte ei-
gentlich die Hemmschwelle sein zurück-
zukehren. Mit „Knebelverträgen“ kön-
nen die ausländischen Pflegekräfte je-
doch nicht aufgehalten werden, auch 
wenn solche Versuche bereits vor ein 
paar Jahren unternommen wurden, als 
mehrere, vor allem private Pflegeanbie-
ter, Pflegekräfte aus Südeuropa, über-
wiegend aus Spanien, angeworben ha-
ben (vgl. Schreiner 2015).

Fraglich ist, ob die Rekrutierung im 
Ausland tatsächlich eine Lösung ist. 
Aus der Sicht des Pflegeratspräsiden-
ten Franz Wagner können die auslän-
dischen Pflegekräfte nur im geringen 
Maß zur Beseitigung des Personalman-

 Integration ist mit der 
Eingliederung in eine 
bestimmte Tätigkeit nicht 
abgeschlossen

1 https://www.hs-fulda.de/forschen/wissens-und-technologietransfer/rigl-fulda/intip
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gelns in der Pflege beitragen. „Dagegen 
sprechen die unterschiedlichen Pfle-
gekulturen und der riesige Aufwand 
bei der Anwerbung und Integration. 
(…) Andere Länder sind wegen Spra-
che, beruflichem Status und Bezahlung 
weit attraktiver als Deutschland.“ (Ärz-
teblatt 2020, 09.03.2020)

Die bisherige Beschäftigungspoli-
tik kann wohl als gescheitert gelten – 
einschließlich einer auf ökonomische 
Anreize setzenden Anwerbungspoli-
tik. In erster Linie sollte, scheint uns, 
die Diskrepanz zwischen der wert-, an-
spruchs- und verantwortungsvollen 
Pflegearbeit einerseits und ihrer enor-
men gesellschaftlichen Entwertung in 
Form von prekären Arbeitsverhältnis-
sen und niedriger Entlohnung anderer-
seits durch Verbesserung der Arbeitsbe-
dingungen, Erhöhung des Gehalts und 
Imageverbesserung des Berufs verrin-
gert werden. Mit Blick auf die bereits 

angeworbenen Pflegekräfte oder jene, 
die demnächst akquiriert werden sol-
len, müssten vor allem die rechtlichen 
und organisatorischen Rahmenbedin-
gungen seitens der Pflegepolitik geklärt 
werden. Dass das nicht der Fall ist, zeigt 
sich in bürokratischen Hürden, z. B. bei 
der Anerkennung von Diplomen, der 
Erteilung von Aufenthalts- und Ar-
beitserlaubnissen sowie bei der Organi-
sation des Familiennachzugs. Darüber 
hinaus ergibt sich ein zentrales pflege-
fachliches Problem: Zwischen der Or-
ganisation und Kompetenzverteilung 
im Ausland und der im deutschen Pfle-
gesystem besteht eine erhebliche Dis-
krepanz. Das kann bei den ausländi-
schen Pflegekräften einerseits zu einer 
Unterforderung (im Bereich medizin-
naher Aufgaben), andererseits zu einer 
Überforderung (im Bereich Grundpfle-
ge) führen (u. a. Satola/Bollinger 2020, 
Kontos 2019, 157).

Integration aus der Perspektive qualitativer Sozialforschung

Wie oben angedeutet, wird die Dis-
kussion um den Arbeitseinsatz in-
ternationaler Fachkräfte in der Pfle-
ge von einem Integrationsverständnis 
bestimmt, das von den Anforderun-
gen des deutschen Beschäftigungs- 
und Gesundheitssystems geprägt ist. 
Innerhalb der Einarbeitung von Fach-
kräften wird auftretenden Problemla-
gen mit organisatorischen Mitteln und 
Techniken begegnet, zum Beispiel mit 
Sprach- und Sensibilisierungsschulun-
gen, Konzeptpapieren oder Integrati-
onskonzepten.

Auch die Erforschung der Integra-
tion von ausländischen Pflegekräften 
in der stationären Kranken- und Alten-
pflege folgt in der Regel der Logik der 
Policy-Forschung, indem die bestehen-
de Lage als Problem definiert wird, zu 
dem die Wissenschaftler*innen alterna-
tive Handlungsmöglichkeiten anbieten. 
Demnach werden mit Hilfe von Befra-
gungen Bedarfsanalysen durchgeführt 
und, nachdem die Forscher*innen das 
Problem erkannt haben, Integrations-

konzepte in Form von Handlungsvor-
schlägen oder Checklisten erstellt, die 
Lösungen für die Integrationsproble-
matik liefern. Auf diesem Wege sind 
in den vergangenen Jahren vielfältige 
Initiativen, „runde Tische“ und Schu-
lungsmaßnahmen entwickelt worden, 
die zweifellos einen erheblichen prak-
tischen Nutzen für Einrichtungen bie-
ten. So wurden Checklisten und Hand-
lungsanweisungen entwickelt, die bei 
der Bewältigung der ersten Integrati-
onsschritte (Willkommenskultur, Un-
terbringung, Behördengänge etc.) wert-
volle Dienste erweisen.

„Integrationsarbeit“ (Blättner et al. 
2019, 52) ist jedoch nicht auf die Ein-
gliederung von Fachkräften in deren 
neue Arbeitswelt beschränkt. Genau 
genommen beginnt Integration als 
praktische Gestaltungsaufgabe erst 
mit dem Eintritt in die Pflegeorgani-
sation. Und sie fällt dort als zusätzli-
che Arbeit an. Diese zusätzliche Arbeit 
tangiert die fachliche Arbeitsteilung in 
den Einrichtungen der Pflege ebenso 

wie die dortigen organisatorischen Be-
dingungen. In den häufig auf Befra-
gungen beruhenden Analysen zu den 
Schwierigkeiten, die mit der Integra-
tion internationaler Fachkräfte einher-
gehen (können), werden diese struktu-
rellen Bedingungen der Integrations-
arbeit häufig zwar erwähnt, jedoch in 
der Auswertung der empirischen Da-
ten, wie Interviews oder Gespräche in 
der Arbeit, nicht berücksichtigt.

An der Thematik der Deutschkennt-
nisse bzw. der Sprachdiskurse kann die 
interpretative Vorgehensweise gut er-
läutert werden. Wenn im Rahmen von 
Untersuchungen die unzureichenden 
Deutschkenntnisse internationaler Pfle-
gekräfte als Ursache für Integrations-
probleme identifiziert werden (s. o.), 
dann wird ein für die arbeitsteilige Pra-
xis einer Pflegeabteilung freilich akutes 
Verständigungs- und Organisationspro-
blem in ein subjektives Kompetenzpro-
blem seitens der ankommenden Fach-
kräfte um-etikettiert. So zutreffend die 
Feststellung seitens betroffener Pflege-
kräfte im Arbeitsalltag ist, so wenig 
kann diese Erklärung als Grund für das 
Scheitern von Integration im wissen-
schaftlichen Sinne betrachtet werden. 
Zieht man etwa Untersuchungen zum 
Einsatz international rekrutierter Ärz-
tinnen und Ärzte in deutschen Kliniken 
heran, wird man zwar auch auf Verstän-
digungsprobleme stoßen. Diese werden 
dort aber eher als Verständigungspro-
bleme thematisiert als Probleme man-
gelnder Integrationsfähigkeit oder gar 
-willigkeit seitens der Ärztinnen und 
Ärzte. An dieser Stelle müssen For-
schungsbemühungen sich also davor 
hüten, den alltäglichen Deutungsrouti-
nen, die im Gesundheitssektor entlang 
der dortigen Arbeitsteilung und Orga-
nisationsform gebildet sind, unkontrol-
liert zu folgen.

Rekonstruktiv ist vielmehr zu klären, 
was – um im Beispiel zu bleiben – mit 
Sprachproblemen gemeint ist, wenn sie 
in Interviews angesprochen werden; und 
dies dürfte nicht in allen Situationen 
dasselbe sein. Es ist also beispielsweise 
zu klären, an welcher Stelle die unzurei-

 Sprachprobleme auslän-
discher Pflegekräfte 
werden oft vorschnell als 
mangelnde Integrations-
fähigkeit gedeutet
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wie die dortigen organisatorischen Be-
dingungen. In den häufig auf Befra-
gungen beruhenden Analysen zu den 
Schwierigkeiten, die mit der Integra-
tion internationaler Fachkräfte einher-
gehen (können), werden diese struktu-
rellen Bedingungen der Integrations-
arbeit häufig zwar erwähnt, jedoch in 
der Auswertung der empirischen Da-
ten, wie Interviews oder Gespräche in 
der Arbeit, nicht berücksichtigt.

An der Thematik der Deutschkennt-
nisse bzw. der Sprachdiskurse kann die 
interpretative Vorgehensweise gut er-
läutert werden. Wenn im Rahmen von 
Untersuchungen die unzureichenden 
Deutschkenntnisse internationaler Pfle-
gekräfte als Ursache für Integrations-
probleme identifiziert werden (s. o.), 
dann wird ein für die arbeitsteilige Pra-
xis einer Pflegeabteilung freilich akutes 
Verständigungs- und Organisationspro-
blem in ein subjektives Kompetenzpro-
blem seitens der ankommenden Fach-
kräfte um-etikettiert. So zutreffend die 
Feststellung seitens betroffener Pflege-
kräfte im Arbeitsalltag ist, so wenig 
kann diese Erklärung als Grund für das 
Scheitern von Integration im wissen-
schaftlichen Sinne betrachtet werden. 
Zieht man etwa Untersuchungen zum 
Einsatz international rekrutierter Ärz-
tinnen und Ärzte in deutschen Kliniken 
heran, wird man zwar auch auf Verstän-
digungsprobleme stoßen. Diese werden 
dort aber eher als Verständigungspro-
bleme thematisiert als Probleme man-
gelnder Integrationsfähigkeit oder gar 
-willigkeit seitens der Ärztinnen und 
Ärzte. An dieser Stelle müssen For-
schungsbemühungen sich also davor 
hüten, den alltäglichen Deutungsrouti-
nen, die im Gesundheitssektor entlang 
der dortigen Arbeitsteilung und Orga-
nisationsform gebildet sind, unkontrol-
liert zu folgen.

Rekonstruktiv ist vielmehr zu klären, 
was – um im Beispiel zu bleiben – mit 
Sprachproblemen gemeint ist, wenn sie 
in Interviews angesprochen werden; und 
dies dürfte nicht in allen Situationen 
dasselbe sein. Es ist also beispielsweise 
zu klären, an welcher Stelle die unzurei-

 Sprachprobleme auslän-
discher Pflegekräfte 
werden oft vorschnell als 
mangelnde Integrations-
fähigkeit gedeutet

chende Sprachkompetenz als Verstän-
digungsproblem im Kontext von Ein-
arbeitungs- und Kooperationsprozessen 
auftritt, und wie diese Situationen durch 
die institutionellen Handlungsstruktu-
ren der Arbeitsorganisation vorgeprägt 
sind. Erst durch diese hindurch – und 
durch die diskursiven Gewöhnlichkeits-
konstruktionen (d. h. gewöhnliche Aus-
sagen im Fremdheits- und Migrations-
diskurs), die diese prägen – lassen sich 
in unseren Augen Verständigungshür-

den, Missverständnisse in der Zusam-
menarbeit und das Scheitern von Integ-
rationsbemühungen angemessen erfas-
sen und als Probleme der Arbeit an der 
Integration rekonstruieren.

Im Folgenden stellen wir nun exem-
plarisch und ausschnittweise aus den 
Interviews einen Fall vor, um die pa-
radoxen Handlungsanforderungen zu 
zeigen, vor denen die Leitungskräfte 
in stationären Einrichtungen der Ge-
sundheits- und Krankenpflege im Zuge 
der Integrationsarbeit gestellt werden 
und wie sie mit diesen Anforderun-
gen umgehen. Bevor wir darauf einge-
hen, beschreiben wir die institutionel-
len Handlungskontexte der stationä-
ren Gesundheits- und Krankenpflege.

Fachliche und organisatorische Handlungskontexte in der 
stationären Gesundheits- und Krankenpflege

Einer Analyse von Professionalisie-
rungstendenzen der Pflege (Starystach 
et al. 2018, 195) ist zu entnehmen, dass 
die fachliche Tätigkeit der Pflege (wei-
terhin) vom Tätigkeitsspektrum des 
Arztberufs abhängig ist und bleibt, so-
dass von einer „Handlungsautonomie“ 
der Pflege nicht ausgegangen werden 
kann. Auch in der Bundesrepublik 
Deutschland ist zwar eine Akademi-
sierung der Pflege zu beobachten; die-
se findet aber in erster Linie patienten-
fern statt (bezogen auf Lehre, Führung, 
Qualitätsmanagement), weniger in der 
pflegerischen Praxis. Die Praxis bleibt 
routineorientiert, und insbesondere der 
organisatorische Kontext des Kranken-
hauses bremst die (akademische) Pro-
fessionalisierung des Berufshandelns 
aus. Im Selbstverständnis der von den 
Autoren befragten Pflegekräfte spie-
geln sich diese Handlungsbedingungen 
in einem „systemisch-funktional[en]“ 
Blick, der auf die Aufrechterhaltung des 
Systems einer medizinisch geprägten 
Krankenversorgung und -behandlung 
gerichtet ist (a. a. O., 200). Die Auto-
ren der Studie interpretieren die Aus-
sagen der Pflegekräfte einerseits so, 

dass diese die von Ärzt*innen vorge-
gebenen Handlungslogiken und -po-
sitionen übernehmen. Darüber hinaus 
betrachten Pflegekräfte nicht nur die 
Patient*innen, sondern eben auch die 
Ärzt*innen als eine zu bewirtschaften-
de, gleichsam zu pflegende und zu-
friedenzustellende Gruppe (der Arzt als 
„Gegenstand pflegerischer Zuständig-
keit“; a. a. O., 201). So beschreiben sie 
das Handlungsdilemma des Pflegeper-
sonals als zwischen praktischer Pfle-
ge und der Organisation Krankenhaus 
angesiedelt: Das Berufsbild in und ge-
genüber der medizinischen Versorgung 
versetzt die Pflegekräfte also in eine 
Zwischenposition. Im praktischen Ver-
mögen, diese Zwischenstellung wahr-
zunehmen, wird, so die Autoren, das 
Selbstverständnis einer guten Pflege-
kraft gesehen (a. a. O., 202 f.). Dazu ge-
hört auch eine gewisse Wissenschafts- 
und Formfeindlichkeit, deren positive 
Seite praktisches Lernen und prakti-
sches Handeln sind.

Zusammenfassend lässt sich sagen, 
dass sich die Krankenpflege durch He-
teronomie auszeichnet, die aber hoch-
gradig selbsttätig und kooperativ er-

bracht werden muss, weil sie nicht 
technisch bestimmbar ist oder durch 
Vorgaben allein in die Tat umgesetzt 
werden kann. Wie die Integrations-
arbeit unter den genannten Rahmen-
bedingungen erfolgen bzw. scheitern 
kann, wird am folgenden Fall illustriert. 

Gescheiterte Integration – 
ein Fallbeispiel

Wie fachliche und betriebliche Hand-
lungskontexte sowie gesellschaftliche 
Integrationsdiskurse in die Integrati-
onsarbeit einfließen und interpretiert 
werden, zeigt das folgende Fallbei-
spiel aus unserem Forschungsprojekt, 
das exemplarisch und nur ausschnitts-
weise dargestellt wird. Es handelt sich 
um ein Interview mit einer pflegeri-
schen Leitungskraft in einer Pflegeein-
richtung. Zum Zeitpunkt des Interviews 
arbeiten im Arbeitsbereich der befrag-
ten Person keine internationalen Pfle-
gekräfte mehr, allerdings waren zwei 
internationale Pflegekräfte dort ange-
stellt gewesen. Auf die Frage nach den 
Erfahrungen mit den internationalen 
Pflegekräften auf der Station antwor-
tet die interviewte Person:

„Wir hatten zwei Stück, ähmm, eine 
aus dem Land X und eine aus dem Land 
Y und ähmm, das Hauptproblem der 
beiden war die Sprache und ähmm, zum 
einen die Sprache und hmm, dass die 
n anderes Verständnis von Pflege ha‑
ben, weil sie in ihren Heimatländern 
ne andere Ausbildung erfahren haben 
und dort mit anderen Tätigkeiten ver‑
traut sind. Was dann natürlich schwie‑
rig war, auf unser System umzuswit‑
chen, ja, zu sagen, das is das deutsche 
Pflegesystem. Das machen wir hier in 
Deutschland und das hast du in deinem 
Heimatland gemacht, aber jetzt bist du 
hier, jetzt musst du das so und so ma‑
chen (…) eine Dame aus dem Land X 
hatten wir auf Station. Problem war die 
Sprachbarriere. (…) Sie hat inhaltlich 
nicht verstanden, was wir ihr mittei‑
len wollten. Ja. Zwischenmenschlich ’n 
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Gespräch zu führen mit den Patienten 
(…) übers Wetter. Wie geht’s Ihnen? 
Gut? Schlecht? war möglich. Aber al‑
les, was dann fachspezifisch war, war 
n Problem … und das konnte sie ein‑
fach net umsetzen. (…) Wir haben das 
dann abgebrochen, haben ihr geraten 
die Ausbildung zu machen, um viel‑
leicht [in dem] Rahmen die Sprache 
zu lernen, besser zu lernen, grad die‑
se Fachsprache. (…) ja die fehlenden 
Sprachkenntnisse, sie hat zwar diese[n] 
B1 Sprachkurs gemacht, B2 hat se wohl 
auch angefangen aber das … das hat 
einfach net gereicht. Um hier arbeiten 
zu können und vor allen Dingen auch 
eigenständig arbeiten zu können. So 
als Pflegekraft war das ok, wenn im‑
mer jemand dabei war, hat ihr auch 
Aufträge erteilt, aber das war ja net 
Sinn und Zweck der Übung.“

Unterzieht man diese Schilderung ei-
ner ersten oberflächlichen Betrach-

tung, so kann sie als durchweg ein-
leuchtende „Gewöhnlichkeitskonstruk-
tion“ gelten, die wiederum die beiden 
bereits erwähnten wissenschaftlichen 
Interpretationen scheiternder Inte-
gration in der Pflege stützen könn-
te: Sie könnte die Annahme stützen, 
dass die mangelnden Sprachkompe-
tenzen internationaler Pflegekräfte 
eine ‚auf Station‘ stattfindende Inte-
gration gefährlich machen, insofern 
Gefährdungen für die Patient*innen 
die Folge sein könnten, weil Anwei-
sungen und Verständigungsvorgän-
ge unkontrolliert (und unabsichtlich) 
missachtet werden. Dadurch steigt der 
Arbeitsaufwand enorm an, da immer 
eine zweite Person eingeplant werden 
muss, die kontrolliert und gegebe-
nenfalls Missverständnisse ausräumt. 
Ebenso stünde der Hinweis auf unter-
schiedliche Pflegesysteme für kulturel-
le Differenzen, die zu Handlungen in 
der Pflege führen, die die betreuungs-

spezifische Arbeitsteilung unterlaufen 
und dadurch wiederum Gefährdun-
gen hervorbringen. Die Schilderung 
im Interview würde demnach besagen, 
dass Sprachhindernisse und Kulturun-
terschiede die Integration erschweren 
oder verunmöglichen.

Die Schilderung ließe sich aber auch 
in einem kritischen Sinne als Ausdruck 
der „Kulturalisierung“ lesen (vgl. oben 
S. 34). Die befragte Person würde – in 
dieser Lesart – gleichsam das Fehlen der 
eigenen Bereitschaft dokumentieren, of-
fen auf die internationalen Fachkräf-
te zuzugehen und so deren Bemühun-
gen um Integration zu unterstützen (im 
einen Falle: durch die Nichtthemati-
sierung von Verstehensproblemen, im 
anderen Falle: durch die selbstverant-
wortliche Anwendung pflegerischen 
Fachwissens aus dem Ausland). Für die-
se Erklärung fänden sich Hinweise in 
den sprachlichen Kategorisierungen in 
der Schilderung der interviewten Per-

literatur

Ärzteblatt (09.03.2020): Pflegerat will deutliches Signal zur Zukunft 
der Pflege, https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/110935/
Pflegerat-will-deutliches-Signal-zur-Zukunft-der-Pflege 
(07.04.2020).

Blättner, Beate/Satola, Agnieszka/Bollinger, Heinrich (2019): In-
tegration macht Arbeit. Pflegeteams brauchen Unterstützung 
bei der Integration internationaler Pflegefachkräfte. Dr. med. 
Mabuse 238, März/April, 51–53.

Hedemann, Ulla/Worm, Lukas / Artus, Ingrid (2017): „Mehr für uns 
ist besser für alle“ – Dokumentation einer Veranstaltung zur 
Pflegestatistik an der Charité“, in: Artus, Ingrid / Birke, Peter/
Kerber-Clasen, Stefan/Menz, Wolfgang (Hg.): Sorge-Kämpfe. 
Auseinandersetzungen um Arbeit in sozialen Dienstleistun-
gen, Hamburg, 116–129.

Hoesch, Kirsten (2018): Migration und Integration: Eine Einfüh-
rung, Wiesbaden.

Mohan, Robin (2019): Die Ökonomisierung des Krankenhauses. 
Eine Studie über den Wandel pflegerischer Arbeit, Bielefeld.

Rand, Sigrid/Larsen, Christa (2019): Herausforderungen und Ge-
staltung betrieblicher Integration von Pflegefachkräften aus 
dem Ausland. Einblicke aus der Krankenhauspraxis. Working 
Paper Forschungsförderung der Hans-Böckler-Stiftung 114.

Rand, Sigrid/Kontos, Maria/Ruokonen-Engler, Minna-Kristiina/
Pütz, Robert/Larsen, Christa (2019): Dimensionen und Span-
nungsfelder betrieblicher Integration auf globalisierten Pfle-

gearbeitsmärkten. Das Beispiel Deutschland, in: Pütz, Robert/
Kontos, Maria/Larsen, Christa/Rand, Sigrid/Ruokonen-Engler, 
Minna-Kristiina (Hg.): Betriebliche Integration von Pflegefach-
kräften aus dem Ausland. Innenansichten zu Herausforderun-
gen globalisierter Arbeitsmärkte, Hans-Böckler-Stiftung, Stu-
dy 416, 171–197.

Satola, Agnieszka/Bollinger, Heinrich (2020): Transnationalisierung 
oder ‚nur‘ Internationalisierung? Arbeitsmigration in der häus-
lichen und stationären Pflege in Deutschland im Vergleich, in: 
Dengel, Udo/Klemm, Matthias/Platzer, Hans (Hg.): Transnatio-
nalisierung der Arbeit und der Arbeitsbeziehungen. Interdiszi-
plinäre Perspektiven. Baden-Baden. (im Erscheinen)

Schreiner, Patrick (2015): Knebelverträge binden ausländische Pfle-
gekräfte an besonders üble Arbeitgeber. https://www.nach 
denkseiten.de/?p=26058 (07.04.2020).

Sell, Stefan (2020): Potenzial und Grenzen von Zuwanderung in 
die Pflege, in: Jacobs, Klaus/Kuhlmey, Adelheid/Greß, Stefan/
Klauber, Jürgen/Schwinger, Antje (Hg.): Pflege-Report 2019, 
Berlin, Heidelberg, 85–102.

Starystach, Sebastian/Bär, Stefan/Ernst, Carolin/Streib, Christina 
(2018): Organisationale Hindernisse auf dem Weg zur Profes-
sion. Eine wissenssoziologische Untersuchung über das beruf-
liche Selbstverständnis von Pflegekräften im Krankenhaus, in: 
Arbeit 27(3), 191–212.



Pflegearbeit

39MOSINTERNATIONAL 14. Jg. (2020) Heft 2

son („Wir hatten zwei Stück“; die Un-
terscheidung zwischen dem „Wir“ der 
Abteilung und den beiden internationa-
len Pflegekräften). Im Fall der ersten Er-
klärungsstrategie wäre eine Handlungs-
empfehlung, die Sprachkurse für inter-
nationale Pflegekräfte zu intensivieren, 
im Falle der zweiten Erklärungsstrategie 
vermutlich ein Workshop zur kulturel-
len Öffnung oder zur Diversität für die 
„einheimischen“ Pflegenden.

Rekonstruiert man nun die Passa-
ge vor dem Hintergrund der skizzierten 
Struktur des pflegerischen Handelns im 
Kontext des Mangels an Pflegeperso-
nals einerseits, der selbsttätigen Orga-
nisation und der Bedingung der Hete-
ronomie andererseits, dann bekommt 
das Gesagte eine symbolische Bedeu-
tung, die sich von den beiden genann-
ten Erklärungsmustern abhebt: Die obi-
ge Schilderung folgt dann der Proble-
matik einer institutionell verkürzten 
und für den Pflegebereich anscheinend 
typischen Form von Integration; die-
se teilt den Integrationsprozess der in-
ternationalen Fachkräfte in zwei Ab-
schnitte: in den der Anwerbung und 
Eingliederung in die Einrichtung (Ab-
schnitt 1) sowie die danach stattfin-
dende praktische Einarbeitung (Ab-
schnitt 2). Organisatorisch begleitende 
Maßnahmen stützen den Post-Integra-
tionsprozess in der Praxis ab: Handrei-
chungen, Sprachschulungen oder Sen-
sibilisierungstrainings, die jeweils au-
ßerhalb der Routinearbeit in der Pflege 
angesiedelt sind. Für den praktischen 
Vorgang der Einarbeitung in die prak-
tische Tätigkeit wird jedoch den Pfle-
geteams die Verantwortung übertra-
gen. Aus der operativen Sicht – die in 
dem Interviewauszugausgeprägt ist – 
stellt sich der Vorgang jedoch anders 
dar: nämlich als ‚Zulieferung‘ von Ar-
beitskräften, die in einem Fall – resul-
tierend aus fehlenden Sprachkenntnis-
sen – die geforderte selbstständige Ar-
beitsgestaltung nicht leisten und im 
anderen Fall die Statuszuweisung nicht 
akzeptieren. In beiden Fällen stellen die 

angeworbenen Pflegekräfte aus Grün-
den der Sprache und Ausbildung ein 
Risiko dar; denn im Fall eines Pflege-
fehlers und Patientenschaden müsste 
die Leitung dafür nach außen hin ge-
radestehen. Und tatsächlich liegt die 
Verantwortung auf der Seite der Sta-
tionsleitung, welche die Organisation 
der Pflege vornimmt sowie die Kon-
trolle der Qualität und die Personal-
planung koordiniert. Die Organisation 
der Pflege erlaubt keine spontanen oder 
kompetenzorientierten Änderungen in 
der Arbeitsteilung. Änderungen in der 
pflegerischen Arbeitsteilung wären ins-
besondere mit anderen Berufsgruppen 
und Organisationsspezialist*innen ab-
zuklären und nicht zuletzt vor dem 
Hintergrund rechtlicher Reglementie-
rungen zu bewerten.

Somit gibt der Interviewte oben 
schließlich die Verantwortung für das 
Scheitern der Einarbeitung zurück an 
die Einrichtungsleitung, die internatio-
nale Pflegekräfte „besorgt“ hat, deren 
Integration aber gerade durch die Zu-
weisung der Verantwortung an die Ab-
teilung keineswegs abgeschlossen ist, 
sondern deren Tauglichkeit sich dort – 
erwartbar – nicht erweisen kann. Der 
interviewte Stationsleiter schildert, so 
gesehen, die Spannung zwischen ei-
ner administrativen Integrationsvor-
stellung, die durch Zuweisung oder 
Eingliederung geschieht und der nur 
in der Praxis möglichen Integrations-
arbeit, die jedoch konzeptionell und in 
den routinierten Abläufen gerade nicht 
vorgesehen ist.
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Abschließende Bemerkungen

An dem analysierten Fallbeispiel wird 
ersichtlich, dass internationale Pflege-
kräfte in den Pflegeeinrichtungen die 
Problematik der Integrationsarbeit 
sichtbar macht und sogar verstärkt. 
Dies zeigt sich sowohl im Blick auf die 
bestehenden Organisationsvorgänge, 
Systeme und arbeitsverdichteten Rou-
tinen als auch angesichts der bestehen-
den Schwierigkeiten, Unzulänglichkei-
ten und Paradoxien des Handelns so-
wohl auf der organisatorischen als auch 
auf der interaktiven Ebene. Die Aus-
einandersetzung mit den Problemen 
der Pflegepolitik wird in die einzelnen 
Einrichtungen getragen; deren Bearbei-
tung liegt also in der Verantwortung 
einzelner Akteure – der Direktionen der 

Einrichtung, der Stationsleitungen und 
schließlich der etablierten und der in-
ternationalen Pflegekräfte. Dabei han-
delt es sich um einzelne Akteure, die 
jedoch dafür kein Mandat haben. Und 
denen kaum Spielräume und Ressour-
cen zur Verfügung stehen, um eigen-
verantwortlich-dezentral Integrations-
arbeit leisten zu können. An dem dar-
gestellten Fallbeispiel wird deutlich, 
dass es eines neuen Verständnisses von 
Integrationsarbeit bedarf, die – ebenso 
wie andere Arbeitsvorgänge – institu-
tionell und organisatorisch ermöglicht 
werden muss. Analysen, die allein die 
(in den Migrationsdiskursen präsenten) 
Sprachprobleme oder interkulturellen 
Herausforderungen in den Vordergrund 

stellen, und Analysen, die umgekehrt 
die tendenzielle Integrationsfeindlich-
keit der aufnehmenden Belegschaften 
in den Vordergrund stellen, verfehlen 
diesen unseres Erachtens zentralen As-
pekt gelingender Integration: näm-
lich – institutionell und organisatorisch 
abgesichert – substanzielle Ressourcen 
für gelingende Integrationsarbeit be-
reitzustellen. Andernfalls wird ein un-
verschuldetes Scheitern internationa-
ler Pflegefachkräfte in Deutschland 
wahrscheinlicher.

 Integrationsarbeit wird 
in der Pflege an einzelne, 
ohnehin überlastete 
Akteure delegiert
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„Die Frauen sind nicht 
genug geschützt“
Interview zu fairen Arbeitsbedingungen 
von Live-in-Kräften

Bezahlter Urlaub, Lohnfortzahlung im Krankheitsfall oder Kündigungsschutz: Das ist 
für viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer Normalität. In den Verträgen vieler 
ausländischer Betreuungskräfte, die in deutschen Privathaushalten arbeiten, kommen 
diese Rechte nicht vor. Oft wird von ihnen 24-Stunden-Bereitschaft für die pflege-
bedürftige Person erwartet, ohne dass diese entsprechend vergütet wird. Das DGB-
Projekt „Faire Mobilität“ berät diese „Live-in-Kräfte“ und unterstützt sie dabei, ihre 
Rechte einzufordern.

mosinternational Frau Oblacewicz, Sie 
sind Referentin im DGB-Projekt „Faire Mo-
bilität“. Was sind die Ziele des Projekts? Wie 
wird das Projekt angenommen?

Justyna Oblacewicz: Das Projekt „Fai-
re Mobilität“ wurde im Jahr 2011 vom 
Deutschen Gewerkschaftsbund gegrün-
det und wird durch Gelder des Bundes-
ministeriums für Arbeit und Soziales 
und Eigenmittel des DGB sowie ein-
zelner Gewerkschaften und Projekt-
partner finanziert. Die Aufgabe des 
Projekts ist es, Arbeitnehmer*innen aus 
Mittel- und Osteuropa zu unterstützen, 
die in Deutschland tätig sind oder wa-
ren und arbeitsrechtliche Probleme ha-
ben. Wir helfen ihnen dabei, sich ge-
gen unrechtmäßige Kündigungen zu 
wehren oder nicht gezahlten Lohn ein-
zufordern. Das Besondere ist, dass wir 
die Menschen in ihrer Muttersprache 
über ihre Rechte informieren und ih-

nen helfen, ihre Ansprüche durchzu-
setzen.

Darüber hinaus haben wir als Pro-
jekt die Aufgabe, die Probleme der 
Branchen, mit denen wir zu tun haben, 
durch Öffentlichkeitsarbeit nach außen 
zu tragen. Das sind in der Regel Bran-
chen, die nur den gesetzlichen Min-
destlohn haben, wie etwa die Fleisch-
industrie, oder in denen trotz Tarifver-
trag strukturelle Ausbeutung geschieht, 

zum Beispiel im Bau. Daneben bera-
ten wir Beschäftigte, die in der Gas-
tronomie, in der häuslichen Betreuung 
oder im internationalen Straßentrans-
port tätig sind. Wir sind sehr nah an 
den Beschäftigten dran und bekommen 
viele Einblicke in deren Arbeitsbedin-

gungen. Gemeinsam mit den Gewerk-
schaften versuchen wir, Lobbyarbeit zu 
betreiben und die Arbeitsbedingungen 
zu verbessern. Das findet auch auf in-
ternationaler Ebene statt, etwa mit Ge-
werkschaften in Osteuropa.

Das Projekt wird stark angenommen. 
Die Menschen wenden sich hauptsäch-
lich über Telefon oder E-Mail an uns. 
Mit neuen Standorten in Deutschland 
konnten wir 2018 insgesamt 16.000 
Menschen helfen – zum einen durch 
persönliche Beratung im Büro, zum an-
deren vor Ort, „im Feld“, zum Beispiel 
vor den Werkstoren einer Fleischfab-
rik oder auf Raststätten. Ist ein Besuch 
am Arbeitsort nicht möglich, suchen 
wir die Beschäftigten in ihren Unter-
künften auf.

mosinternational Sie beraten auch Be-
schäftigte in der häuslichen Betreuung. 
Viele Privathaushalte in Deutschland en-

 Wir informieren die 
Menschen in ihrer Mutter-
sprache über ihre Rechte

Interview

Justyna Oblacewicz
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gagieren für die Pflege pflegebedürftiger 
Angehöriger ausländische – meistens weib-
liche – Pflegekräfte. Warum ist das so?

Oblacewicz: Grund für die Akquise 
mittel- und osteuropäischer Betreu-
ungskräfte in Privathaushalten ist vor 
allem ein gesellschaftlicher Wandel. 
Carearbeit ist heutzutage nach wie vor 
Frauenarbeit. Aber viele der Famili-
enangehörigen der Pflegebedürftigen 
wollen die Pflegearbeit nicht leisten. 
Frauen wollen berufstätig sein. Die Fa-
milie holt sich deshalb als Substitut für 
Familienangehörige eine externe Per-
son aus einem mittel- oder osteuro-
päischen Land. Was die Zahl der aus-
ländischen Pflegekräfte in Deutschland 
angeht, schwanken die Schätzungen 
zwischen 100.000 bis 600.000.

Ein weiterer Grund ist, dass das 
Pflegesystem in Deutschland Pflege-
arbeit nicht genug honoriert. Aus fi-
nanzieller Sicht ist es deshalb nicht at-
traktiv, zu Hause zu bleiben und diese 
Arbeit zu übernehmen. Manche kön-
nen sich das auch schlichtweg nicht 
leisten. Eine Betreuungskraft aus Mit-
tel- oder Osteuropa ist deutlich güns-
tiger. Stationäre Einrichtungen für Se-
niorinnen und Senioren gibt es dar-
über hinaus nicht genug; viele wollen 
auch nicht dort wohnen. Dann muss 
eine bezahlbare Lösung gefunden wer-
den – wie die der häuslichen Betreu-
ungskraft, die sogenannte „Polin für 
Oma“ – ein Klischee, das nicht von un-
gefähr kommt, da der Markt dominiert 
ist von polnischen Betreuungskräften 
und diese Branche  in Polen ein starkes 
Wirtschaftssegment bildet. Es gibt un-
zählige polnische Agenturen, die sich 
darauf spezialisiert haben, die Frauen 
innerhalb kürzester Zeit auf diesen Be-
ruf „vorzubereiten“.

mosinternational Viele dieser Care-Ar-
beiterinnen sind „Live-in-Kräfte“ und sollen 
sog. 24-Stunden-Betreuung leisten. Was 
sind die Herausforderungen und Fallstri-
cke einer solchen Tätigkeit?

Oblacewicz: Erstens muss klargestellt 
werden, dass es sich aus gewerkschaft-
licher Sicht bei dieser Form der Be-
schäftigung um ein abhängiges Ar-
beitsverhältnis handelt. Das heißt: Es 
gibt auf der einen Seite die Familie oder 
die zu pflegende Person, die bestimmt, 
was wann gemacht werden muss. Auf 
der anderen Seite steht die Arbeitneh-
merin, die diese Tätigkeiten ausführt. 
Wir helfen ihnen dabei, sich gegen un-
rechtmäßige Kündigungen zu wehren 
oder nicht gezahlten Lohn einzufor-
dern. Das ist deshalb wichtig zu sagen, 
weil wir es überwiegend mit sogenann-
ten Dienstleistungsverträgen zu tun ha-
ben, welche zwischen der Betreuungs-
kraft und einer Entsendeagentur in Po-
len geschlossen werden. Hiernach sind 
die Betreuungskräfte selbstständig und 
durch keine Arbeitsrechte geschützt.

Zweitens geht es um eine berufli-
che Tätigkeit, die in einem Privathaus-
halt stattfindet. Da die räumliche Pri-
vatsphäre besonders geschützt ist, sind 
kaum Kontrollmöglichkeiten vorhan-
den, die überprüfen, ob Arbeitsschutz-
maßnahmen eingehalten werden. Inso-
fern ist die sog. 24-Stunden-Betreuung 
bzw. das  „Rund-um-die-Uhr-sorglos-
Paket“ genau das Stichwort: In die-
sem Arrangement verschwimmen die 
Grenzen zwischen Arbeitszeit, Bereit-
schaftszeit und Freizeit komplett, zu 
Ungunsten der arbeitsfreien Zeit. Das 
wird häufig von den Betreuungskräften 
selbst nicht gesehen. Sie kümmern sich 
um die ältere Person, zu der sie auch 
ein emotionales Verhältnis aufbauen, 
der gegenüber sie sich loyal fühlen. 
Dann ist es häufig so, und das spielt den 
Agenturen in die Hände, dass die Frau-
en zwar bis zu 40 Stunden die Woche 

bezahlt werden, aber tatsächlich viel 
mehr arbeiten, denn Bereitschaftszeit 
ist auch Arbeitszeit. Das können sogar 
24 Stunden am Tag sein, wenn die pfle-
gebedürftige Person auch in der Nacht 
Hilfe braucht und die Betreuungskraft 
zur Verfügung stehen muss. Es entsteht 
eine Erwartungshaltung, weil die Be-
treuungskraft in gewisser Weise auch 
zum Familienmitglied wird. Die Situa-
tion führt dazu, dass der Lohn, den die 
Frauen erhalten, weit unter dem ge-
setzlichen Mindestlohn in Deutschland 
liegt. Dieser müsste nicht nur für jede 
gearbeitete Stunde, sondern auch für 
jede Bereitschaftsstunde gezahlt wer-
den. Das passiert aber nicht, weil zu 
wenig geklagt wird.

Ein weiteres Problem ist das Doku-
mentationsproblem. Absprachen wer-
den, wenn überhaupt, mündlich getrof-
fen. Im Zweifel ist es die Betreuungs-
kraft, die vor Gericht Belege erbringen 
muss. Das ist besonders schwierig, 
wenn es keine Zeugen gibt. Für die 
Familie gilt außerdem der Vertrag mit 
der Agentur in Deutschland, für die 
Betreuungskraft der Vertrag mit einer 
polnischen Agentur. In diesem Vier-
ecks-Verhältnis werden bei Problemen 
verschiedene Ansprechpartner für die 
Beteiligten ausgewiesen. Das ist kom-
pliziert, aber von den Agenturen eben 
so gewollt, damit es ein grauer, unre-
gulierter Bereich bleibt.

mosinternational Nach Einschätzung 
des BHSB (Bundesverband häusliche Se-
niorenbetreuung e. V.) findet etwa 90 Pro-
zent der häuslichen Pflege in Schwarzar-
beit statt. Welche Rechte haben diese Pfle-
gekräfte?

Oblacewicz: Wir beraten im Rahmen 
des Projektes ausschließlich Betreu-
ungskräfte mit formalisiertem Vertrag. 
Die anderen Frauen finden gar nicht zu 
uns in die Beratung. Wir könnten ihnen 
auch nicht helfen, wenn die Schwarz-
arbeit auf beiderseitigem Einverständ-
nis beruht. Diese Arrangements sind 
aus arbeitsrechtlicher Sicht für beide 
Seiten höchst riskant und strafbar. Wir 

 Das Pflegesystem in 
Deutschland honoriert 
Pflegearbeit nicht genug

 In der 24-Stunden-
Pflege verschwimmen 
die Grenzen zwischen 
Arbeitszeit und Freizeit
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können nur helfen, wenn die Art der 
Beschäftigung formell und scheinbar 
„legal“ ist. Dann geht es darum, ob die 
gewählte Vertragsform den Frauen vol-
le Rechte zugesteht. Bei den Dienstleis-
tungsverträgen, mit denen wir größ-
tenteils zu tun haben, handelt es sich 
nach außen hin um eine „legalisierte“ 
Beschäftigung; wir denken aber, dass 
diese Form nicht legal sein kann. In 
Polen wird diese Art von Vertrag nicht 
umsonst „Müllvertrag“ genannt. Wäh-
rend in Deutschland zwischen abhän-
giger Beschäftigung und Selbstständig-
keit unterschieden wird, gibt es in Polen 
eine Art „Zwischenform“: den Dienst-
leistungsvertrag. Diese Vertragsform 
bietet rechtliche Schlupflöcher: Arbeit-
nehmerschutzrechte gelten nicht, weil 
es sich um eine Art „Solo-Selbststän-
digkeit“ handelt. Dies ist zum Nach-
teil der Betreuungskräfte. Sie tragen 
das gesamte Risiko, haben keinen An-
spruch auf bezahlten Urlaub oder auf 
Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall. 
Auch gibt es keinen Kündigungsschutz. 
Bei Problemen werden die Frauen des-
halb nach Hause geschickt und durch 
eine neue Betreuungskraft ersetzt; sie 
müssen sehen, wo sie bleiben. Angren-
zend an die Schwarzarbeit bewegt sich 
dieses System im rechtlich dunkelgrau-
en Bereich, aufgrund der gewählten 
Vertragsform.

Schwarzarbeit ausgenommen, ist 
das Modell des Dienstleistungsvertra-
ges in der Regel das günstigste – und 
zwar deshalb, weil die Frauen von den 
genannten Rechten ausgenommen sind 
und das häufig nicht einmal wissen. 
Seitens der kirchlichen Wohlfahrtsver-
bände wird das Arbeitgebermodell an-
geboten, ein Versuch, das Verhältnis 
so zu gestalten, wie es tatsächlich ist. 
Es wird also ein Arbeitsvertrag zwi-
schen der Familie und der Betreuungs-
kraft geschlossen, der alle Arbeitneh-
merrechte umfasst. Aber selbst da ha-

ben wir das Problem der Abgrenzung 
von Arbeitszeit und Freizeit. Würde 
man das Arbeitgebermodell für eine 
24-Stunden-Betreuung rechtlich ein-
wandfrei ausgestalten, wären vier Per-
sonen in Vollzeit notwendig, was mo-
natlich deutlich über 10.000 Euro kos-
ten würde. Nur dann aber wäre eine 
24-Stunden-Betreuung vereinbar mit 
dem deutschen Arbeitsrecht.

mosinternational Durch die Schwarzar-
beit einerseits und die sog. 24-Stunden-
Betreuung im rechtlichen Graubereich 
andererseits sind die Arbeitsbedingungen 
ohnehin prekär. Woran liegt es, dass viele 
Live-in-Kräfte mit Migrationshintergrund 
Hemmungen haben, sich Hilfe zu suchen?

Oblacewicz: Das Zustandekommen der 
Vertragskonstellation ist ein großes 
Problem. Viele Frauen glauben, dass 
es ihnen nur in Polen möglich ist, ih-
re Rechte durchzusetzen. Das ist nicht 
der Fall. Aber die Vorstellung, vor ein 
deutsches Gericht ziehen zu müssen, 
macht ihnen Angst. Oft reichen die 
Deutschkenntnisse nicht für die Teil-
nahme an einem Verfahren. Zudem 
scheuen sie das Kostenrisiko, das mit 
einem Verfahren einhergeht, in das ein 
Anwalt, Dolmetscher etc. mit einge-
bunden sind. Des Weiteren wollen die 
Betreuungskräfte oft nicht gegen die 
Familien vorgehen, aufgrund der ge-
wachsenen emotionalen Verbunden-
heit und Loyalität diesen.

mosinternational Wenn Sie Mitarbeitern 
der Fleischindustrie helfen wollen, können 
Sie zum Werkstor gehen, bei Menschen in 
der Gastronomie in die Kneipe. Aber Sie 
können nicht in die Familien gehen, um 
den Betreuungskräften zu helfen. Wie er-
reichen Sie diese? Und wie gelingt es Ih-
nen, deren Vertrauen zu gewinnen?

Oblacewicz: Es geht darum, die Frau-
en dort abzuholen, wo sie sind. Viele 
sind in Sozialen Medien aktiv. Es gibt 
diverse Gruppen speziell für Betreu-
ungskräfte aus Polen, wo sie über ihre 
Rechte aufgeklärt werden. Außerdem 

platzieren wir Artikel in Zeitungen ver-
schiedener Länder, schalten Anzeigen 
an Bord von Busunternehmen und ma-
chen Aushänge in Pfarrgemeinden. Was 
auch sehr gut funktioniert ist Mund-
zu-Mund-Propaganda. Durch die Bera-
tung in Muttersprache ist ein sprachli-
ches sowie kulturelles Verständnis vor-
handen. Zudem müssen die Frauen für 
die Beratung nicht bezahlen. Das baut 
schon sehr viele Hürden ab. Die Betreu-
ungskräfte kommen aber nicht nur zu 
uns, wenn sie ein dezidiert arbeitsrecht-
liches Problem haben. Oft müssen sie 
sich einfach etwas von der Seele reden. 
Sie sind mit pflegebedürftigen Personen 

konfrontiert, die Erkrankungen haben, 
auf die die Betreuungskraft nicht gut 
genug vorbereitet ist, wie Demenz oder 
Parkinson. Oft geschieht es, dass sie Tä-
tigkeiten einer Pflegekraft übernehmen 
müssen, obwohl sie dafür nicht ausge-
bildet sind. Aus unserer Sicht werden 
die Frauen generell nicht genug auf die-
se Arbeit vorbereitet. Fragebögen und 
Tutorials reichen nicht aus. Wir haben 
auch Fälle bei uns in der Beratung, wo 
den Frauen im Vorfeld einfach andere 
Bedingungen versprochen worden sind. 
Das ist psychisch hoch belastend: frem-
des Land, keine Familie und jeden Tag 
eins zu eins mit einer kranken Person. 
Es ist also von beiderseitigem Interesse, 
dass die Betreuungskräfte gut geschult 
werden.

mosinternational Welche Rechte haben 
Live-in-Kräfte, und welche Möglichkeiten 
haben sie, diese einzuklagen?

Oblacewicz: Nach dem ILO-Überein-
kommen Nr. 189, das für Deutschland 
seit September 2014 rechtlich bindend 
ist, müssen Hausangestellte in Bezug 
auf Entlohnung, Arbeitszeiten und Ru-
hezeiten anderen Beschäftigten gleich-
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gestellt werden. Laut Artikel 10 dieses 
Übereinkommens haben die Betreu-
ungskräfte Anrecht auf einen freien 
Tag in der Woche, das heißt: 24 Stun-
den am Stück.

Zudem sagen wir, dass die Frauen 
nur durchschnittlich acht Stunden am 
Tag arbeiten dürfen. Wenn man sich 
die polnischen Dienstleistungsverträ-
ge anschaut, liest man dort aber nichts 
von Arbeitszeitbeschränkung. Genauso 
wenig von bezahltem Urlaub, Lohnfort-
zahlung im Krankheitsfall oder Kün-
digungsschutz. Alle typischen Arbeit-
nehmerrechte greifen für die Frauen 
erst einmal nicht. Wenn die Frauen 
dann „aufmucken“ und versuchen, 
mit ihrer Agentur bessere Bedingun-
gen für sich auszuhandeln, kann das 
zum Rausschmiss führen. Viele unter-
schreiben aus Alternativlosigkeit, ob-
wohl sie wissen, dass es zu ihrem Nach-
teil ist. Wir sind überzeugt, dass es sich 
bei der häuslichen Betreuungsarbeit um 
eine abhängige Beschäftigung handelt, 
nicht um Selbstständigkeit. Dies müsste 
aber von der Betreuungskraft vor Ge-
richt eingeklagt oder behördlich fest-
gestellt werden. Nur dann greift das 
deutsche Recht vollumfänglich für die 
Betreuungskraft.

mosinternational Es gab einen Prozess 
in Berlin, in dem eine bulgarische Pflege-
rin auf Lohnnachzahlung klagte und Recht 
bekam. Können Sie uns diesen Fall schil-
dern? Wie ist der derzeitige Stand? Han-
delt es sich dabei um einen Präzedenzfall?

Oblacewicz: In dem Prozess geht es 
um die Frage nach Arbeits- und Bereit-
schaftszeit. Die bulgarische Betreuerin 
ging nach Ende des Beschäftigungs-
verhältnisses zur Beratung. Dort wur-
de ihr erklärt, dass nicht nur die im 
Arbeitsvertrag vereinbarte Zeit von 
30 Stunden zu bezahlen sei, sondern 
auch jede Stunde darüber hinaus, da-
runter die Stunden im Bereitschafts-
dienst. Sie hatte ihre Arbeitsstunden 
aufgeschrieben, was sie wann gemacht 
hat, und klagte mit Hilfe einer Anwäl-
tin. Das Gericht hat die Lohnansprü-

che für bis zu 24 Stunden pro Tag als 
begründet angesehen und ihr in ers-
ter Instanz Recht gegeben. Es wurde 
eine 24-Stunden-Verfügbarkeit von 
ihr erwartet, aber nicht vergütet. Das 
erstinstanzliche Urteil ist noch nicht 
rechtskräftig, da der Arbeitgeber, ei-
ne Vermittlungsfirma aus Bulgarien, 
Berufung eingelegt hat. Im Juli 2020 
wird der Fall in zweiter Instanz am Lan-
desarbeitsgericht in Berlin verhandelt.

Wenn die Einschätzung in zweiter 
Instanz bestätigt wird, wäre dies ein 
bahnbrechendes Urteil, das deutlich 
macht, dass es im Bereich der häus-
lichen Betreuung und Pflege dringen-
den Regulierungsbedarf gibt. Das Urteil 
würde vielleicht andere Betreuungs-
kräfte ermutigen, ebenfalls  ihre Rechte 
einzuklagen. Voraussetzung dafür ist 
allerdings, dass die Arbeitszeiten durch 
die Betreuungskraft sehr ausführlich 
und gut dokumentiert sind: Was ha-
be ich wann getan? Wer hat mich an-
gewiesen? Häufig machen die Frau-
en sich diese Notizen nicht. Hier wäre 
eine Beweislastumkehr sehr hilfreich. 
Es würde bedeuten, dass der Arbeitge-
ber nachweisen müsste, dass die dar-
gelegten Stunden nicht geleistet wur-
den. Auch ein erleichterter Zugang zur 
Gerichtsbarkeit wäre von Nöten. Für 
jemanden aus einem anderen Land ist 
es ohne anwaltliche Unterstützung fast 
unmöglich vor Gericht zu gehen – und 
das, obwohl in der ersten Instanz kei-
ne Anwaltspflicht besteht.

mosinternational Wie ist die derzeiti-
ge Situation der Live-in-Kräfte aufgrund  
der Corona-Pandemie, hinsichtlich An-
steckungsgefahr, Ein- und Ausreise aus/in  
Heimatländer(n) usw.?

Oblacewicz: In den Sozialen Medien 
wurde darüber berichtet, dass die Be-
treuungskräfte, die in Schwarzarbeit 
hierzulande tätig  waren, sehr schnell 
ausgereist sind, vor allem wegen der 

Sorge um die eigene Gesundheit. Die 
Frauen, die im Rahmen der Dienstleis-
tungsverträge hier sind, sind nach un-
seren Kenntnissen weitgehend in den 
Pflegehaushalten geblieben. Das hat 
mehrere Ursachen: Erstens gilt für die 
Dienstleistungsverträge, dass der Lohn 
nur für geleistete Arbeit gezahlt wird. 
Es ging also um die Abwägung: Si-
cherheit und Gesundheit auf der einen, 
finanzielle Einbußen auf der anderen 
Seite. Hinzu kommt die Beziehung zu 
den pflegebedürftigen Personen und 
das Gefühl, diese nicht einfach sitzen 
lassen zu wollen. Deshalb konnten oder 
wollten sie das Arbeitsverhältnis nicht 
einfach beenden.

Zweitens sind mit Sicherheit die 
hohen Vertragsstrafen in den Dienst-
leistungsverträgen zu nennen. Würde 
eine Betreuungskraft beschließen zu-
rückzufahren, ohne einen wichtigen 
Grund und ohne die Kündigungsfrist 
einzuhalten, müsste sie mit erheblichen 
Geldstrafen rechnen. Insgesamt stel-
len wir in den Verträgen oft Klauseln 
fest, mit denen die Agenturen sich vor 
sämtlichen Risiken abzusichern versu-
chen. Es sind regelrechte „Knebelver-
träge“, die die Betreuungskräfte ein-
schüchtern.

Ein zusätzliches Problem in der Co-
rona-Zeit ist, dass es im Moment kei-
ne Möglichkeit eines sicheren Trans-
ports gibt. Mit „sicher“ meine ich einen 
Transport, bei dem eine Ansteckung 
ausgeschlossen werden kann. Dadurch 
entsteht eine Sicherheitslücke, da die 
pflegebedürftigen Menschen, die zur 
Hochrisikogruppe gehören, gefährdet 
werden könnten. Da sehen wir die Ver-
antwortung auf Seiten der Agenturen, 
eine sichere Anreise zu gewährleisten.

mosinternational Wie wirkt sich diese 
Art der Beschäftigung allgemein auf die 
Heimatländer der Betroffenen aus? Stich-
wort „Care Drain“.

Oblacewicz: Ein großes Problem ist 
die Alterssicherung für die Betreu-
ungskräfte. Das Dienstleistungsver-
hältnis ist in Polen zwar sozialversi-

 Betreuungsarbeit ist eine 
abhängige Beschäftigung
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chert, jedoch ist der Anteil der abge-
führten Sozialabgaben reduziert und 
steht in keinem Verhältnis zu dem tat-
sächlichen Lohn. Das führt mittelfris-
tig zu Altersarmut.

Darüber hinaus führt die langfristi-
ge Trennung zu Familien- oder Bezie-
hungsproblemen. „Euro-Waisen“ wer-
den die Kinder von Arbeitsmigrantin-
nen und -migranten genannt.

Und schließlich fehlen die Frauen in 
ihren Heimatländern, um ihre eigenen 
Familienangehörigen zu pflegen. Ver-
gleicht man die Form häuslicher Live-
in-Betreuung, wie sie in Deutschland 
praktiziert wird, mit der Situation bei-
spielsweise in Polen, so wird deutlich, 
dass in Polen eine Art Haushaltshil-
fen-Modell gefahren wird. Für dieses 
Arrangement werden Haushaltshilfen 
häufig aus der Ukraine angestellt.

 Dieses Phänomen lässt sich auf der 
ganzen Welt beobachten. In mittelstän-
dischen Haushalten sind fast immer Ar-
beitsmigrantinnen aus wirtschaftlich 
schwächeren Ländern eingestellt, um 
Care-Arbeit zu leisten.

mosinternational Was wünschen Sie 
sich für die Zukunft der Live-ins? Was kön-
nen Politik und Gesellschaft tun? 

Oblacewicz: Wir wünschen uns vor al-
lem eine Regulierung des Marktes. Ein 
klares Bekenntnis dazu, dass es sich 
hierbei nicht um selbstständige Tätig-
keit, sondern um ein klassisches Ar-
beitsverhältnis handelt, mit allen recht-
lichen Konsequenzen. Die „Müllverträ-
ge“ sind sehr kritikwürdig und müssen 
mindestens reguliert, wenn nicht sogar 
in bestimmten Bereichen ganz abge-
schafft werden.

Für die Frauen wünschen wir uns, 
dass sie sich stärker organisieren, zum 
Beispiel in Gewerkschaften.

Es ist auch zu überlegen, wie der 
Zugang zur Gerichtsbarkeit vereinfacht 
werden kann, zum Beispiel durch ei-
ne Beweislastumkehr oder die Mög-
lichkeit einer Verbandsklage. Wir brau-
chen mehr richtungsweisende Urteile, 
so dass es zu Veränderungen in der 
Branche kommt. 

Mit Blick auf die Familien mit pfle-
gebedürftigen Angehörigen braucht es 
auf jeden Fall eine Reform der Pflege-
versicherung, etwa ein Einkommens-
ausfallgeld für Angehörige, um finan-
ziell abgesichert zu sein, wenn man 
Angehörige zu Hause pflegt. Aktuell ist 
es leider so, dass das Pflegegeld mitver-
wendet wird, um die Live-in-Arrange-

ments  zu finanzieren. Auch braucht es 
mehr Kontrollinstrumente, um sicher-
zustellen, dass Betreuung in den eige-
nen vier Wänden eine gute und faire 
Arbeit ist, von der beide Seiten  pro-
fitieren – sowohl die Betreuungskraft 
als auch die Familie. 

Und schließlich muss klargestellt 
werden, dass eine 24-Stunden-Be-
treuung mit nur einer Betreuungskraft 
nicht legal ist. Jede Agentur, die damit 
wirbt, gaukelt den Familien etwas vor, 
das für alle Beteiligten hochriskant ist.

Das Interview führte 
Claudia Schwarz, Dortmund 

kurzbiographie
Justyna Oblacewicz, geb. 1981, arbeitet 
seit über vier Jahren bei „Faire Mobili-
tät“, aktuell als Referentin, zuvor als 
Beraterin für polnisch-sprachige Rat-
suchende. Inhaltlich betreut sie im 
Projekt das Thema der häuslichen 
Betreuung. Sie kam selbst im Alter von 
12 Jahren nach Deutschland; ihre Mut-
ter ist eine Arbeitsmigrantin.
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Die Corona-Pandemie – 
eine Bedrohung des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit?
Ein Beitrag zur aktuellen Debatte

Die Covid-19-Pandemie bedroht seit 
Beginn des Jahres nicht nur ein-

zelne Staaten, sondern inzwischen die 
gesamte Welt: von Asien über Europa 
und Amerika bis hin zum afrikanischen 
Kontinent. Besonders hart wird Co-
vid-19 die ärmsten Länder und Regio-
nen treffen. Kommen die Gesundheits-
systeme und medizinische Infrastruktur 
bereits in Europa und den USA an ihre 
Grenzen, werden dort die Folgen fatal 
sein. Bislang konnte sich der UN-Si-
cherheitsrat – anders als bei HIV/Aids 
und der Ebola-Epidemie in Westafri-
ka (2014–2016) – nicht dazu entschlie-
ßen, die aktuelle Covid-19-Pandemie 
als Bedrohung des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit einzu-
stufen. Dabei umfassen die potenziel-
len Folgen der Pandemie nicht nur den 
Zusammenbruch der gesundheitlichen 
Versorgung oder die sich abzeichnen-
de Weltwirtschaftskrise. Die Pandemie 
fordert auch den Weltfrieden in viel-
fältiger Weise heraus: In Europa lässt 

sie das einigende Band vermissen, für 
das die Friedensmacht steht. Die Krise 
des Multilateralismus verschärft sich. 
Weltweit verstärken sich nationalisti-
sche und autoritäre Tendenzen. In den 
schwächsten Ländern drohen humani-
täre Katastrophen. Die Fragilität von 
Staaten wird zunehmen, verbunden 
mit Krisen und gewaltsamen Konflik-
ten. Auch bislang vernachlässigte Si-
cherheitsrisiken wie biologische Waf-
fen erfahren angesichts der Corona-
Pandemie eine ganz neue Aktualität. 
Der UN-Sicherheitsrat zeigt sich we-
nig handlungsfähig, da die eigenen 
Belange und Interessen der ständigen 
Mitglieder betroffen sind; dafür ste-
hen exemplarisch die Spannungen zwi-
schen den USA und China. Und selbst 
die Forderung des UN-Generalsekretärs 
António Guterres nach einem globalen 
Waffenstillstand, um für die Bekämp-
fung des Virus notwendige Kapazitä-
ten nicht in Kriegen zu binden, scheint 
weitgehend verhallt.

Nationale Alleingänge statt globaler Solidarität

Solidarität wird in Corona-Zeiten viel 
beschworen. Doch ist diese mehr als 

bloße Rhetorik und Symbolsprache? 
Blickt man auf die Entwicklungen und 

Verhaltensweisen der Mitgliedsstaaten 
innerhalb der Europäischen Union der 
letzten Wochen, so lässt sich durch-
aus ein solidarisches Agieren konsta-
tieren, wenn man etwa jene Beispiele 
heranzieht, bei denen einzelne Staaten 
sich gegenseitig mit Schutzausrüstung 
ausgeholfen haben oder Patientinnen 
und Patienten aus Nachbarländern auf 
den eigenen Intensivstationen behan-
delt worden sind. Aber es gibt auch ge-
genläufige Tendenzen: Sämtliche EU-
Staaten haben ihre Grenzen geschlos-
sen, ohne dies in der Gesamtheit zu 
koordinieren. Ein freier Personenver-
kehr existiert nicht mehr. Zeitweise hat 
Griechenland sogar das Grundrecht auf 
Asyl ausgesetzt; insbesondere aber ist 
die Dublin-Auslieferung gestoppt und 
Asylanträge stauen sich. Das wird Men-
schenleben kosten. Es steht zu befürch-
ten, dass die Flüchtlinge – auf Lesbos 
wie weltweit – zu den größten Verlie-
rern dieser Krise zählen werden. Eine 
weitere solidarische Bewährungsprobe 
steht aber auch innerhalb der Europä-
ischen Union noch aus. So wird es in 
den folgenden Wochen darum gehen, 
den jüngst beschlossenen europäischen 
Wiederaufbaufonds einzurichten. Noch 
ist unklar, welchen finanziellen Um-
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fang dieser Fonds haben und auf wel-
che Weise er gewährt werden soll: als 
Zuschuss oder als Darlehen, das von 
Ländern, die es in Anspruch nehmen – 
wie möglicherweise Italien, Spanien, 
Belgien, aber auch Frankreich –, wie-
der zurückgezahlt werden muss. Auch 
daran wird sich zeigen, ob die europä-
ische Solidarität die Oberhand gewinnt 
oder sich Länder durchsetzen, die we-
nig bereit sind, für die Anleihen an-
derer zu haften. Besorgniserregend ist 
auch das Agieren der Weltmacht USA: 
In der größten globalen Krise stellt 

der US-amerikanische Präsident Do-
nald Trump die Beitragszahlungen an 
die Weltgesundheitsorganisation ein, 
richtet Anschuldigungen gegen Chi-
na, droht mit Konsequenzen und stoppt 
Exporte wichtiger  Medizingüter. Bei 
der Beschaffung medizinischer Schut-
zausrüstung ist international ein Kon-
kurrenzkampf entbrannt, der zulasten 
der wirtschaftlich schwachen Staaten 
gehen wird – mit fatalen Folgen ins-
besondere für Subsahara- Afrika und 
die MENA-Region. 

Verstärkung autoritärer Tendenzen

Die Corona-Pandemie fordert nicht 
nur die globale Solidarität heraus, 
auch autoritäre Tendenzen verstärken 
sich. Nicht nur autokratische Regie-
rungen nutzen die Corona-Krise, um 
ihre Machtbefugnisse durch Ausnah-
mezustände und Notstandsgesetze aus-
zubauen. Ein drastisches Beispiel der 
Verletzung der Menschenrechte sind 
die Philippinen. Für Entsetzen sorgte 
dort die Ankündigung des Präsiden-
ten Rodrigo Duterte, Bürgerinnen und 
Bürger, die gegen die Ausgangssperren 
während der Corona-Pandemie versto-
ßen, erschießen zu lassen. Duterte lässt 
bereits seit längerem mit Waffengewalt 
gegen Menschen vorgehen, beispiels-
weise bei Drogenbesitz. Nun kann er im 
Namen des Kampfes gegen Covid-19 
die Bevölkerung noch stärker kontrol-
lieren sowie Regierungskritikerinnen 
und -kritiker wie Demonstrantinnen 
und Demonstranten mit Gewalt be-
kämpfen. Weit weniger drastisch, aber 
durchaus freiheits- und demokratiege-
fährdend erweist sich die Ausdehnung 
der Machtbefugnisse der Exekutive, 
insbesondere in unvollständigen De-
mokratien und autoritären Staaten. So 
können Staats- und Regierungschefs 
die Corona-Situation nutzen, um län-
ger im Amt zu verbleiben – wie etwa in 
Gambia. Begonnene Transformations-
prozesse können gefährdet sein, wenn 
sich wie in Äthiopien die ersten freien 

Wahlen seit Jahrzehnten wegen Coro-
na auf unbestimmte Zeit verschieben. 
Aber selbst einige EU-Staaten unterlie-
gen diesen Tendenzen. In Ungarn bei-
spielsweise waren schon vor der Co-
rona-Pandemie eine nationale Inter-
essenpolitik und eine systematische 
Aushöhlung demokratischer Werte zu 
konstatieren. Ende März dieses Jahres 
beschloss das Parlament sogar, zur ef-
fektiveren Bekämpfung von Covid-19 
seine eigenen Legislativrechte auszu-
setzen – und zwar de facto ohne zeit-
liche Befristung. Aber auch stabile De-
mokratien sind nicht davor gefeit, un-
ter Verweis auf den Handlungsbedarf 
im Kampf gegen die Corona-Pandemie 
Elemente eines autoritären Staatsver-
ständnisses, wie das der digitalen Auto-
kratie Chinas, zu übernehmen. Digitale 
Aufzeichnungen und die Überwachung 
der Mobilitäts- und Kontaktdaten von 
Bürgerinnen und Bürgern sind nicht 
unproblematisch.

Von der humanitären 
Katastrophe bis hin 
zum Staatszerfall

Weitaus unmittelbarer zeigen sich die 
Gefahren der Corona-Pandemie für 
den Weltfrieden in bereits bestehen-
den Krisengebieten. Covid-19 kann 
hier zu einer „drohende[n] Katastro-

phe in der Katastrophe“ (Gregor Hof-
mann) führen. Politisch wie wirt-
schaftlich schwache Staaten besitzen 
in der Regel keine funktionierenden 
Gesundheits- und Versorgungssyste-
me und werden so kaum in der Lage 
sein, adäquat auf die Corona-Pande-
mie zu reagieren. Davon werden ins-
besondere Kinder und ihre Familien be-
troffen sein. Häufig ist die humanitä-
re Lage ohnehin schon prekär: durch 
bewaffnete Konflikte und Kriege, aber 
auch durch Naturkatastrophen wie die 
Heuschreckenplage in Ostafrika. Ver-
schärfend kommen externe Faktoren 
hinzu: Mit Covid-19 wird humanitä-
re Hilfe schwieriger. Zum einen ist ein 
Rückgang von Spenden für internatio-
nale Hilfsorganisationen, wie zum Bei-
spiel für das Welternährungsprogramm 
im Jemen, zu verzeichnen. Zum an-
deren sind durch die Kontaktsperren 
Friedensinitiativen und die Fortfüh-
rung von bereits laufenden Friedens-
prozessen kaum mehr möglich. Auch 
die Situation in Flüchtlingslagern wird 
dramatische Dimensionen annehmen: 
aufgrund mangelnder Hygiene- und 
Platzverhältnisse, der dadurch auch 
ohne Covid-19 schon geschwächten 
Menschen sowie der Verzögerungen 
bei der Bearbeitung von Asylverfah-
ren. Ebenso wirkt sich die Corona-Pan-
demie auf Migrationsbewegungen aus: 
Grenzschließungen machen Migration 
fast unmöglich. Es steht zu befürch-
ten, dass gefährlichere Fluchtrouten 
genommen werden; dabei werden im-
mer weniger Hilfsorganisationen in der 
Lage sein, Flüchtlinge zu retten. Hin-
zu kommt die gegenwärtig geringere 
Aufnahmebereitschaft in Europa. Das 
zeigt sich exemplarisch an dem wo-
chenlangen Ringen um die Aufnah-
me nur weniger unbegleiteter minder-
jähriger Flüchtlinge aus Lesbos. Wenn 
die Corona-Pandemie auch Afrika in 
seiner ganzen Dimension erreicht hat, 
werden sich humanitäre Katastrophen 
ausweiten und mit ihnen fragile Staat-
lichkeit. Besonders problematisch wird 
es, wenn gleichzeitig die Hilfe der in-
ternationalen Staatengemeinschaft ab-
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nimmt. Denn beide Faktoren verstärken 
sich wechselseitig: Geht die Hilfe zu-
rück, können Katastrophen nicht auf-

gefangen werden, was wiederum Hil-
fe schwieriger werden lässt.

Das neue internationale Sicherheitsrisiko – Viren als Terrorwaffe

Virulent wird zukünftig noch ein wei-
teres Sicherheitsrisiko: die Gefahr von 
Terroranschlägen mit Biowaffen. Bio-
logische Waffen sind kein neues Phä-
nomen. Sie haben schon immer Angst 
und Schrecken ausgelöst, denn mit ih-
nen verbinden sich fatale gesundheitli-
che, psychische, gesellschaftliche und 
politische Folgen. Bisher galten jedoch 
die vom Bioterrorismus ausgehenden 
Gefahren als eher gering. Das könnte 
sich nun ändern. Gerade die Corona-
Pandemie und der Umgang mit ihr of-
fenbaren die hohe Verletzlichkeit der 
internationalen Staatengemeinschaft. 
Covid-19 hat dazu geführt, dass selbst 
demokratische Staaten innerhalb we-
niger Wochen das gesamte öffentli-
che Leben heruntergefahren und mas-
siv die Grundrechte ihrer Bürgerinnen 
und Bürger eingeschränkt haben. In-
nerhalb kürzester Zeit hat ein Virus 
das Wirtschaftssystem weltweit größ-

tenteils lahmgelegt. Das zeigt nicht nur 
die Schwächen und die mangelnde Vor-
bereitung, auf Pandemien zu reagieren. 
Die Gefahr wächst, dass Covid-19 zur 
Blaupause für künftige terroristische 
Anschläge wird. Zudem könnte ein bio-
logischer Angriff, gleichzeitig an meh-
reren Orten durchgeführt, die Zahl der 
Anfangsinfektionen noch deutlich er-
höhen und die Zeit zur Reaktion ent-
sprechend verkürzen. In einem ganz 
wesentlichen Punkt unterscheiden sich 
viele terroristische Gruppierungen von 
der Mentalität in unseren Gesellschaf-
ten: Sie sind zur Erreichung ihrer Zie-
le oftmals zur Aufopferung des eige-
nen Lebens bereit. Somit müssen sie 
sich nicht selbst vor dem Virus schüt-
zen und können ihre gesamte Ener-
gie auf den Terrorangriff konzentrie-
ren. Die Folgen wären fatal und wür-
den die Anschläge vom 11. September 
2001 weit in den Schatten stellen.

Konsequenzen – Was bleibt zu tun?

Angesichts der massiven Folgen der 
Corona-Pandemie ist globale Solidari-
tät und ein gemeinschaftliches – euro-
päisches wie darüber hinaus interna-
tionales – Handeln dringender denn je. 
Die Vereinten Nationen sind das zen-
trale Forum der internationalen Staa-
tengemeinschaft; von dieser muss ein 
Zeichen der Einheit und Geschlossen-
heit ausgehen. Die größte Krise seit 
dem Ende des Zweiten Weltkrieges 
darf nicht durch Ringen um die inter-
nationale Vormachtstellung verstärkt 
werden. Auch gegenseitige Schuld-
zuweisungen zwischen den USA und 
China sind wenig hilfreich. Der UN-
Sicherheitsrat sollte sich zuvorderst 
auf Maßnahmen zur weltweiten Be-
wältigung der Corona-Pandemie ver-

ständigen. Das stellt eine Herausforde-
rung besonderer Art dar, sind doch die 
Interessen aller ständigen Mitglieder 
unmittelbar betroffen. Vor dem Hin-
tergrund der mit Covid-19 verbunde-
nen Bedrohungen für den Weltfrieden 
und die internationale Sicherheit ist 
eine Resolution des UN-Sicherheitsra-
tes dringlich und geboten. Mit ihr soll-
ten konkrete Hilfsmaßnahmen einher-
gehen. Notwendig ist zuvorderst die 
Sicherung der humanitären Hilfe, ins-
besondere für die schwächsten Län-
der. Hier müssen Ressourcen für Hy-
gieneprodukte, Schutzausrüstung und 
notwendige Gesundheitsmaßnahmen 
bereitgestellt werden. Ein besonderes 
Augenmerk muss Flüchtlingslagern 
gelten; diese müssen finanziell, mate-

riell, aber auch personell unterstützt 
werden. Ein Appell an die Staaten wä-
re hier, das Asylrecht weiter zu wahren 
und schnell umzusetzen. Auch sollten 
Wege gefunden werden, wie Krisendi-
plomatie und Friedensverhandlungen 
in Zeiten von Kontaktsperren und Rei-
sebeschränkungen fortgeführt werden 
können. Zudem sollte die internatio-
nale Staatengemeinschaft ihre finan-
ziellen Zusagen an die Vereinten Na-
tionen und ihre Unterorganisationen 
einhalten und angesichts der Krise wei-
tere Mittel bereitstellen.

Ein weiteres zentrales Gremium 
bei der Bekämpfung von Pandemien 
ist die Weltgesundheitsorganisation. 
Diese muss – und das konstatierte be-
reits das Friedensgutachten 2015 im 
Kontext der Ebola-Epidemie – weiter-
entwickelt und reformiert werden: mit 
einer finanziellen Sicherung, die die 
Neutralität und Unabhängigkeit der 
Organisation garantiert, einer besse-
ren Koordinierung und einer nachhal-
tigen Einbindung nichtstaatlicher Ak-
teure. Auch sollte ein Notfallfonds zur 
Bekämpfung globaler Gesundheitskri-
sen eingerichtet und Gesundheitsper-
sonal für Krisenfälle auf Abruf bereit-
gehalten werden.

Mittelfristig muss sich die inter-
nationale Staatengemeinschaft stär-
ker als bisher der größer werdenden 
Bedrohung durch Bioterrorismus wid-
men. Biologische Waffen können ein 
größeres Tötungspotenzial als atomare 
und chemische Waffen entfalten. Das 
internationale Regime zum Bann der 
Biowaffen – das „Übereinkommen über 
das Verbot der Entwicklung, Herstel-
lung und Lagerung bakteriologischer 
(biologischer) Waffen und von Toxin-
waffen“ von 1972 – enthält im Gegen-
satz zu dem Vertrag über die Nicht-
verbreitung von Kernwaffen oder dem 
Chemiewaffenübereinkommen keinen 
Verifikationsmechanismus, der die Ein-
haltung der vertraglichen Regelungen 
überwacht. Die Schwierigkeit besteht 
insbesondere darin, dass Forschungen 
an Erregern zu medizinischen Zwecken 
wie auch zur Abwehr notwendig und 
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Buchbesprechungen

Prosperität statt Neoliberalismus

Schulmeister, Stephan: Der Weg zur Pros-
perität, Wals bei Salzburg: Ecowin 2018, 
475 S., ISBN 978-3-7110-0148-1

Wachsende Ungleichheit, anhaltende Ar-
beitslosigkeit und enorme Staatsverschul-
dung stellen Europa seit der Wirtschafts-
krise vor große Probleme. Zukunftsangst, 
Wut und Unsicherheit führen gegenwär-
tig zu einem Erstarken rechtspopulisti-
scher Parteien, die erneute Betonung na-
tionaler Grenzen stellt die europäische 
Integration in Frage. Nicht zuletzt führt 
die gegenwärtige Corona-Pandemie die 
Fragilität des Wirtschafts- und Finanz-
systems eindrücklich vor Augen. Mehr 
als zehn Jahre nach Ausbruch der Wirt-
schaftskrise stellt sich deshalb berechtig-

terweise die Frage, inwiefern deren Be-
wältigung gelang. In seinem Buch „Der 
Weg zur Prosperität“ setzt sich Stephan 
Schulmeister kritisch mit den Wegen in 
und aus der Krise auseinander. Bereits auf 
den ersten Seiten bezieht er mit 20 The-
sen Position, in denen sich der Charakter 
seines Buches als Streitschrift gegen den 
Neoliberalismus und seine intellektuel-
len Grundlagen widerspiegelt. Das neo-
liberale Gesellschaftsmodell ist ein „fal-
sches Ganzes“, das in die Krise geführt 
hat und dessen Lösungsansätze krisen-
verstärkend wirken. Es muss deshalb im 
Ganzen überwunden werden, um zurück 
auf den Weg der Prosperität zu finden. 
Mit Hilfe eines neu entwickelten theo-
retischen Rahmens, der zwischen real- 

erlaubt bleiben müssen. Neben dem Be-
mühen um die Etablierung eines Ve-
rifikationsregimes wäre es essenziell, 
die Prävention und die Fähigkeiten zur 
Abwehr bioterroristischer Anschläge 
zu intensivieren. Auch dafür wäre ei-
ne Stärkung des Gesundheitssystems 
wichtig.

Solche internationalen und gemein-
schaftlichen Bemühungen zur Bekämp-
fung der Corona-Pandemie sollten 
auch auf europäischer und nationaler 
Ebene unterstützt und gefördert wer-
den. Denn auch hier gilt: Nicht natio-

nale Alleingänge und Grenzschließun-
gen bekämpfen Covid-19, sondern ein 
gemeinsames Vorgehen, abgestimmte 
und koordinierte Maßnahmen sowie ei-
ne gegenseitige – materielle wie finan-
zielle – Unterstützung. Hier haben so-
wohl die Medien als auch zivilgesell-
schaftliche Akteure wie beispielsweise 
die Kirchen die Verantwortung, den Fo-
kus nicht nur auf die nationale Situa-
tion, sondern auch auf die Lage in der 
Welt zu richten. Die Kirchen stehen für 
die Solidarität mit den Ärmsten. Diese 
müssen sie in erster Linie durch ihre 

internationalen Hilfswerke einbringen, 
um die am stärksten von Covid-19 be-
troffenen Menschen weltweit zu unter-
stützen. Das beinhaltet sowohl das po-
litische Einfordern als auch das eigene 
Praktizieren humanitärer Hilfe.

PD Dr. Ines‑Jacqueline Werkner
Dr. Johannes Frühbauer

Henrike Ilka
Jana Nordbruch

Dr. Hendrik Stoppel
Maria Toropova
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und finanzwirtschaftlicher Spielanord-
nung unterscheidet, setzt Schulmeister 
zentrale Wegweiser.

Schulmeister strukturiert seine Über-
legungen in sechs Teile, wobei die ersten 
drei Abschnitte theoretischen Überlegun-
gen gewidmet sind und die letzten drei 
sich mit der Krise und deren Bewältigung 
in Europa auseinandersetzen. Bevor der 
Autor im dritten Teil einen neuen theo-
retischen Rahmen entwickelt, schildert 
er packend und kontextsensibel die öko-
nomische Theorienentwicklung. Dabei 
macht er die Unterscheidung zwischen 
idealistischen – vom Idealzustand eines 
Gleichgewichts ausgehenden – und rea-
listischen – ausgehend von der konkreten 
Wirklichkeit – Wirtschaftstheorien stark, 
die auch seine weiteren Ausführungen 
prägt. Nach einer vertieften Auseinan-
dersetzung mit den ganzheitlichen und 
realistischen sowie aber meist unvoll-
ständig rezipierten Ansätzen von Adam 
Smith und John Maynard Keynes skizziert 
Schulmeister den Siegeszug des Neolibe-
ralismus als den der idealistischen Wirt-
schaftstheorie schlechthin. Dessen politi-
sche Folgen ab den Siebzigerjahren – un-
ter anderem in Form einer Verschlankung 
des Sozialstaates und der Liberalisierung 
der Finanzmärkte – identifiziert Schul-
meister als systemischen Wechsel von ei-
ner realwirtschaftlichen zu einer finanz-
wirtschaftlichen Spielanordnung.

Das Wechselspiel zwischen realwirt-
schaftlichen und finanzwirtschaftlichen 
Spielanordnungen bietet im dritten Teil 
des Buches die Grundlage eines theore-
tischen Rahmens, mit Hilfe dessen Schul-
meister die Phasen zunehmender Pros-
perität und zunehmender Krisenerschei-
nungen erklärt. Er analysiert die Abfolge 
der Spielanordnungen von 1848 bis in die 
Gegenwart: In Prosperitätsphasen liegt 
der Zinssatz unter der Wachstumsra-
te und damit die Profitrate des Realka-
pitals weit darüber. Finanzkapital stellt 
sich in den Dienst des Realkapitals und 
unterstützt Wirtschaftswachstum, Voll-
beschäftigung und reale Vermögensbil-
dung. In Krisenphasen hingegen kehrt 
sich diese Relation um, das Gewinnstre-
ben konzentriert sich auf Finanzinves-

titionen, die Profitrate des Realkapitals 
sinkt und damit auch die Realinvestiti-
onen. Die Gesamtproduktion wird ge-
dämpft, Finanzspekulation befeuert und 
die Realwirtschaft durch schwankende 
Wechselkurse, Rohstoffpreise, Aktienkur-
se und Zinssätze beeinträchtigt. Der letz-
te Wechsel der Spielanordnung erfolg-
te 1970, was den Weg in die große Kri-
se bereitete.

Im vierten und fünften Teil analy-
siert Schulmeister mit Hilfe empirischer 
Daten die Entwicklungen vor und nach 
der Wirtschaftskrise und zieht eine ver-
heerende Gesamtbilanz: Die großen Un-
gleichgewichte in den Leistungsbilanzen 
der Euroländer als wichtige Ursache für 
die Eurokrise wurden bis heute nicht 
nachhaltig abgebaut. Die europäische 
Währungsunion ist ein anti-neolibera-
les Projekt mit einem neoliberalen Re-
gelwerk, was unweigerlich zu Konflikten 
führt. Die Austeritätspolitik des Fiskal-
pakts ließ den Konsum und damit den 
binnenwirtschaftlichen Kreislauf einbre-
chen und erhöhte dadurch Arbeitslosig-
keit und Staatsverschuldung. Schulmeis-
ter schlussfolgert, dass das finanzkapi-
talistische und neoliberale System dem 
europäischen Sozialmodell schade und 
die europäische Tradition eines Miteinan-
ders von Markt und Politik unterlaufe. Es 
brauche deshalb eine grundsätzliche Er-
neuerung des europäischen Modells und 
Regelwerks unter den Vorzeichen einer 
gemeinsamen europäische Fiskal-, Wirt-
schafts- und Sozialpolitik, die den Aufbau 
einer Solidargemeinschaft ermöglicht.

Im sechsten Teil skizziert Schulmeister 
schließlich einen Ausweg aus der Krise. 
Als Ziele formuliert er insbesondere die 
Förderung der Realwirtschaft durch Sta-
bilisierung der Finanzmärkte, die Verbes-
serung der Umweltbedingungen und die 
Erneuerung der Sozialstaatlichkeit Eu-
ropas. Konkret schlägt er unter ande-
rem die Schaffung eines Europäischen 
Währungsfonds und die Einführung ei-
ner Finanztransaktionssteuer vor, die Vor-
gabe eines Preispfades für fossile Ener-
gieträger und Investitionen in Hochge-
schwindigkeitszüge und Nahverkehr, die 
Verbesserung der Bildungschancen und 

die Schaffung von bezahlbarem Wohn-
raum wie auch die Unabhängigkeit der 
EU von US-amerikanischen Technologie-
unternehmen vor.

Abschließend formuliert Schulmeister 
die Erwartung an die Ökonomie, in Zu-
kunft Abstand zu nehmen von einer neo-
liberalen Marktreligiosität und mit Hil-
fe realistischer Wirtschaftstheorie einen 
Ausweg aus dem geschlossenen und ab-
strakten Denksystem zu finden.

Mit seinem Buch „Der Weg zur Pros-
perität“ leistet Schulmeister einen Bei-
trag, diese Erwartungen einzulösen. Sei-
ne fesselnde Schilderung der Theorien-
geschichte ist ein attraktives Angebot, 
ökonomische Theorien in ihrer Vielfalt 
zu entdecken und sie als sozialen Prozess 
sowie als Reaktion auf einen konkreten 
Diskurs und eine geschichtliche Wirklich-
keit zu verstehen. In dieser Hermeneu-
tik muss auch das vorliegende Buch ge-
lesen werden. Schulmeister rechnet mit 
vierzig Jahren Dominanz des Neolibera-
lismus ab und tut dies auf engagierte 
und emotional involvierte Weise. In und 
zwischen den Zeilen sind sein Zorn, seine 
Empörung und wohl auch seine Enttäu-
schung über vertane Chancen spürbar. 
Seine Ausführungen spiegeln den Spa-
gat zwischen zorniger Kritik und kon-
struktiven Lösungsansätzen wider. Da-
bei beeindruckt einerseits seine klare und 
einfach verständliche empirische Analy-
se des Weges in die Krise. Andererseits ist 
der theoretische Rahmen der real- und fi-
nanzwirtschaftlichen Spielanordnungen 
von höchster Relevanz und Aktualität. 
Er bietet die Möglichkeit zwischen un-
terschiedlichen Formen des Kapitalismus 
zu unterscheiden und so dessen Chancen 
und Risiken gleichermaßen anzuerken-
nen. Gleichzeitig ist ganz im hermeneuti-
schen Geist des Buches die differenzierte 
Haltung geboten, die darin entworfene 
Theorie als eine aber nicht als einzige In-
terpretation wirtschaftlicher Entwicklun-
gen zu verstehen. Diesbezüglich ist ins-
besondere die schwarz-weiß anmutende 
Trennung zwischen „guten“ Investitionen 
in die Realwirtschaft und „schlechten“ in 
Finanzprodukte zu hinterfragen. Darüber 
hinaus bleibt „der ökonomische Main-
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stream“ in Schulmeisters Ausführungen 
inhaltlich unterbestimmt, was dazu führt, 
dass Vielfalt innerhalb der gegenwärti-
gen Ökonomie ungenügend zur Spra-
che kommt. Dies verhindert einerseits 
die Identifikation möglicher Partnerin-
nen und Partner, die auf anderem Weg 
zu ähnlichen Einsichten kommen, und 
andererseits konkrete Kritik, die über die 

Kritik an einer grundsätzlichen neolibe-
ralen Ausrichtung hinausgeht. Dabei wä-
re zum Beispiel an die hochspezialisierte 
ökonometrische Ausrichtung vieler öko-
nomischer Disziplinen zu denken, die da-
durch in Gefahr geraten, das große Ganze 
aus dem Blick zu verlieren. Die Kritik am 
Empirismus ließe sich beispielsweise gut 
mit der Forderung einer realistischen und 

menschengerechten Ökonomie verbin-
den. Jenseits der formulierten Positionen 
ist insbesondere der Aufruf Schulmeis-
ters unbedingt zu hören, Gesellschaft und 
Wirtschaft aktiv zu gestalten und damit 
den Primat der Politik über ökonomische 
Sachzwänge wahrzunehmen.

Noemi Honegger, Luzern

Ethik in der JVA

Becka, Michelle/Ulrich, Johannes: Ethik 
im Vollzug. Handreichung für die ethi-
sche Fallreflexion. Münster: Aschendorff 
2020, 100 S., ISBN 978-3-402-24664-1

Michelle Becka legt eine sehr gelunge-
ne Handreichung für die ethische Fall-
reflexion in der JVA dar, in der auch ein 
kritischer Blick und das Aufzeigen zu-
künftiger Herausforderungen nicht feh-
len. Ihr Buch zeichnet sich durch zahlrei-
che praktische Hilfestellungen aus, unter 
anderem einer Checkliste im Anhang mit 
Hinweisen, was für die Einrichtung eines 
Ethikkomitees benötigt wird.

Die Frage nach dem Einbezug von 
Ethik und somit auch Ethikkomitees in 
Justizvollzugsanstalten (JVA) kam erst-
mals im Jahr 2008 auf Seiten der Ge-
fängnisseelsorgerinnen und Gefängnis-
seelsorger auf. Sie hatten den Wunsch, 
die „zahlreichen Situationen des Alltags, 
die fraglich erscheinen oder Unbehagen 
verursachen“ (S. 7), zur Sprache zu brin-
gen und die ethische Reflexion in der 
JVA zu verankern. Aufgenommen wur-
de das Anliegen von der Arbeitsgruppe 
„Ethik im Justizvollzug“, einem Zusam-
menschluss der Katholischen Gefängnis-
seelsorge mit dem damaligen Lehrstuhl 
für Theologische Ethik an der Universi-
tät Frankfurt unter der Leitung von Hille 
Haker und Michelle Becka. Seit 2012 wird 
die Arbeitsgruppe von Michelle Becka an 
der Universität Würzburg weitergeführt. 
Heute gibt es mehrere Ethikkomitees in 
JVA, die dem Erfolg dieser Arbeitsgrup-
pe zu verdanken sind, welche die Komi-
tees auch weiterhin unterstützt.

Ihre Ausführungen gliedert Michelle 
Becka in drei Kapitel. Nach einer Einfüh-
rung in die Grundlagen des Themas, wird 
im zweiten Teil des Buches die Bedeutung 
der Arbeit der Ethikkomitees in den JVA 
vorgestellt. Die Herausforderungen dieser 
Arbeit beleuchtet die Autorin ebenfalls. 
Vor dem Hintergrund ihrer Erkenntnisse 
und Erfahrungen bietet Michelle Becka 
den Leserinnen und Lesern eine bemer-
kenswerte Handreichung für die ethische 
Fallreflexion mit zahlreichen Hilfestellun-
gen für konkrete Situationen. Ihr gelingt 
es, in allen Kapiteln immer wieder Ver-
bindungen zur Alltagspraxis herzustellen. 
Schließlich wird im dritten Teil des Buches 
ein kurzer Einblick in ethisch-philoso-
phische Begründungstheorien geboten.

Die Autorin beginnt den ersten Teil 
ihrer Publikation mit einer Alltagssitua-

tion: Man kann beobachten, wie sich ein 
junger Mann in einer Supermarktkasse an 
einer älteren Dame vorbeidrängelt und 
diese beinahe umwirft; eine Situation, 
die vielen bekannt vorkommt und Un-
behagen auslöst. Ausgehend von diesem 
Beispiel werden zunächst relevante Be-
griffe der Ethik, wie „Konflikt“, „Norm“ 
und „Wert“, entfaltet. Zudem wird auf 
das Verständnis von Ethik eingegangen: 
Ethik kann als Reflexion des Handelns 
aufgefasst werden; zentral ist die Frage, 
ob etwas moralisch richtig oder falsch 
ist. In diesem Zusammenhang hebt Mi-
chelle Becka die Bedeutung der Ethik im 
Justizvollzug hervor, und zwar sowohl 
in einer Reflexion, ob die Institution ihr 
Ziel weiterhin erfülle, als auch durch die 
Besprechung ethischer Fragen Einzelner, 
wodurch sie eine gute Überleitung zum 
zweiten Kapitel des Buches vornimmt.

Nach einem Einblick in die Geschich-
te sowie die gegenwärtige Situation von 
Ethikkomitees erfolgt eine übersichtliche 
Darlegung von deren Aufgaben und Zie-
len. Ethikkomitees bieten „im Alltag des 
Justizvollzugs einen geschützten Raum 
der ethischen Reflexion, der die übliche 
Handlungsroutine unterbricht“ (S. 39). 
Ziel von Ethikkomitees ist es, durch The-
matisieren, Analysieren und Diskutieren 
ethische Konflikte zu klären, sodass die 
Justizanstalt ihr Anliegen der Resoziali-
sierung sowie der (nachhaltigen) Sicher-
heit erfüllen kann. Neben der Klärung von 
Voraussetzungen, die für die Arbeit ei-
nes Ethikkomitees grundlegend sind, wird 
des Weiteren der Kern der Publikation, 
die ethische Fallreflexion, vorgestellt. Sie 
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zeichnet sich durch eine deskriptive, dia-
logische und diskursive Arbeitsweise aus, 
für die der vorgegebene Leitfaden eine 
ausgezeichnete Hilfestellung zur Struk-
turierung des Gesprächsprozesses bildet.

Die fünf einzelnen Schritte des Leit-
fadens, Klärung der Ausgangslage, Ethi-
sche Reflexion I, Ethische Reflexion II, 
Ergebnis und Empfehlung sowie Ergeb-
nissicherung und Anschlusskommunika-
tion, sind jeweils mit einem kurzen erläu-
ternden Text und nützlichen Leitfragen 
versehen. Sinnvoll ist es, den angeführ-
ten Schritten zu folgen; dennoch stellt 
Michelle Becka klar, dass dem Gespräch 
ausreichend Zeit zukommen sollte. Da-
her bedarf es einer guten Moderation, 
die zunächst dafür sorgt, dass allen Be-
teiligten gleichberechtigt und in offe-
ner Atmosphäre die Möglichkeit geboten 
wird, sich zu dem behandelnden Thema 
zu äußern, bevor das gemeinsame Ver-
stehen des Konflikts zur zentralen Auf-
gabe wird. Um möglichst viele Meinun-
gen und Perspektiven durch die Diskus-
sion zu gewinnen, sollte die Moderatorin 

bzw. der Moderator auf verschiedene Me-
thoden zurückgreifen. Die Autorin bietet 
allen am Thema Interessierten eine kon-
krete Handreichung, indem sie einige die-
ser hilfreichen Methoden, wie Fragerun-
den, Perspektivübernahmen und Rollen-
spiele, Visualisierungen sowie die Arbeit 
in Kleingruppen, vorstellt. Die Frage, an 
welchen Kriterien sich das anschließen-
de Handeln orientieren kann, wird von 
Michelle Becka auf gelungene Weise be-
arbeitet. So macht sie auf die Kriterien 
der Menschenwürde und Resozialisierung 
sowie auf die Handlungsprinzipien nach 
Beauchamp und Childress (Autonomie, 
Nicht-Schädigungs-Prinzip, Prinzip des 
Wohltuns und Gerechtigkeit) aufmerk-
sam, erläutert diese sorgfältig und zieht 
Folgerungen für die Praxis im Justizvoll-
zug. Nach einem kurzen Exkurs über die 
Frage nach dem Stellenwert der Sicher-
heit im Justizvollzug, erfolgt eine Darle-
gung über die Erwartungen und Grenzen 
der Ethikkomitees und der Fallreflexion 
innerhalb der JVA. Dabei weist Michelle 
Becka deutlich auf Gefahren hin und 

hebt hervor, wann die Etablierung eines 
Ethikkomitees nicht zu empfehlen ist. Ei-
ne besonders wichtige Erkenntnis in Be-
zug auf die Fallreflexion ist: „Ein Ergebnis 
besteht nicht immer in einer fertigen Lö-
sung, sondern auch die klare Darlegung 
eines Problems […] ist ein Ergebnis. Ein 
wichtiges noch dazu!“ (S. 76 f.).

Schließlich erfolgt im dritten und 
letzten Teil des Buches eine Vertiefung 
in die ethisch-philosophischen Begrün-
dungstheorien, um herauszustellen, dass 
verschiedene Zugänge bestehen, Normen, 
Werte und Überzeugungen zu definieren. 
So werden die drei Ansätze Utilitarismus, 
Deontologische Ethik und die Ethik des 
Guten Lebens auf übersichtliche und ver-
einfachte Weise aufgeführt.

Das gesamte Buch ist (sowohl inhalt-
lich als auch sprachlich) sehr gut ver-
ständlich; komplexere Aspekte werden 
ideal aufbereitet. Randbemerkungen und 
besondere Hinweise in Kästen dienen dem 
Leser zur Orientierung.

Jessica Spalek, Bochum

Mit Sorge – in Hoffnung

Dienberg, Thomas/Winter, Stephan (Hg.): 
Mit Sorge – in Hoffnung. Zu Impulsen aus 
der Enzyklika Laudato si’ für eine Spiri-
tualität im ökologischen Zeitalter, Re-
gensburg: Friedrich Pustet 2020, 248 S., 
ISBN 978-3-7917-3141-4

Die Sorge um die Armen, die Gewin-
nung und Sicherung des Friedens sowie 
die Bewahrung der Schöpfung stehen in-
haltlich im Zentrum des Pontifikats von 
Papst Franziskus. Schon in seiner eige-
nen Namensgebung wird die spirituel-
le Orientierung am Heiligen Franz von 
Assisi deutlich. Ebenso steht der Heilige 
dem Papst für seine Enzyklika Laudato 
si’ Pate. Der hier vorgestellte Band be-
leuchtet in 13 Artikeln unterschiedliche 
Teilaspekte der in der Enzyklika ausge-
drückten ökologische Spiritualität. Struk-
turell hervorgegangen sind die Beiträge 
aus dem interdisziplinären Forschungs-

projekt von IUNCTUS, dem Kompetenz-
zentrum für Christliche Spiritualität der 
Philosophisch-Theologischen Hochschu-

le Münster, die selbst in einer franzis-
kanisch-klarianischen Tradition steht. 
IUNCTUS setzt sich zum Ziel, durch eine 
Umprägung sozialer und politisch-öko-
nomischer Prozesse eine ganzheitliche 
Ökologie zu befördern. Unter christlicher 
Spiritualität versteht das Zentrum dabei 
„die fortwährende Umformung (transfor-
matio) eines Menschen, der antwortet 
auf den Ruf des menschgewordenen Got-
tes. Diese Umformung verwirklicht sich 
in engagierten und verantworteten Be-
ziehungen zur Welt, zum Mitmenschen 
und zu sich selbst“ (S. 15). Die Autoren 
des Bandes nähern sich einer ganzheit-
lichen Ökologie, die aus einem solchen 
Spiritualitätsverständnis folgt, mit sehr 
unterschiedlichen Zugängen.

Der erste Artikel ist ein Gastbeitrag 
von Klaus Töpfer. Er hebt die Besonder-
heiten von Laudato si’ hervor, bettet sie 
in einen historischen Rückblick über die 
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katholische Soziallehre seit Rerum Nova-
rum ein und stellt Beziehungen zur ak-
tuellen Anthropozän-Forschung heraus. 
Für ihn ist Laudato si’ weit mehr als ei-
ne Umweltenzyklika, nämlich auch eine 
Befindlichkeitsdiagnose unserer Gesell-
schaft, aus der sich im Sinne einer ganz-
heitlichen Ökologie Bausteine für eine 
Therapie für diese ableiten lassen. Zudem 
spricht Töpfer ungern von Umwelt, da be-
reits die Begrifflichkeit einen anthropo-
zentrischen Zuschnitt verfolge. Der Aus-
druck Schöpfung erscheint ihm passen-
der, da bei diesem Begriff zum Ausdruck 
komme, dass der Mensch nur ein Teil der 
Gesamtschöpfung ist. Die wirtschaftspo-
litischen Fehlentwicklungen seit der In-
dustrialisierung kulminieren laut Töpfer 
in einer Wohlstandslüge. Denn zum ei-
nen werden günstige Preise für Textilien 
und andere Produkte durch Hungerlöhne 
in Niedriglohnländern erkauft und zum 
anderen werden ein Großteil der Gesamt-
kosten von Produktion und Konsumption 
auf die Natur und kommende Generatio-
nen abgewälzt. Im gemeinsamen Haus 
muss deshalb der Schrei der Armen und 
der Erde gehört werden.

Die übrigen Artikel lassen sich grob in 
die fünf Themenbereiche von IUNCTUS 
unterteilen. Zur franziskanischen Spiri-
tualität legt Niklaus Kuster den Sonnen-
gesang des Heiligen Franziskus aus. Er 
nimmt den mittelalterlichen Text in sei-
nen vielschichtigen Facetten als Alters-
werk eines Mystikers und als Schöpfungs-
lied wahr, ergründet die Entstehungsum-
stände und spirituellen Quellen, um den 
Text damit für die Gegenwart in seiner 
Kraft zu erschließen. Gerhard Hotze nä-
hert sich der Enzyklika durch die bibli-
sche Theologie. Er untersucht neutesta-
mentliche Quellen, um der Frage nach-
zugehen, ob sich auch in diesen Texten 
eine Schöpfungsspiritualität findet, aus 
der sich eine Schöpfungsethik begrün-
den lässt, die wie Laudato si’ auf die Ge-
staltung des Diesseits gerichtet ist, oder 
ob das Neue Testament nicht vielmehr 
das Motiv einer eschatologischen Hoff-
nung auf eine Vollendung der Schöpfung 
im Jenseits verfolgt. Dem im Untertitel 
der Enzyklika genannten Begriff des ge-

meinsamen Hauses widmet sich Rudolf 
Hein mit einem Blick auf die lange Tra-
dition der christlichen Oikonomik. Aus 
dem griechischen Wort oikos leiten sich 
die Vokabeln Ökologie und Ökonomie ab. 
Insofern besteht eine semantische Brücke 
zwischen diesen beiden Begriffen, was 
darauf hinweist, dass sie nicht unabhän-
gig voneinander gedacht werden kön-
nen. Im Bild der Hausgemeinschaft wird 
bezeichnet, dass dieses Haus nicht allein 
von den Menschen bewohnt wird, son-
dern alle Lebewesen in einer miteinander 
verwobenen Beziehung stehen. Damit ein 
gutes Leben der Hausbewohner gelingen 
kann, hat die Oikonomik einen Tugendka-
talog entwickelt, der im Kontext der En-
zyklika ausgedeutet werden kann.

Für den Themenbereich Gesundheit 
und Spiritualität steht der Beitrag von 
Arndt Büssing über die Zuwendung zum 
Anderen als Grundhaltung für eine ganz-
heitliche Ökologie. Am Beispiel der Be-
gegnung des Heiligen Franziskus mit den 
Aussätzigen und mit dem sprechenden 
Kruzifix von San Damiano zeigt er, wie 
aus der Begegnung mit dem Heiligen ein 
Transformationsprozess angestoßen wird, 
der zur Übernahme von Verantwortung 
für die Mitwelt und die Sorge um den 
Anderen führen kann.

Mit den Themen Management, Füh-
rung und Spiritualität beschäftigt sich 
Markus Warode. Er bringt Laudato si’ 
mit der Management- und Führungsfor-
schung ins Gespräch. Diese setzt Einstel-
lungen und Handlungen von Menschen 
systematisch in Beziehung. Ihre Erkennt-
nisse können nicht nur zur Vermehrung 
von Profitgewinnen angewandt werden, 
sondern liefern auch einen wertvollen 
Zugang zur Wahrnehmung von Umwelt-
veränderungen und der Einbindung die-
ser in Entscheidungsprozesse.

Den Themenkomplex Ökologie und 
Spiritualität leitet Rainer Hagencord 
mit einer Interpretation der Enzyklika 
als lehramtliche Stärkung einer theo-
logischen Zoologie ein. Seiner Ansicht 
nach stellt Laudato si’ in dreifacher Hin-
sicht einen Paradigmenwechsel dar: Ers-
tens setzt sie das Thema „Schöpfung“ als 
zentrales Anliegen auf die Tagesordnung 

von Theologie und Kirche, zweitens be-
dient sich der Papst einer für andere 
Wissenschaften sehr offenen Methode 
und drittens wird eine Abkehr von ei-
ner despotischen und verantwortungslo-
sen Anthropozentrik begründet. Deborah 
Williger stellt das interreligiöse Mitwelt-
bildungsprogramm „Schöpfung erfahren“ 
vor, das darauf ausgerichtet ist, junge 
Menschen in einem interreligiös-spiritu-
ellen Rahmen mit den Transformations-
prozessen, die Laudato si’ anstößt, be-
kannt zu machen. Anschließend werden 
exemplarisch die jüdischen Impulse aus 
dem Handbuch zum Projekt herausgear-
beitet. Bernd Beermann beschäftigt sich 
mit franziskanischen Gärten. Historisch 
waren die Klostergärten meist Nutzgär-
ten zur Eigenversorgung, wurden seit den 
sechziger Jahren aber zunehmendes in-
folge moderner Landwirtschaft und des 
Rückgangs an Ordensnachwuchs zu Zier-
gärten umfunktioniert. Ausgehend von 
den überlieferten Worten des Heiligen 
Franziskus zum Klostergarten und in-
spiriert von Laudato si’ wird eine neue 
Wertschätzung franziskanischer Gärten 
als Begegnungsorte mit der Natur, sich 
selbst, den Mitmenschen und nicht zu-
letzt mit Gott entworfen. Nach Ansicht 
von Andreas May führen die Erkenntnisse 
der modernen Naturwissenschaften über 
die Erdgeschichte und Evolution nicht 
weg von Gott, sondern lassen uns viel-
mehr die Großartigkeit und Einzigartig-
keit der Schöpfung und damit auch den 
Schöpfergott selbst erkennen. In seinem 
Beitrag zeichnet er den Gedankengang 
nach und verbindet ihn mit der Enzyklika.

Zum Themenbereich Zeitdiagnostik, 
Religionen und Spiritualität beschäftigt 
sich Thomas Dienberg mit den Aussagen 
von Laudato si’ zur Stadt. Diese betont, 
welch negative Auswirkungen es haben 
kann, wenn der Mensch nicht im Mit-
telpunkt der Stadtplanung steht. Aus-
gehend von franziskanischen Impulsen 
entwirft Dienberg eine urbane Spiritua-
lität des 21. Jahrhunderts. Thomas Eg-
gensperger geht von der Aufforderung 
aus Laudato si’ zur Änderung der Lebens-
stile aus und führt seinen Gedankengang 
über die Beschäftigung mit der Kontem-
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plation hin zu einer von Papst Franzis-
kus positiv gezeichneten Muße, die mehr 
ist als bloßes Nichtstun. Daran anschlie-
ßend stellt er Überlegungen zum Pro-
blem heutiger Zeitsouveränität und zu 
den sich wandelnden Arbeits- und Frei-
zeitverläufen des kirchlichen Lebens an. 
Stephan Winter arbeitet aus den Impul-
sen der Enzyklika die Bedeutung von Ge-
bet und gottesdienstlicher Praxis als Bil-
dungsort einer ganzheitlichen Ökologie 

heraus. Insbesondere geht er dabei auf 
die Möglichkeit und die Herausforderun-
gen religionsübergreifender Vollzüge ein.

Die einzelnen Beiträge des Sammel-
bandes stellen stets ihre Grundlagen 
aus Laudato si’ dar. Dadurch lassen sie 
sich auch von Interessierten lesen, die 
erst damit beginnen, sich der Spirituali-
tät der Enzyklika zu nähern. Wiederho-
lungen in den Einleitungen der Artikel 
sind durch diese Herangehensweise na-

türlich nicht zu vermeiden. Sowohl aus 
der Lektüre einzelner Beiträge als auch 
aus der Gesamtlektüre ergeben sich inte-
ressante Interpretationen und interdiszi-
plinäre Zugänge zur Enzyklika, die durch 
ihre Vielfältigkeit viele neue Impulse zu 
einer Spiritualität im ökologischen Zeit-
alter geben können.

Sebastian Kistler, München

Mit der Solidarité zum Solidaritätsverständnis

Bourgeois, Léon: Solidarität. Von den 
Grundlagen dauerhaften Friedens. Aus 
dem Französischen und mit einem Nach-
wort von Effi Böhlke, Berlin: Suhrkamp 
2020, 136 S., ISBN 978-3-518-29893-0

Im Januar 2020 ist bei Suhrkamp ein 
Buch erschienen, das von interessierter 
sozialethischer Seite geradezu herbeige-
sehnt wurde. Es enthält unter anderem 
die deutsche Übersetzung von Léon Bour-
geois’ prägnanter Denkschrift Solidarité. 
Léon Bourgeois (1851–1925), Minister-
präsident im ersten linksdemokratischen 
Kabinett Frankreichs (Dritte Französische 
Republik), Inspirator des Völkerbundes 
und Friedensnobelpreisträger, ist einer 
der großen Ideengeber und Vertreter des 
französischen Solidarismus, der wiede-
rum über den Jesuiten Heinrich Pesch 
(1854–1926) die christliche Sozialethik 
beeinflusste. Bei dieser von Pesch ange-
stoßenen neuscholastisch-naturrechtli-
chen „Inkulturation“ gingen – was sehr 
bedauerlich ist – gleichwohl maßgebli-
che Einsichten, die Bourgeois Ende des 
19. Jahrhunderts präzise formulierte, ver-
loren. Heutigen Sozialethiker*innen, de-
nen an einem eigenständigen Theoriebei-
trag der Sozialethik gelegen ist und die 
davon überzeugt sind, dass ihr Fach ge-
haltvolle Deutungen des Lebens und so-
zialer Zusammenhänge beizusteuern im-
stande ist, kann es ein Anliegen sein, zu 
den „Quellen“ der französischen Solida-
risten zurückzugehen. Eine dieser ‚Quel-
len‘ ist die lange überfällige, nun erschie-

nene Übersetzung von Bourgeois’ Solida-
rité. Für die Übersetzungsarbeit zeichnet 
Effi Böhlke verantwortlich, die mit Akri-
bie auch dem „freihändigen“ Zitationsstil 
des vielbeschäftigten Philosophen und 
Politikers nachgeht, Belege liefert, die im 
Original rar gesät sind, und immer wie-
der dienliche Einordnungen vornimmt.

Um das Buch übersichtlich vorzustel-
len, gliedere ich es in drei Teile. Der erste 
Teil besteht aus dem Kernstück des Bu-
ches: der titelgebenden Denkschrift „So-
lidarität“ von 1896 (48 Seiten), und aus 
einem Vortrag aus dem Jahr 1909 zu den 
„sozialen Grenzen der Solidarität“ (vier 
Seiten), der eine Kritik an brachialer ge-

werkschaftlich-syndikalistischer Macht-
entfaltung enthält. Bei letzterem handelt 
es sich um einen kurzen Text, den Bour-
geois im französischen Sammelband, in 
dem neben der erwähnten Denkschrift 
weitere Vorträge zugänglich gemacht 
worden waren, ans Ende gestellt hat-
te. Der zweite Teil des Buches besteht 
aus vier Vorträgen mit außenpolitischem 
Schwerpunkt, die Bourgeois’ Engagement 
für den Völkerbund und die friedenspoli-
tische Einhegung internationaler Kon-
flikte dokumentieren (37 Seiten). In ei-
nem Nachwort – ein, der Wahrnehmung 
des Lesers folgend, dritter Teil – nimmt 
die Herausgeberin Bezug auf zentrale To-
poi im Werk Bourgeois’ (39 Seiten). Al-
le drei Teile lesen sich flüssig, sind eine 
kurzweilige Lektüre und führen in die Ge-
dankenwelt eines öffentlichen Intellek-
tuellen ein, der in Frankreich relativ be-
kannt und in Deutschland weitgehend 
unbekannt ist.

Die titelgebende Denkschrift „So-
lidarität“ des ersten Teils eröffnet den 
deutschsprachigen Leser*innen einen 
Einblick in einen großen, zu Unrecht 
bislang dem Vergessen anheimgestellten 
Theorieansatz, der – wie Hermann-Josef 
Große Kracht es ausdrückt – die Freiheits-
lektionen der politischen Philosophie mit 
den Solidaritätslektionen des 19. Jahr-
hunderts vermittelt; Solidaritätslektio-
nen, die die Interdependenz der Men-
schen in modernen Massengesellschaften 
zum Ausgangspunkt nehmen und auf den 
bakteriologisch-medizinischen Erkennt-



Buchbesprechungen

55MOSINTERNATIONAL 14. Jg. (2020) Heft 2

nissen jener Zeit, aber auch auf den so-
ziologischen Erkenntnissen zur Arbeits-
teilung fußen (vgl. 20).

Die von Bourgeois in seiner Denk-
schrift entfaltete Sozialphilosophie ak-
tualisiert die normativ-individualistischen 
und unhintergehbaren Freiheitslektionen 
vor dem Hintergrund komplexer, hoch-
arbeitsteiliger Massengesellschaften, die 
im 19. Jahrhundert ins Bewusstsein treten. 
So nimmt Bourgeois eine diesen Einsich-
ten geschuldete Umgruppierung der Trias 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit vor und 
stellt Solidarität an den Anfang, wobei der 
Begriff Brüderlichkeit, der einem, wie die 
Übersetzerin erklärt, „familialen, ja pater-
nalistischen Kontext verhaftet“ (111) ist, 
durch Solidarität ersetzt wird: „Die Solida-
rität ist das erste Faktum, jeglicher sozia-
len Organisation vorhergehend; zugleich 
ist sie der objektive Seinsgrund der Brü-
derlichkeit. Mit ihr ist zu beginnen. Soli-
darität zuerst, dann Gleichheit oder Ge-
rechtigkeit, was in Wahrheit dasselbe ist; 
schließlich Freiheit. Das, so scheint es, ist 
die notwendige Ordnung der drei Ideen, in 
denen die Revolution die soziale Wahrheit 
zusammenfasst.“ (111, Fn. 20) „Auf diese 
Weise erscheint die Doktrin der Solidari-
tät in der Geschichte der Ideen als Ent-
wicklung der Ideen der Philosophie des 
18. Jahrhunderts und als Erfüllung der 
politischen und sozialen Theorie, welche 
die Französische Revolution mit den drei 
abstrakten Begriffen von Freiheit, Gleich-
heit und Brüderlichkeit zum allerersten 
Mal formuliert hatte.“ (54)

Bourgeois erinnert uns Heutige, die 
nach dem wirkmächtigen Motiv der self-
madewoman bzw. des selfmademan auf 
Leistung und Selbstverdienst getrimmt 
sind, daran, dass die Menschheit „mehr 
aus Toten denn aus Lebenden“ besteht: 
„[U]nsere Körper, die Produkte unserer 
Arbeit, unsere Sprache, unsere Gedanken, 
unsere Institutionen, unsere Künste, al-
les ist für uns Erbe, ein langsam von un-
seren Vorfahren akkumulierter Schatz.“ 
(20) Der Autor verbindet diese Gedan-
ken mit der theologisch hochaufgela-
denen und auf Widerstände stoßenden 
Rede von „Schuld“. „Der in der Gesell-
schaft lebende und ohne diese nicht le-

ben könnende Mensch ist zu jeder Stun-
de ein Schuldner ihr gegenüber. Hier ist 
die Basis seiner Pflichten, die Last sei-
ner Freiheit.“ (36) Bourgeois’ Grundge-
danken von der Solidarität als vorgängi-
ger Interdependenz und von der sozialen 
Schuld durchbrechen die Selbstverdienst-
ideologie und begründen einen progres-
siven Steuerstaat und ambitionierten So-
zialstaat, der die soziale Daseinsvorsorge 
aller Bürger*innen sichert. So wird ver-
ständlich, dass – wie im Nachwort steht – 
mit Léon Bourgeois „Solidarität von ei-
nem primär theoretischen Prinzip zur 
geistigen Grundlage und zum Orientie-
rungspunkt der Politik der III. Republik“ 
(101) werden konnte. Die Gesellschafts- 
und Staatsbedürftigkeit des modernen 
Menschen wird im Solidarismus Bour-
geois’ mit unhintergehbaren Freiheits-
rechten des Individuums zusammenge-
dacht. Eingeholt wird dies u. a. durch den 
Quasi-Gesellschaftsvertrag, den Bour-
geois im Anschluss an kontraktualisti-
sche Positionen, aber in Abgrenzung von 
deren Fiktion eines „monadischen“ Na-
turzustands plausibilisiert.

Auf den ersten Teil, in dem die so-
zialpolitische Bedeutung von Solidarität 
entfaltet und für moderne Gesellschaften 
freiheitseröffnend gedacht wird, folgt im 
zweiten Teil eine Sammlung von Vorträ-
gen zu friedenspolitischen Initiativen, die 
Bourgeois’ Einsatz für Rüstungsbegren-
zungen sowie sein theoretisch wenig aus-
gereiftes Bestreben zu dokumentieren 
sucht, den solidaristischen Gehalt – die 
Grenzen des nationalstaatlichen ‚Sozial-
staats-Containers‘ überschreitend – auf 
die internationale Abhängigkeit der Ge-
sellschaften und Staaten auszuweiten. 
Diesen Schritt verbindet Bourgeois zum 
einen mit einem Appell an die „gutwilli-
gen Menschen aller Sprachen, aller Län-
der, aller Konfessionen und aller Rassen[,] 
ein Netzwerk an Vorkehrungen und Si-
cherungen zu schaffen, welches die Ent-
stehung und Entwicklung sozialer Unru-
hen verhindert.“ (76) Er spricht in die-
sem Zusammenhang von einer Société 
des nations (Völkerbund). Zum anderen 
ist für ihn die Hoffnung auf ein „Ensem-
ble der Staaten der Erde“ (64) prägend, 

das auf „etablierten wechselseitigen und 
konstanten Beziehungen“ beruht, die 
„unumgänglich und mit aller Kraft da-
zu beitragen, zwischen den materiellen 
und moralischen Interessen [der Völker] 
die bewusste Solidarität zu entwickeln, 
die eine der besten Garantien des Frie-
dens darstellt.“ (87)

Im dritten Teil liefert die Überset-
zerin und Herausgeberin biografische 
Informationen zu Bourgeois und bün-
delt – z. T. geordnet in Form lexikali-
scher Lemmata (Assoziation/Associé, 
Quasi-Gesellschaftsvertrag, Risiko, Soli-
darität usw.) – einige Gedanken Bour-
geois’. Sie geht aber auch auf Bezüge 
und Unterschiede etwa zur Vertragsthe-
orie Jean-Jacques Rousseaus ein und be-
tont, Bourgeois messe die Gesellschaft an 
ihrer Funktion, den Menschen „durch Bil-
dung und Erziehung zu dem zu machen, 
was er an sich und seiner Bestimmung 
nach bereits ist: ein soziales Wesen, ein 
Associé.“ (122) „[B]ei allem Realismus in 
der Betrachtung der sozialen Probleme 
und Krisen seiner Zeit“ vertrete Bourgeois 
„eine positive, auf Fortschritt ausgerich-
tete Gesellschafts- und Geschichtskon-
zeption.“ (122)

Mit Blick auf die Anlage des Buches 
ist kritisch anzumerken, dass die skizzier-
ten sozialphilosophischen Einlassungen 
Bourgeois’ mit Vorträgen zu friedens-
politischen Initiativen von zweifellos 
großer Bedeutung kompiliert werden. 
Der originelle Gehalt der intellektuel-
len Anstrengung Bourgeois’ droht da-
durch in den Hintergrund zu geraten. 
Es wird nicht begründet und bleibt da-
mit schleierhaft, warum andere wichti-
ge Texte bzw. Vorträge Bourgeois’ zum 
Solidaritätsverständnis – zumindest in 
Ausschnitten, die nötige Präzisierungen 
enthalten und konzeptionelle Ergän-
zungen oder Verschiebungen vorneh-
men – nicht ausgewählt wurden (etwa 
La solidarité et la liberté [ein Vortrag, 
auf den bzw. auf dessen dokumentier-
te Begleitdiskussion Böhlke im Nachwort 
an vier Stellen – darunter zwei Zitate – 
verweist], La solidarité et la justice, La 
dette sociale et le quasi-contrat social, 
Les risques sociaux et l’assurance so-
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ciale oder Les applications sociales de 
la solidarité). Hätte eine Beschränkung 
auf diese solidaritätstheoretischen Bei-
träge Bourgeois’ nicht genügt, um den 
solidaristischen Schatz für Leser*innen in 
Deutschland zu heben? Ebenfalls unver-
ständlich bleibt, dass Effi Böhlke zwar 
auf die wichtige Arbeit von Gesa Reisz 
zur Solidaritätssemantik in Deutschland 
und Frankreich (u. a. 2006) Bezug nimmt 
(vgl. 96, Fn. 1), andere Autoren, die sich 
in Deutschland mit dem französischen 
Solidarismus befasst haben, aber völlig 
außer Acht lässt – wie Christian Gülich 
(1991), Rainer Zoll (2000), Thomas Fieg-
le (u. a. 2003) und allen voran Hermann-
Josef Große Kracht mit seiner umfang-
reichen, bei transcript veröffentlichten 

Studie zu „Solidarität und Solidarismus“ 
(2017), in der instruktiv die theoretische 
Bandbreite des französischen Solidaris-
mus dargestellt wird. Auffällig ist ferner, 
dass Böhlke in ihrem Nachwort zwar auf 
unterkomplexe Lesarten von Solidarismus 
wie die von Rudolf Diesel hinweist (vgl. 
120), aber den eingangs von mir erwähn-
ten Heinrich Pesch und sein vom franzö-
sischen Solidarismus beeinflusstes Werk 
(v. a. „Lehrbuch der Nationalökonomie“) 
mit keinem Wort erwähnt.

Die Lektüre des im Suhrkamp-Verlag 
veröffentlichten Bandes lohnt sich, der 
mit der Übersetzung von Solidarité einem 
dringenden Desiderat Rechnung getra-
gen hat. Sozialphilosophisch ist die Anla-
ge des Buches bzw. die Auswahl der Texte 

wohl leider dennoch als ziemlich vertane 
Chance zu werten. Aber immerhin ist ein 
weiterer Schritt gesetzt, um Bourgeois 
und sein Solidaritätsverständnis peu à 
peu bekannter zu machen – und wahr-
zunehmen, welche Diskurspartner*innen 
es beim Bohren solidaristischer Bretter 
zu berücksichtigen gilt. Ad intra gespro-
chen: Nicht nur im Interesse des Wissens 
um ihre Tradition sei der Sozialethik das 
Kernstück „Solidarität“ mit seinem hoch-
aktuellen Verweis auf Relationalität statt 
‚ungebundenem‘ Subjektzentrismus zur 
Lektüre empfohlen. Ad extra: Die Sozial-
ethik steht zum Diskurs bereit.

Jonas Hagedorn, Frankfurt am Main

Würdigung Schasching

Spieß, Christian (Hg.): Sachgerecht – 
menschengerecht – gesellschaftsge-
recht. Texte von Johannes Schasching SJ, 
Paderborn: Ferdinand Schöningh 2020, 
343 S., ISBN 978-3-506-70749-9

Der aus Oberösterreich stammende Jesuit 
Johannes Schasching (1917–2013) zählt 
zu den wichtigsten Vertretern der katho-
lischen Soziallehre in der zweiten Hälfte 
des letzten Jahrhunderts. Als akademi-
scher Lehrer wirkte er zunächst in Inns-
bruck, dann 1966–1991 an der Päpstli-
chen Universität Gregoriana in Rom. Aus 
meinem ersten Studienjahr (Innsbruck 
1958/59) ist mir seine brillante Sozio-
logievorlesung noch heute in lebendi-
ger Erinnerung. Der Herausgeber, Profes-
sor für Christliche Sozialwissenschaften 
und Vorstand des Johannes Schasching 
SJ Instituts der KU Linz, fügte 32 Texte 
aus dem Nachlass Schaschings zu dem 
vorliegenden Band zusammen. Die Nach-
lasstexte, überwiegend Entwürfe von 
Vorträgen, waren zumeist nicht datiert 
und ohne nähere Angaben über Anlass 
und Adressaten. Aus ihrem Inhalt lässt 
sich eine Entstehungszeit zwischen 1963 
und 1995 annehmen. Über Leben und 

Wirken Schaschings informiert im Band 
eine von P. Alois Riedlsperger SJ verfass-
te biografische Notiz.

Die thematische Gliederung der 
Texte beginnt mit Einführungen in die 
Wirtschaftsethik. Es folgen Erörterun-
gen zu Wert und Würde der menschli-
chen Arbeit. Der Großteil der weiteren 
Nachlassschriften bezieht sich informa-

tiv und kommentierend auf Sozialdoku-
mente des Lehramts, wobei die Themen 
Frieden und Entwicklung im Vorder-
grund stehen. Einige Texte behandeln 
die Konsequenzen des sozialen Wandels 
für Gesellschaft, Kirche und Gemeinde. 
Signifikant für das sozialethische Den-
ken Schaschings, das in dieser Vielfalt 
der Arbeiten zum Ausdruck kommt, ist 
einerseits der hohe Stellenwert, den er 
der Autorität der kirchlichen Sozial-
verkündigung von Rerum novarum bis 
Centesimus annus einräumt, und ande-
rerseits sein starkes soziologisches In-
teresse für die sich wandelnden sozia-
len Kontexte, die den Hintergrund dieser 
lehramtlichen Äußerungen bilden.

Auf fünf Texte möchte ich besonders 
hinweisen:
• Im relativ großen Beitrag „Katholische 

Soziallehre und Arbeit“ (49–75) geht 
es um die differenzierte Skizze der 
Entwicklung des sozialethischen The-
mas „Arbeit“ vom Kontext der Klas-
sengesellschaft (Leo XIII., Pius XI.) 
über das Anliegen einer „Kultur der 
Arbeit“ (Johannes XXIII., II. Vaticanum, 
Paul VI., Johannes Paul II.) zum Pro-
blem „Arbeit und Entwicklung“.
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• Unter dem Thema „Arbeit gestaltet 
die Welt“ (76–85) steht Schaschings 
Vortrag beim 82. Deutschen Katho-
likentag 1968 in Essen.

• Besonders lesenswert ist auch der Pa-
radigmenwechsel, den der Text „Vom 
christlichen Milieu zur gesellschaft-
lichen Partnerschaft“ (142–155) dar-
stellt: Während die in Rerum novarum 
und Quadragesimo anno urgierten 
Sozialreformen mit dem kraftvollen 
Einsatz christlicher Milieus rechneten, 
setzen die späteren kirchliche Sozial-
dokumente auf den Dialog und die 
partnerschaftliche Wahrheitssuche 
aller Menschen guten Willens.

• Schaschings Bestreben, Fragestel-
lungen soziologisch auszuleuchten, 
kommt besonders gediegen zum Aus-

druck im Text „Der soziologische Ge-
halt von Mater et magistra“ (156–
166).

• „Mehr-Mensch-Sein: Ein Beitrag 
zur Deliberatio communitaria der 
Gemeinschaft Christlichen Lebens“ 
(267–287) macht in fünf eindrucks-
vollen Vorträgen den Sozialethiker als 
Seelsorger und Priester präsent, wo-
bei die Themen der deliberatio durch-
wegs sozialethisch sind.

Das Buch bietet dem Leser einen reich-
haltigen und interessanten Einblick in das 
Bemühen eines bedeutenden Sozialethi-
kers, katholische Soziallehre in der ge-
nannten Zeitspanne einem breiten Pu-
blikum zu vermitteln. Stil und Didaktik 
dieser Vermittlung zeigen Schaschings 

Fähigkeit, komplexe Inhalte einfach und 
allgemein verständlich darzulegen, was 
für manchen heutigen Sozialethiker bei-
spielhaft sein könnte. Natürlich zeigt der 
zeitliche Abstand der Texte zur Gegen-
wart auch die Weiterentwicklung des 
Faches. Dabei ist zu bedenken, dass der 
wirtschaftsethische Diskurs zur Entste-
hungszeit der Texte, sieht man vom Neo-
marxismus der Achtundsechziger ab, au-
ßerhalb der Christlichen Sozialethik und 
vor der Rawlsschen Gerechtigkeitstheorie 
bei weitem nicht die heutige Konjunktur 
aufwies und eher marginal war. Christli-
che Sozialethiker wie Nell-Breuning und 
Schasching wirkten damals als Pioniere. 
Auch in dieser historischen Perspektive 
empfiehlt sich die Lektüre.

Arno Anzenbacher, Mainz



58 MOSINTERNATIONAL 14. Jg. (2020) Heft 2

Summaries

Bernhard Emunds, Jonas Hagedorn: The 
Trilemma of Care. On conflicts of objec-
tives and shortcomings of common care 
policy strategies

The concept of a “trilemma of care” is 
a possible interpretation grid for classify-
ing care policy strategies. The main aim 
here is to identify fundamental tensions 
between some care policy objectives and 
to make it clear that these require deci-
sions to be weighed up or weighted. Fol-
lowing analyses by the US economist Wil-
liam J. Baumol (1922-2017), the article 
argues that the special profile of paid care 
work in an economy with rising indus-
trial productivity means that care servic-
es are becoming increasingly expensive 
compared to other goods. Against the 
background of this economic trend, the 
precarisation of paid care work, but al-
so its fragmentation (“minute care”) and 
more recent efforts to introduce time-
saving techniques are understandable as 
attempts – at best temporarily effective – 
to counteract this trend. 

Marianne Heimbach-Steins, Lea Quaing:  
Geriatric Care of Relatives under Con-
tinuous Pressure

About three quarters of old people in 
need of care in Germany are cared for by 
mostly female relatives and mostly with-
out professional help. Female ( spouses) 
and (in-law) daughters put their own 
gainful employment and social secu-
rity behind them for family care. They 
are under a high pressure of social and 
political expectations, which has so far 
been increased rather than reduced by 
current care policy regulations. The pa-
per examines the reasons for this per-
manent pressure, discusses the need for 
reform in the area of social security, es-

pecially pension entitlements, and with 
regard to the remuneration of family care 
(e. g. time spent in care, care allowance) 
and calls for a readjustment of the re-
lationship between family and profes-
sional care in terms of the right to care 
or not to care.

Claudia Menebröcker: CariFair - Cari tas’  
commitment for foreign Live-In-Care 
Workers. A practice report

Support for people in need of care 
and their carers alike: Since 2009, sev-
eral Caritas associations in Germany and 
Poland have been committed to fair and 
legal employment of foreign care work-
ers who live and work as so-called live-
ins in private households with the offer 
“CariFair”. The programme trains the Live-
ins and prepares them for their work. It 
also supports them in finding a suitable 
job and accompanies them during their 
assignment in Germany. The article starts 
with a brief overview of the employment 
of foreign live-in workers in Germany. It 
also explains why Caritas is involved in 
this field, how the CariFair model works 
and how it is evaluated by different in-
terest groups. Finally, Caritas’ commit-
ment at the European level and possible 
further development options in Germa-
ny are outlined.

Roger Konrad, Marcus Jogerst-Ratzka: 
Demands of Carers on their Profession

Since the outbreak of the Corona pan-
demic, applause has been heard every 
evening for those who are in the front 
line of care for sick and elderly people, 
and who also put their own health at risk. 
Nurses are the heroes of our time. This 
act of appreciation is noble, but should 
not distract from the problems and chal-

lenges of this profession: nursing care is 
one of the neglected areas of the Ger-
man social system. A lack of staff, poor 
pay and inadequate equipment are just 
some of the signs of the deficits that are 
now being expressed in the wake of the 
Corona crisis. The article asks about the 
causes of this calamity, names approach-
es to problem solving and explains how 
the association “Pflege in Bewegung e. V.” 
is fighting for improvements.

Matthias Klemm, Agnieszka Satola: 
International Care Workers. Integra-
tion work in Health Care and Nursing 
Facilities 

The shortage of skilled nursing per-
sonnel in Germany is to be alleviated, 
among other things, by recruiting inter-
national nursing staff. Their integration 
initially creates additional workloads in 
nursing practice. The article deals with 
the challenge of this integration and the 
scientific explanations of the failure of 
integration.

“Women are not Sufficiently Protected”. 
Interview on the Working Conditions of 
Live-in Staff

Paid holiday entitlement, paid sick 
leave or dismissal protection: This is nor-
mal for many employees. In the contracts 
of many foreign care workers who work in 
German private households, these rights 
do not appear. They are often expect-
ed to be on call 24 hours a day for the 
person in need of care, without being 
remunerated accordingly. The DGB pro-
ject “Fair Mobility” advises these “live-
in workers” and supports them in claim-
ing their rights.
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Résumés

Bernhard Emunds, Jonas Hagedorn : Le 
» trilemme des soins «. Sur les conflits 
d’objectifs et les insuffisances de cer-
taines stratégies courantes sur le plan 
de la politique de soins

Le concept de » trilemme des soins « 
est une grille d’interprétation possible 
pour classer les stratégies au niveau des 
politiques de soins. L’objectif principal 
est d’identifier les tensions fondamen-
tales qui existent entre certains objectifs 
de la politique de soins, et de souligner 
que les décisons requises doivent être 
pondérées et priorisées. Suite aux ana-
lyses de l’économiste américain William 
J. Baumol (1922–2017), l’article soutient 
que, dans une économie à productivité 
industrielle croissante, le profil particu-
lier du travail rémunéré dans le domaine 
des soins conduit, par rapport à d’autres 
biens, à un renchérissement continuel des 
services de soins. Pour contrecarrer cette 
tendance, la précarisation du travail de 
soins rémunéré, mais aussi sa fragmen-
tation (» soins à la minute «) et les ef-
forts récents pour introduire des tech-
niques permettant de gagner du temps, 
sont des tentatives certes compréhen-
sibles, mais au tout au plus temporaire-
ment efficaces.

Marianne Heimbach-Steins, Lea Quaing :  
Soigner des proches sous pression per-
manente

Les trois quarts environ des personnes 
âgées ayant besoin de soins en Allemagne 
sont prises en charge par des proches, 
le plus souvent des femmes et dans la 
plupart des cas sans aide profession-
nelle. Pour assurer des soins en famille, 
les conjointes ou compagnes et les filles 
ou belle-filles mettent au second plan 
leur propre emploi rémunéré et leur sé-
curité sociale. Elles sont soumises à une 
forte pression d’attentes sociales et poli-
tiques qui, par les règlements actuels au 
niveau de la politique de soins, risquent 
d’être augmentées plutôt que réduites. 
L’article examine les raisons de cette pres-
sion constante, discute les nécessités de 

réforme dans le domaine de la sécurité 
sociale et notamment des droits à la pen-
sion concernant en particulier la rému-
nération des soins à domicile (p. e. temps 
investi, rémunération des soignants) et 
revendique un réajustement du rapport 
entre soins à domicile et soins profession-
nels en établissant un droit de prendre 
en charge ou non.

Claudia Menebröcker : l’engagement de 
Caritas pour aide-soignants étrangers 
(Live-in) dans des foyers allemands à 
personnes dépendantes. Un rapport sur 
la pratique

Soutien, à la fois, aux personnes dé-
pendantes et à leurs soignants : Depuis 
2009, plusieurs associations de la Caritas 
en Allemagne et en Pologne s’engagent, 
par l’offre » Carifair «, pour un emploi 
équitable et légal de soignants étrangers, 
qui, nommés » Live-ins «, vivent et tra-
vaillent dans des foyers privés. Le pro-
gramme donne aux » Live-ins « une for-
mation et les prépare à l’activité future. 
En outre, il les aide à trouver un em-
ploi approprié et les accompagne pen-
dant leur travail en Allemagne. D’abord, 
l’article donne un bref aperçu de l’emploi 
des « Live-ins » étrangers en Allemagne. 
Ensuite il explique pourquoi Caritas s’en-
gage dans ce domaine, comment le mo-
dèle de » CariFair « fonctionne et com-
ment il est évalué par les différentes par-
ties interessées. Pour conclure, l’article 
entame la question de l’engagement de 
Caritas sur le plan européen ainsi que 
celle d’ autres options de développement 
possible en Allemagne.

Roger Konrad, Marcus Jogert-Ratzka : 
Exigences du personnel soignant à 
l’égard de leur profession

Depuis l’éruption du Corona-virus, des 
applaudissement retentissent chaque soir 
pour celles et ceux qui, en première ligne, 
prennent soin de personnes malades ou 
âgées et s’exposent ainsi à un risque pour 
leur propre santé. Les infirmières et infir-
miers sont les héroïnes et héros de nos 

jours. Cet acte d’appréciation est noble, 
mais il ne devrait pas faire oublier les 
problèmes et défis de cette profession. 
Les soins appartiennent aux domaines 
les plus négligés du sytème social alle-
mand. Manque de personel, rémunéra-
tion faible et équipement insuffisant : 
voilà quelques-unes des caratéristiques 
des déficits qui, maitenant, au cours de 
la crise de corona, apparaissent au grand 
jour comme dans une loupe. L’article exa-
mine les causes de la misère, identifie 
des pistes pour résoudre le problème et 
explique comment l’association » Pflege 
in Bewegung e. V. « lutte pour des amé-
liorations.

Matthias Klemm, Agnieszka Satola : 
Infirmières internationales. Le travail 
d’intégration dans les établissements 
de soins sanitaires et infirmiers

La pénurie de personnel qualifié dans 
le domaine des soins en Allemagne doit 
être palliée, entre autres, par le recru-
tement de personnel infirmier interna-
tional. Leur intégration crée d’abord du 
travail supplémentaire au vécu quotidien 
des soins. L’article traite de la manière 
dont on fait face aux défis de cette inté-
gration ainsi que des explications scien-
tifiques en cas d’échec.

« Les femmes ne sont pas suffisamment 
protégées. » Interview sur les conditions 
de travail du personnel soignant dans 
les foyers (Live-in)

Congé payé, poursuite du paiement 
en cas de maladie ou protection contre 
le licenciement: c’est normal pour de 
nombreux salariés. Dans les contrats de 
beaucoup de soignants étrangers travail-
lant dans des foyers privés allemands, ces 
droits n’existent pas. Souvent, on attend 
d’eux qu’ils soient à la disposition de la 
personne dépendante 24 heures sur 24, 
sans que cela soit rémunéré comme il 
faut. Le but du projet « Mobilité loyale » 
de la Confédération syndicale allemande 
(DGB) est de conseiller les soignants Live-
in et les aider à réclamer leurs droits.
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